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!Die Geschäftsstelle in der Möckernstraße 92, Ecke Yorckstraße, 
10963 Berlin, ist Mo – Do von 10 – 13 Uhr und 14 – 17 Uhr, Fr 10 – 13 Uhr
und 14 – 16 Uhr geöffnet, 
außer Mittwochnachmittag (Die Räume stehen dann ab 16 Uhr der 
Kreuzberger Mittwoch-Beratungsstelle zur Verfügung).
Fahrverbindung: � Möckernbrücke, Mehringdamm, Yorckstraße, 
�Yorckstraße, 
Telefon: 2 16 80 01
Die MieterGemeinschaft bietet ihren Mitgliedern derzeit Mietrechtsberatung in
den Beratungsstellen (auf Seite 36), von denen die behindertengerechten
durch � gekennzeichnet sind. 
Achtung! In unserer Geschäftsstelle – und in den Vor-Ort-Büros findet
während der Öffnungszeiten keine Rechtsberatung statt. 

✄
✄

Probleme mit dem Vermieter?
Bei der Berliner MieterGemeinschaft können Ratsuchende
kostenlos folgende Informationsblätter bestellen:

Bitte ankreuzen und mit Briefmarken im Wert von 1,50 DM ein-
fach an folgende Adresse schicken:
Berliner MieterGemeinschaft e.V. 
Möckernstr. 92
10963 Berlin

Absender:

Name

Vorname

Straße

PLZ Ort

❏ Betriebskosten
❏ Eigentümerwechsel
❏ Umwandlung 

in Eigentums-
wohnungen

❏ Heizkosten-
abrechnung

❏ Kein Zutritt ohne 
Voranmeldung

❏ Kündigung
❏ Mängelbeseitigung
❏ Mieterhöhung (Ost)
❏ Mieterhöhung (West)
❏ Mietvertrag
❏ Modernisierung
❏ Untermiete
❏ Wohnfläche

Arbeitsgruppe Umwandlung: 
mittwochs ab 15 Uhr unter der 
Telefonnummer 215 90 62 oder e-mail: bmg-ag@ipn.de 

Anti-Scientology-Initiative: 
Unsere Seite im Internet finden Sie unter 
www.mieter-gegen-scientology.de
e-Mail: webmaster@mieter-gegen-scientology.de

Offene AG Betriebskosten
bitte telefonisch erfragen
Bezirksamt Hohenschönhausen, 
Große-Leege-Straße 103, kleiner Sitzungssaal
Vorläufig letzter Treff der Arbeitsgruppe

V E R S A M M L U N G E N  U N D  T R E F F E N

Informationen, Tipps, Kontakte 
und Beitritte zur MieterGemeinschaft; 
keine Rechtsberatung

Friedrichshain
Bis Mitte August 2001:
montags 13 bis 14 Uhr, Am Rudolfplatz 5, 10245 Berlin,
RuDi Kiezladen

Hellersdorf
mittwochs 18 bis 19 Uhr, Auerbacher Ring 40, 
Ko.-Zentrale der Lokalen Agenda 21, � Hellersdorf

Pankow
dienstags 18 bis 19 Uhr, Wolfshagenerstraße 72, 
Ecke Eintrachtstraße, Kiezladen, � Pankow

Prenzlauer Berg
montags 17 bis 19 Uhr, Grellstraße 14, „Grelltreff“, 
Telefon: 4 23 50 86, �, � Prenzlauer Allee
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Möckernstraße 92  ·  10963 Berlin ·  Telefon 2 16 80 01  ·  Postbank NL Berlin 830 71-109

Berlins

preisgünstige

Mieter- BEITRITTSERKLÄRUNG
Für Mitglieder mit Wohnsitz 
in OstBerlin:

Für Mitglieder mit Wohnsitz 
in WestBerlin:

Für Hausgemeinschaften: 
(Mindestens 5 MieterInnen des Hauses müssen gleich- 
zeitig beitreten und eine[n] Vertrauensmieter[in] wählen.)

❏
❏
❏

❏
❏
1 Prozess-Mietrechtsschutz durch Gruppen-Versicherungs-Vertrag mit der ALLRECHT Rechtsschutzversicherung AG. 
   Der Rechtsschutzanteil in Höhe von 50,50 DM wird an die ALLRECHT abgeführt.
2 Die Mitgliedschaft ohne Rechtsschutz ist nur möglich, wenn eine Police über einen bestehenden Mietrechtsschutz 
   vorgelegt wird.

Name, Vorname                                                                                                                                           

Straße, Nr.                                                                                                                                                           Berlin

Telefon                                                                                           geb. am                                                                     

Eigentümer/in                                                                                                                                                 

Verwaltung                                                                                                                                                  
Die Satzung erkenne ich hiermit an. Ich bin damit einverstanden, dass meine Daten mittels EDV gespeichert werden.

Berlin, den                                              Unterschrift

Bitte zahlen Sie den Jahresbeitrag (West: plus Aufnahmegebühr) auf unser Konto: Postbank  Berlin, 
BLZ 100 100 10, Konto-Nr. 830 71-109   oder  erteilen Sie uns folgende EINZUGSERMÄCHTIGUNG:

Ich bin einverstanden, dass der obige Mitgliedsbeitrag abgebucht wird:

Geldinstitut                                                                                                                                                 

Konto-Nr.                                                                                      BLZ                                                     

Kontoinhaber/in                                                                                                                                          

Berlin, den                                              Unterschrift         

BERLINER MIETERGEMEINSCHAFT E.V.

ohne Aufnahmegebühr
Jahresbeitrag mit Rechtsschutz1

Jahresbeitrag ohne Rechtsschutz2
95,–   DM
44,50 DM

Aufnahmegebühr
Jahresbeitrag mit Rechtsschutz1

Jahresbeitrag ohne Rechtsschutz2

5,–   DM
105,–   DM

54,50 DM

❏
❏
❏

Jahresbeitrag mit Rechtsschutz1 im ersten Jahr je Mitglied
Jahresbeitrag ohne Rechtsschutz2 im ersten Jahr je Mitglied

95,–   DM
44,50 DM

Organisation

✄
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MieterEcho

Liebe Leserinnen 
und Leser,

diese Ausgabe des MieterEchos entwickelte sich zu einer
Fortsetzung der letzten. Das Thema Genossenschaften er-
weiterte sich fast von selbst durch fundierte Beiträge aus der
Praxis. Rainer Schubert schildert Schwierigkeiten bei der
Gründung von Genossenschaften, Barbara König und Barbara
von Neumann-Cosel nehmen jeweils Stellung für diejenigen
Genossenschaften, mit denen sie verbunden sind.
Rechtliche Veränderungen haben einerseits ihren Abschluss 
in der Mietrechtsreform erreicht – dazu Julia Oppermann,
andererseits ihren Anfang mit der Novellierung des
Wohnungsbaugesetzes gefunden – siehe den Beitrag von 
Tina Veihelmann.
Der soziale Wohnungsbau oder besser die Lücke, die er
hinterlässt, wird uns in Zukunft ganz sicher noch beschäftigen.
Unvermeidlich auch im MieterEcho: Landowsky. 
Barbara Oesterheld, die den ME-Lesern durch viele Beiträge
bekannt ist, gehört der Untersuchungskommission des
Abgeordnetenhauses zu diesem Fall an. 
Das Thema Wärmedämmung befindet sich noch immer in der
Bearbeitung: Ein Beitrag von Renate Berg gibt hierzu
Informationen. 
Weitere Beiträge sind aber noch immer 
willkommen und sicher auch nötig.

Liebe Mitglieder, 
liebe Besucher,
bitte beachten Sie die geänderten Öffnungszeiten
unserer Geschäftsstelle: 

Montag 10.00 bis 13.00 Uhr und 
14.00 bis 17.00 Uhr

Dienstag 10.00 bis 13.00 Uhr und 
14.00 bis 17.00 Uhr

Mittwoch 10.00 bis 13.00 Uhr 
Donnerstag 10.00 bis 13.00 Uhr und 

14.00 bis 17.00 Uhr
Freitag 10.00 bis 13.00 Uhr und 

14.00 bis 16.00 Uhr

S. 4 Woran misst sich der Erfolg
einer neuen Genossenschaft
– Interview mit 
Rainer Schubert

S. 7 Genossenschaften als
Bestandteil sozialer
Stadtentwicklung

S. 10 Sparvereine, Genossen-
schaften und Gemein-
wirtschaft

S. 12 „Dritter Weg“ zwischen
Miete und Eigentum

S. 12 Verdacht der Miet-
preistreiberei

S. 13 Die Mietrechtsreform

S. 15 Der soziale Wohnungsbau 
ist tot

S. 17 Berlin macht reich

S. 18 Good Governance: 
Die Ideologie eines nach-
haltigen Neoliberalismus

S. 22 Buchrezension: Überwachen
und Ausschließen

S. 23 Satzungsänderung der
Berliner MieterGemeinschaft

S. 24 Immobilien-
verwertungsbeilage

S. 28 Bezirkskorrespondenz

S. 34 Recht und Rechtsprechung

S. 36 Unsere Beratungsstellen
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Das Thema Wohnungs-
genossenschaften stand im
Mittelpunkt der letzten Aus-
gabe des ME. Die Beiträge
befassten sich teilweise mit
historischen, aber vor allem
mit den aktuell diskutierten
widersprüchlichen Aspekten
des Genossenschaftswesens.
Bezogen auf das Schwer-
punktthema erreichten die
Redaktion zwei LeserInnen-
briefe: Barbara König,
Beiratsmitglied der „Bremer
Höhe“, nimmt Stellung zu den
neuen Genossenschaften, in-
dem sie deren Potenziale für
die Bewohner und die Stadt-
entwicklung beschreibt.
Die Geschäftsführerin des
Genossenschaftsforums e.V.
Barbara von Neumann-Cosel
bezieht sich auf den Kom-
mentar „Genossenschaften –
Clevere Alternative oder
Krämerladen?“ und stellt dar,
dass insbesondere in Berlin
sich seit mehr als 100 Jahren
eine breitgefächerte Genos-
senschaftsbewegung gegen
Missstände in der Wohnraum-
versorgung wendet. 
Beide LeserInnenbriefe wur-
den durch die Redaktion be-
antwortet, nachfolgend sind
sowohl die Briefe als auch die
Antworten als Beiträge veröf-
fentlicht.
Diese Beiträge werden er-
gänzt durch das Interview mit
Rainer Schubert, dem Vor-
standssprecher der Mieterge-
nossenschaft Wöhlertgarten. 
Die Redaktion des Mieter-
Echos meint, das Thema
„Genossenschaft“ mit dieser
Ausgabe zunächst absch-
ließend bearbeitet zu haben,
würde aber gerne weitere
Meinungen, Stellungnahmen
oder Erfahrungsberichte
entgegennehmen. Die Diskus-
sion ist eröffnet.

In der letzten Ausgabe des Mie-
terEchos unterzog Wilfried Jung
die Mietergenossenschaft Wöh-
lertgarten einer kritischen Be-
trachtung (ME 283, S.13). Seine
Hauptkritikpunkte waren die Dif-
ferenzierung der Bewohner-
schaft in „gute“ GenossInnen
und „böse“ MieterInnen sowie
die Vernachlässigung von Mit-
bestimmung und dem Erhalt der
Bewohnerstruktur in der Genos-
senschaft. Sein daraus folgen-
des Resümee: „Die Umwand-
lung kommunalen Wohneigen-
tums in Genossenschaftseigen-
tum ist jedenfalls nicht mieter-
freundlich.“ Eine Kritik an dieser
Kritik und wichtige Aspekte des
„Für“ und „Wider“ des Ge-
nossenschaftswesens erläutert
Herr Rainer Schubert, Sprecher
des Vorstands der Mietergenos-
senschaft Wöhlertgarten im fol-
genden Interview:

ME: Gibt es „gute“ GenossInnen
und „böse“ MieterInnen im
Wöhlertgarten oder anders ge-
fragt, gibt es Interessenskonflik-
te zwischen MieterInnen und
GenossInnen?

Schubert: Die Fragestellung
nach „gut“ und „böse“ stellt sich

in dieser Form gar nicht. Natür-
lich braucht eine Genossen-
schaft GenossInnen, und zwar
möglichst viele. Prinzipiell be-
deutet dies aber keinen Zwang,
sondern die Aufforderung an je-
ne, die können, Genosse oder
Genossin zu werden und wer
nicht kann oder will, muss eben
auch nicht. Grundsätzlich soll-
ten GenossInnen und MieterIn-
nen das gemeinsame Interesse
haben, dass die Genossen-
schaft funktioniert und auf soli-
den Beinen steht. Nur so sind so-
zialverträgliche Mieten zu errei-
chen. Es gibt keine Vorbehalte
gegen MieterInnen oder gar ei-
ne Verdrängung von ihnen.

ME: Welchen Rückhalt hat die
Genossenschaft bei den Be-
wohnerInnen und wie hat sich
die BewohnerInnenstruktur im
Wöhlertgarten seit der Grün-
dung der Genossenschaft ver-
ändert?

Schubert: Bis 1998, also vor der
Gründung der Genossenschaft,
waren ca. 100 der 130 Woh-
nungen bewohnt. Am 17. Juni
1999 fand die Gründungsver-
sammlung der Genossenschaft
statt. 42 Gründungsmitglieder

beschlossen die Satzung und
erklärten mit ihrer Unterschrift
den Beitritt. Bis zur Anmeldung
im Genossenschaftsregister
schlossen sich weitere 19 Mit-
glieder an. Eine Veränderung
der BewohnerInnenstruktur hat-
te bereits vor der Gründung 
der Genossenschaft begonnen,
was auch auf die unklaren Ver-
hältnisse um den geplanten Ver-
kauf des Wöhlertgarten an die
Immobilien-Bau-Contor GmbH
(IBC) und deren Sanierungs-
und Modernisierungsvorhaben
zurückzuführen war. Diese Un-
gewissheit hatte zur Folge, dass
vor allem ältere und besser situ-
ierte Leute weg zogen. Gut ver-
dienende Familien erwarben
„richtiges“ Eigentum im Umland;
ältere Bewohner scheuten den
Umzug in eine Umsetzwohnung
und den Rückzug nach wenigen
Wochen in das dann vollsanier-
te Haus. Diese Tendenz hält
noch an. Dennoch sind ein gut-
es halbes Dutzend Rentner fest
entschlossen, die Sanierung im
Wöhlertgarten zu überstehen
und arbeiten teilweise aktiv in
der Genossenschaft mit.

ME: Welche organisatorischen
und arbeitstechnischen Voraus-

Woran misst sich 
der Erfolg einer neuen
Genossenschaft?

Interview mit dem Vorstandssprecher der Mietergenossenschaft Wöhlertgarten, 
Rainer Schubert am 08. 04. 2001

Wöhlertgarten, Ansicht Pflugstraße
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setzungen waren für die Genos-
senschaftsgründung notwen-
dig?

Schubert: Die Genossen-
schaftsidee entstand mit dem
geplanten Verkauf des Wöhlert-
garten durch die Wohnungsbau-
gesellschaft Mitte mbH (WBM)
an die IBC und dem folgenden
Protest der MieterInnen. Ledig-
lich gegen den Verkauf zu sein,
bedeutete aber noch keine Al-
ternative. Um den Verkauf an die
IBC zu verhindern, wurde deren
Mitarbeitern der Zugang zu
Wohnungen für Vermessungs-
arbeiten durch die MieterIn-
nen verwehrt und gleichzeitig
wöchentliche MieterInnentref-
fen abgehalten. Hier wurde die
Idee der Gründung einer Ge-
nossenschaft bereits erörtert.
Im November 1998 fand auf Ein-
ladung von Bezirksbürgermei-
ster Joachim Zeller (CDU) und
Baustadtrat Dr. Flierl (heute
PDS) unter Einbeziehung der
WBM, IBC, Abgeordneten sowie
JournalistInnen und betroffenen
MieterInnen eine große, öffent-
lichkeitswirksame Versamm-
lung statt, die unter die Verwer-
tungspläne der IBC einen end-
gültigen Schlussstrich zogen –
die IBC hat kurz darauf von
ihrem Kaufinteresse Abstand
genommen. Im Januar 1999 sig-
nalisierte die WBM, das Genos-
senschaftsmodell zu unterstüt-
zen. Es begann das intensive
Studieren und Ausarbeiten einer
Genossenschaftssatzung und
der Finanzierungsmöglichkei-
ten dieses Vorhabens. Das war
der Einstieg in eine lange Pha-
se, in der sich intensive hoff-
nungsvolle Arbeit mit immer
neuen Enttäuschungen verban-
den. Heute – nach zwei Jahren
– haben wir die neue Genos-
senschaftsrichtlinie mit auf den
Weg gebracht und verfügen als
ehemals völlige Laien über
reichhaltige Erfahrungen, die wir
gerne weitergeben.

ME: Die Tragfähigkeit einer Ge-
nossenschaft hängt maßgeblich
von der Anzahl der GenossIn-
nen ab. Wie viele MieterInnen
verkraftet eine Genossenschaft
oder wie hoch muss der Anteil
an GenossInnen mindestens
sein?

Schubert: Eine Faustregel zur
Tragfähigkeit einer Genossen-
schaft lässt sich aus den bishe-
rigen Erfahrungen noch nicht
ableiten. Zu den derzeitigen För-
derbedingungen gehört, dass
20% der BewohnerInnen Ge-

nossenschaftsanteile erwerben.
Diese Zahl ist im Fall des
Wöhlertgarten weit überschrit-
ten, was damit zusammen-
hängt, dass sich der oben be-
schriebene massive Protest der
MieterInnen gegen den Verkauf
an die IBC formierte. Aus dieser
Mobilisierung von „unten“ ent-
stand letztendlich die Idee und
der Rückhalt der Genossen-
schaft Wöhlertgarten. Nach der
derzeitigen Finanzierungspla-
nung sollten 70 Mietparteien der
Genossenschaft angehören, um
auf einen Eigenkapitalanteil von
700.000 DM zu kommen. Bei im
Moment noch gut 80 Mietpartei-
en gehen wir zur Zeit von 40 Ge-
nossInnen aus. Gesucht sind al-
so sowohl MieterInnen als auch
– natürlich besonders – Genos-
sInnen.

ME: Welche finanziellen Vo-
raussetzungen muss ein künfti-
ger Genosse oder eine künftige
Genossin erbringen?

Schubert: Der Genossen-
schaftsanteil beträgt bei uns
10.000,- DM. Durch einen zins-
losen Kredit von 8.000,- DM und
der Eigenheimzulage zwischen
2.400,- und 10.000,- DM werden
besonders Familien mit mehre-
ren Kindern begünstigt. Die
Förderung ermöglicht auch
Sozialhilfeempfängern Mitglied
zu werden. Voraussetzung ist
grundsätzlich eine Angemes-
senheitsbescheinigung des
Wohnungsamtes. Allerdings
muss sehr viel Bürokratie be-
wältigt werden, zunächst für 
die Angemessenheitsbeschei-
nigung, durch welche das
Nichtüberschreiten einer be-
stimmten Einkommensgrenze
bescheinigt wird. Dann gilt es, ei-
nen Berg von Formularen zu be-
arbeiten und Unterlagen bereit
zu stellen für das Finanzamt und
die Investitionsbank Berlin
(IBB). Der bürokratische Auf-
wand für künftige GenossInnen
ist nicht ohne weiteres allein zu
bewältigen. Der Vorstand hilft
mit Rat und Tat, aber auch mit
Ermutigung.

ME: Ein Kritikpunkt in Herr Jungs
Beitrag im letzten ME war die
Vernachlässigung der Mitbe-
stimmung. Wie funktionieren
Kommunikation und Entschei-
dungsfindung zwischen Vor-
stand, Aufsichtsrat, GenossIn-
nen und MieterInnen?

Schubert: Im Wöhlertgarten gab
es seit jeher enge nachbar-
schaftliche Beziehungen: Jeder

kennt beinahe jeden. Kommuni-
kation findet also permanent
statt. MieterInnen wie Genos-
sInnen wenden sich mit großen
und kleinen Problemen nach wie
vor an die Leute, die hier schon
immer aktiv oder Interessenver-
treter waren und heute meist im
Vorstand oder Aufsichtsrat ar-
beiten. Beide Gremien tagen 
zur Zeit mindestens einmal
wöchentlich, meist über viele
Stunden. In der derzeitigen Pla-
nungsphase, die den Sanie-
rungsbeginn in Kürze anstrebt,
kann der Vorstand aber nicht
mehr für jede Entscheidung, die
einen gewissen Rahmen über-
schreitet, eine Vollversammlung
einberufen – damit wären wir
praktisch handlungsunfähig.

ME: Weitere wichtige Aspekte
für die Entwicklung einer Ge-
nossenschaft sind Bestands-
größe und der Kaufpreis. Wie
groß muss der Bestand einer
Genossenschaft mindestens
sein und zu welchem Preis wur-
de der Wöhlertgarten erstan-
den?

Schubert: Auch hier ist es
schwierig, konkrete Zahlen zu
nennen. Ich denke, dass es be-
züglich der Bestandsgröße ver-
schiedene Optima geben wird.
Fragen Sie mich mal in acht bis
zehn Jahren wieder. Etwas an-
deres ist das mit dem Kaufpreis.
Das Verkehrswertgutachten er-
mittelte für den Wöhlertgarten
einen Preis von 7,5 Millionen
DM, was einem Quadratmeter-
preis von 701,43 DM entspricht.
Dies war der für uns sehr hohe
Kaufpreis, den auch die IBC zu
zahlen gehabt hätte. Das Pro-
blem ist nun aber für das Land
Berlin, dass wesentlich mehr öf-
fentliche Mittel aufgewendet
werden müssen, um der Genos-
senschaft den erforderlichen
Ankaufkredit dafür zu gewähren
– das ist die zentrale Neuerung
in der „Genossenschaftsrichtli-
nie 2000“.

ME: Bei der Genossenschaft
Wöhlertgarten handelt es sich
um eine sogenannte „eigen-
tumsorientierte“ Genossen-
schaft. Welche Bedeutung hat
diese Genossenschaftsform für
die Förderung durch Senatsmit-
tel und welche Konsequenzen
ergeben sich aus der Eigen-
tumsorientierung in der Praxis?

Schubert: Zu den Fördermög-
lichkeiten für den Erwerb eines
Genossenschaftsanteils habe
ich bereits etwas gesagt. Über

den Eigenheimzulagenanspruch
kann ein Teil des zinslosen Darle-
hens der IBB getilgt werden. Da-
neben erhält die Genossenschaft
eine Förderung für den Kauf des
Bestands. Diese Fördermittel
sind an die Auflage der „Eigen-
tumsorientierung“ gebunden.
Dieser Aspekt hat für die kom-
menden acht Jahre zunächst
keine Relevanz, da in dieser Zeit
eine Umwandlung in Eigentum
ausgeschlossen ist. Aber auch
über diesen Zeitrahmen hinaus
sind die bürokratischen Hürden
für die Umwandlung in Eigen-
tumswohnungen nicht unerheb-
lich. Ich habe außerdem die Hoff-
nung, dass die BewohnerInnen
des Wöhlertgarten die Vorzüge
der Genossenschaft dem priva-
ten Eigentum vorziehen werden.
Ich bin der Überzeugung, dass
Gemeinschaftseigentum funktio-
nieren kann – das Gegenteil ist
bisher keinesfalls bewiesen!

ME: Wodurch ist es möglich,
dass der Wöhlertgarten zusätz-
lich eine Sanierungsförderung
erhält, obwohl er in keinem aus-
gewiesenen Sanierungsgebiet
liegt?

Schubert: Die Sanierung des
Wöhlertgarten ist schon eine
Bedingung des Kaufvertrages.
An dieser Stelle ergeben sich je-
doch auch Probleme, da die Mit-
tel zum Teil wie Absprunghilfen
wirken. Das will ich kurz erläu-
tern: Das Programm der „Sozia-
len Stadterneuerung“ gewährt
Mietern in Sanierungsgebieten
Umzugshilfen und Abstands-
zahlungen für nicht abgewohnte
Eigenleistungen wie z. B. eine
selbst eingebaute Gasetagen-
heizung. Diese als Kompensati-
on gedachten Mittel haben aber
auch einzelne MieterInnen ein-
geladen, sich andere Wohnun-
gen zu suchen. Auch die Arbeit
der Mieterberatung, die sinnvoll
ist, um Mieter vor der Willkür von
Bauherren bei Sanierungen zu
schützen, ist im Falle einer Ge-
nossenschaft nicht ohne Proble-
me. Hier zeigt sich das Dilemma,
dass sich die involvierten Insti-
tutionen vom Bezirk und Senat
sowie die IBB mit ihren Pro-
grammen noch nicht ausrei-
chend koordinieren und es si-
cherlich auch Kräfte gibt, die ein
Scheitern der Genossenschaft
gerne sehen würden. 

ME: Die Kreditverträge wurden
mit der Investitionsbank Berlin
geschlossen. Welche Erfahrun-
gen haben Sie mit dieser Bank
gemacht?
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Schubert: Neben den beschrie-
benen Abstimmungsschwierig-
keiten sind die Erfahrungen mit
den verschiedenen Abteilungen
der Bank sehr unterschiedlich.
Die Beauftragte der IBB für die
Förderung der Genossen-
schaftsanteile z.B. ist sehr en-
gagiert. Viel schwieriger ist das
Verhältnis bezüglich der An-
kaufförderung. Neben dem
enormen bürokratischen Auf-
wand, mit dem wir nicht gerech-
net hatten, mussten wir so man-
che Überraschung erleben. So
erhielten wir im Februar dieses
Jahres das Kreditangebot von
der IBB, welches wesentliche
Voraussetzungen beinhaltete,
die wir zuvor nicht kannten. Die
WBM hat uns eine Rückkaufga-
rantie für die kommenden 15
Jahre zugesagt. Das aber reicht
der IBB nicht. Sie verlangt darü-
ber hinaus eine Landesbürg-
schaft, die weitere Kosten von
ca. 100.000,- DM verursacht. Ei-
ne absurde Sache, da das Land

den Verkauf an die Genossen-
schaft selbst mitbeschlossen
hat und mit Fördermitteln den
Erwerb möglich macht. Das
ganze Finanz- und Förderungs-
system ist nicht durchschaubar
und sollte unbedingt transpa-
renter werden. In der Genos-
senschaftsrichtlinie steht z.B.
von Rückkaufgarantie und Lan-
desbürgschaft kein Wort!

ME: Das hohe Kreditvolumen
der Genossenschaft wirkt sich
zwangsläufig negativ auf die
Mietentwicklung aus. Woran
misst sich der Erfolg ihrer Ge-
nossenschaft?

Schubert: Das Gesamtvolumen
der Kredite beläuft sich auf etwa
28 Millionen DM, bei einer Lauf-
zeit von etwas über 30 Jahren.
Bislang haben sich die Mieten
noch nicht verändert. Erst nach
der Sanierung wird sich die
Miete auf maximal 8,28 DM/m2

erhöhen und 13 Monate auf

diesem Niveau bleiben. Danach
gibt es über fünf Jahre jährl-
iche Mieterhöhungen um 0,20
DM/m2 , danach um 0,25 DM/m2.
Praktisch sind aber viele Miet-
preise auch nach der Sanierung
noch viel niedriger – für die Ge-
nossenschaft ein Problem der
Ungleichheit – da für jede Woh-
nung, die der Mieter/Genosse
weiter bewohnt, die Miete indivi-
duell berechnet wird. So ange-
nehm die niedrigen Mieten für
viele Mieter bis jetzt noch waren,
für die Genossenschaft wird es
nicht ganz einfach. Die MieterIn-
nen werden im Rahmen der ge-
setzlichen Möglichkeiten maxi-
mal an den Kosten beteiligt und
das wird ihnen auch so mitge-
teilt. Die Notwendigkeit an die
obere Grenze zu gehen, ergibt
sich aus den Kosten der Kredi-
te. Unser Finanzierungsplan hat
wahrscheinlich noch Lücken, zu
denen wir uns noch etwas ein-
fallen lassen müssen. Der Erfolg
der Genossenschaft misst sich
daran, ob wir die Entwicklung
der Gesamtkosten – Miete plus
Betriebskosten – in solchen
Bahnen halten können, dass
auch sozial Schwächere hier
wohnen bleiben. Das war unser
Anspruch und das bleibt unser
Anspruch! Gelingt uns das nicht,
sehen wir uns zumindest in die-
ser Hinsicht als gescheitert.

ME: Aufgrund des geplanten
Verkaufs der GSW, hat sich in
Kreuzberg eine Genossen-
schaftsinitiative gegründet. Ist
unter den beschriebenen Bedin-
gungen die Gründung einer
neuen Genossenschaft die an-
gemessene Alternative?

Schubert: Wie bereits gesagt,
unter den jetzigen Bedingungen
würde ich vor einem Wiederho-
lungsfall eher warnen. Neue Ge-
nossenschaften sind keine
grundsätzliche Alternative zu
den bisherigen städtischen
Wohnungsbaugesellschaften.
Dies ergibt sich aus den nicht
ausreichend vorhandenen För-
dermitteln, die die Verkaufserlö-
se aus den Veräußerungen der
Gesellschaften übertreffen wür-
den. Zur Genossenschaft ge-
hören des Weiteren eine Menge
Leute, die sich ehrenamtlich be-
teiligen, und noch mehr: Men-
schen, die die Genossenschaft
tolerieren. Diese Voraussetzun-
gen müssen intensiv geprüft
werden. 

ME: Ist das Genossenschafts-
modell für Sie ein Zukunftsmo-
dell? Welchen politischen und

ökonomischen Rahmen wün-
schen Sie sich für die Entwick-
lung des Genossenschaftsge-
dankens?

Schubert: Die Förderung von
Genossenschaften mit öffentli-
chen Geldern hat sicherlich
auch eine Feigenblattfunktion
und kaschiert eher den Rückzug
aus dem sozialen Fürsorgesys-
tem als dass es ihn kompensiert.
Die Kritik an Genossenschaften
darf deshalb allerdings nicht so
weit gehen, dass vor ihnen ge-
warnt wird, wie es im Falle des
Wöhlertgarten geschehen ist.
Eine Abwertung der gegenwär-
tigen Versuche – wie dem des
Wöhlertgarten – finden wir un-
solidarisch. Die Auseinander-
setzung sollte sich meines Er-
achtens nach stärker auf einen
Aspekt konzentrieren, der im
letzten MieterEcho keinerlei Er-
wähnung fand und eine eher so-
ziopsychologische Frage auf-
wirft. Sie betrifft die Schaffung
neuer Identitäten im Nahbereich
der Menschen, die sich im Rah-
men neuer ökonomischer Ent-
wicklungen und regionaler Wirt-
schaftskreisläufe entwickeln.
Die Menschen haben mehr Frei-
heitsgrade mit all ihren Risiken
aber auch der Möglichkeit, die
größere Eigenverantwortung
positiv gestaltend einzubringen.
Hier könnten Genossenschaf-
ten eine positive Rolle spielen, in
dem Sinne der Förderung so-
zialer Beziehungen, der Verant-
wortung füreinander und des
Gemeineigentums.
Genossenschaften werden in
absehbarer Zeit sicherlich nicht
zur Massenbewegung, aber sie
können – und das als letzten
Punkt – von einer soliden Basis
ausgehend eine gewisse Anker-
wirkung auf die Mietpreisent-
wicklung haben. Die bessere Al-
ternative zur puren Eigenheim-
förderung sind sie allemal.

Wir danken Ihnen für dieses
Gespräch.

Das Gespräch führte 
Hermann Werle.

Interessierte am genossen-
schaftlichen Wohnen wenden
sich an die
Genossenschaft Wöhlertgarten 
Pflugstraße 10 / 3. Aufgang
10115 Berlin
oder telefonisch bei 
Herrn Schubert: 28 59 98 96

Innenhof Wöhlertgarten
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In der letzten Ausgabe des Mie-
terEchos (Nr. 283) stieß ich auf
einige Deutungen der aktuellen
Situation neuer Wohnungsge-
nossenschaften, die ich nicht
unkommentiert lassen möchte.
In den meisten Artikeln zum
Schwerpunktthema dieses Hef-
tes „Hoffen auf Genossenschaf-
ten“ wird die Ablehnung der Pri-
vatisierungspolitik des Landes
Berlin mit einer Kritik an Woh-
nungsgenossenschaften undif-
ferenziert nebeneinander ge-
stellt. Dadurch wird der Eindruck
erzeugt, die neuen Bestandsge-
nossenschaften seien grund-
sätzlich Produkt und Ausdruck
einer schlechten Wohnungspo-
litik und letztlich zum Nachteil
der Mieter. Diese Darstellung
bedarf einer Differenzierung, die
ich nachtragen möchte, um das
Potenzial der neuen Wohnungs-
genossenschaften für die Be-
wohner und die Stadtentwick-
lung losgelöst von den Irrtümern
der aktuellen Wohnungspolitik
aufzeigen zu können.

Die Wohnungsgenossenschaft
ist in erster Linie eine Rechts-
form. Die gesetzliche Festle-
gung der Genossenschaft sagt
nichts über ihre soziale Orien-
tierung oder die Motive ihrer Mit-
gliedschaft aus. Zwar unter-
scheiden ihre allgemeinen Prin-
zipien (siehe ME 283, S. 6), al-
so die Gleichsetzung von An-
teilseigner und Nutzer, die Non-
Profit-Orientierung und die de-

mokratische Mitbestimmung,
die Genossenschaft grundsätz-
lich von anderen Rechtsformen.
Wie sich eine Wohnungsgenos-
senschaft gestaltet, welche För-
derziele sie in ihrer Satzung ver-
ankert und was ihre langfristigen
Handlungsvorgaben sind, ist je-
doch variabel. Auch ist in der Ge-
nossenschaft nicht garantiert,
dass die Mitglieder ihre Mitbe-
stimmungsmöglichkeiten tat-
sächlich wahrnehmen, die Be-
dürfnisse der Bewohner über-
einstimmen oder die Genossen-
schaftsfunktionäre grundsätz-
lich im Sinne der gesamten Mit-
gliedschaft handeln.

Dass die soziale Orientierung
der Genossenschaft nicht
selbstverständlich ist, zeigen
manche Beispiele der alten, zum
Teil mehr als hundert Jahren be-
stehenden Wohnungsgenos-
senschaften. Sie unterscheiden
sich durch ihre versteinerten,
hauptsächlich dem Selbstzweck
dienenden Strukturen und die
jahrzehntelange Vernachlässi-
gung des Genossenschaftsge-
dankens in ihren Entscheidun-
gen kaum noch von rein kom-
merziellen Anbietern. Grund-
sätzlich können Wohnungs-
genossenschaften aber sozial
ausgerichtet sein und sich kon-
tinuierlich bewohnerfreundlich
entwickeln. Sie sind hierfür 
eher prädestiniert, als jede an-
dere private Wohneigentums-
form. Jede Wohnungsgenos-

senschaft kann entsprechend
gestaltet werden. Die soziale
Ausrichtung der Genossen-
schaften muss jedoch explizit in
der Satzung verankert und ihre
Umsetzung langfristig kontrol-
liert werden, wenn sie dauerhaft
den Zielen einer „sozialen Stadt-
entwicklung“ dienen soll: Stabi-
lisierung der Mieten im Quartier
und Schutz vor Verdrängung der
bestehenden Bewohnerschaft.

Privatisierung
kommunaler
Wohnungs-
baugesellschaften

Die meisten aktuellen Berliner
Genossenschaftsprojekte sind
in Reaktion auf die Verkaufsplä-
ne kommunaler Wohnungsbau-
gesellschaften entstanden. Sie
sind Bemühungen, die politisch
gewollte Privatisierung der öf-
fentlichen Wohnungsbestände
zum Nutzen der Bewohner und
nicht irgendwelcher Investoren
geschehen zu lassen. Das heißt
aber nicht, dass durch diese Pro-
jekte gleichzeitig die Privatisie-
rungspolitik des Landes Berlin
gutgeheißen wird. Die AutorIn-
nen des MieterEchos kritisieren
zu Recht, dass die Stadt mit dem
Ausverkauf ihrer Wohnungs-
bestände langfristig das effekti-
vste Steuerungsinstrument ihrer

Wohnungspolitik aus der Hand
gibt. Sie verliert so Bestände, mit
denen sie bisher Wohnungsnot-
lagen auf dem freien Markt aus-
gleichen konnte. Und sie riskiert,
dass die soziale Entmischung in
den Quartieren weiter zunimmt,
da die wenigen bei der Stadt ver-
bleibenden Bestände zu Sam-
melstellen für ‚soziale Problem-
fälle‘ degenerieren. Für die Ent-
scheidungen der profitorientier-
ten Unternehmen, die die kom-
munalen Wohnungsbestände in
der Regel übernehmen (denn
Mietergenossenschaften sind
weiterhin quantitativ die Aus-
nahme), spielen Aspekte einer
sozialen Wohnungswirtschaft
keine Rolle. Trotzdem hält die
Stadtpolitik an den Privatisie-
rungen fest. Um Höchstpreise
zu erzielen und kurzfristig Ge-
winne zu realisieren, ignoriert
sie die Belange der Bewohner.
Die wenigen Genossen-
schaftsprojekte stellen dabei nur
sehr notdürftige Feigenblätter
dar. Endgültig schizophren wird
die Privatisierungspolitik, wenn
angeblich aus Finanzdruck ge-
handelt, dann aber an neue
Wohnungsgenossenschaften
verkauft wird, aber diese dann
nur mit Hilfe immenser öffentli-
cher Mittel realisiert werden kön-
nen.

In den meisten Punkten nicht zu-
treffend ist allerdings die Kritik
an den Genossenschaftsprojek-
ten, die versuchen, aus dieser

Genossenschaften 
als Bestandteil sozialer
Stadtentwicklung

Barbara König

Bremer Höhe, Pappelallee
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fatalen politischen Situation das
Beste zu machen. Einerseits
wird kritisiert, dass Wohnungs-
genossenschaften nur vorgeb-
lich stärker sozial orientierte Ei-
gentümer seien als die üblichen
verwertungsorientierten Gesell-
schaften (vgl. ME 283 u.a. S. 6).
Andererseits wird bemängelt,
dass die Stadt nun einen Groß-
teil ihrer Fördermittel des Pro-
gramms ‚Soziale Stadterneue-
rung‘ gebe und somit nur noch
wenig verbliebe, um die ‚bösen‘
profitorientierten Eigentümer zu
disziplinieren. Was trifft denn
nun zu? Wenn die Genossen-
schaft als Vermieterin auch nicht
besser ist als jede andere
GmbH, GbR oder GmbH & Co
KG, dann ist es doch nur ge-
rechtfertigt, dass auch sie über
die Fördermittel der Stadt zu ei-
ner einigermaßen sozial ver-
träglichen Gestaltung der Sa-
nierung und ihrer finanziellen
Auswirkungen gezwungen wird.
Wenn sie aber als Eigentümerin
doch den profitorientierten
Großinvestoren vorzuziehen ist,
dann sollte es wiederum erstre-
benswert sein, dass sie durch öf-
fentliche Fördermittel ermöglicht
wird. Denn dann wäre ja damit
ein Ziel der sozialen Stadter-
neuerung erreicht. Darüber hin-
aus darf man natürlich fordern,
dass die Stadt insgesamt mehr
Mittel in die soziale Stadter-
neuerung steckt, um ihre Ziele
noch effektiver durchzusetzen.
Die Behauptung, die Mittel für
die Sanierung der Bestände der
Wohnungsgenossenschaften
seien quasi verschwendet, ist je-
doch unsinnig (zumal das Pro-
gramm ‚Soziale Stadterneue-
rung‘ kaum ausgebucht ist und
noch kein anderer Eigentümer
wegen der Vergabe der Mittel an
Genossenschaften eine Ableh-
nung erhalten hat). 

Finanzielle
Förderung
An anderer Stelle wird den Woh-
nungsgenossenschaften jedoch
generell vorgeworfen, dass sie
stets von staatlicher Förderung
abhängen (vgl. ME 283, S. 10),
als sei die Inanspruchnahme
von öffentlicher Förderung und
die Akzeptanz der damit ver-
bundenen Bedingungen etwas
grundsätzlich Verwerfliches. Da-
bei ist der Vorwurf pauschal nicht
einmal zutreffend für die Genos-
senschaften. Die Tatsache, dass
Wohnungsgenossenschaften
zumeist mit Hilfe öffentlicher
Förderung umgesetzt werden,
hängt vielmehr damit zusam-
men, dass sie Wohnraum auch
für untere Einkommen herstel-
len. Nicht die Wohnungsgenos-

senschaften per se, sondern die
einkommensschwachen Be-
wohner sind auf Förderung an-
gewiesen und zwar in egal wel-
cher Wohnform. Theoretisch
sind auch freifinanzierte Woh-
nungsgenossenschaften mit
ausschließlich wohlhabenden
Mitgliedern denkbar. Sie werden
nur selten realisiert.

Berücksichtigung
der Bewohner-
bedürfnisse

Hinsichtlich der Förderung soll-
te also vielmehr die Frage ge-
stellt werden, wie die öffentliche
Hand das Wohnen jener Bevöl-
kerungsteile sichert, die auf dem
freien Markt einen zu hohen An-
teil ihres Einkommens für eine
akzeptable Wohnung aufwen-
den müssten, oder schlichtweg
ansonsten keine bekommen.
Dabei trifft die Unterscheidung
zwischen Förderung des Miet-
wohnungsbau und der Eigen-
tumsförderung (vgl. ME 283, S.
6) nicht zu. Solange die Stadt
keinen öffentlichen oder zumin-
dest langfristig gebundenen
Wohnungsbau mehr durchführt,
ist auch die Förderung von Miet-
wohnungsbau zuvörderst die fi-
nanzielle Begünstigung privater
Eigentümer. Sowohl die Sub-
jektförderung durch Wohngeld
als auch die Objektförderung
durch Steuererleichterungen für
die Investoren kommt vorwie-
gend den privaten Besitzern der
Mietwohnungen zugute und
nicht deren Mietern. In der Ge-
nossenschaft hingegen profitie-
ren die Bewohner/Mitglieder von
der Subjekt- und der Objektför-
derung, da sie Nutzer und Ei-
gentümer in einem sind. Wenn
zudem die öffentliche Förderung
so gebunden ist, dass sie nur
den Bedürftigen und nicht den
Bessergestellten zufließt – in
Hamburg wird dies z.B. durch
einkommensabhängige Mieten
sichergestellt – ist die direkte
Unterstützung der Genossen-
schaft sicherlich eine Alternative
zur indirekten Begünstigung
profitorientierter Investoren.
Wenn denn auch die ärmsten ih-
rer Bewohner durch die Kom-
mune befähigt werden, Mitglie-
der der Genossenschaft zu wer-
den (wie das inzwischen die Be-
zirksverwaltung Pankow den
Sozialhilfeempfängern der Bre-
mer Höhe ermöglichen will, in-
dem sie diesen die Genossen-
schaftsanteile finanziert, die bei
Auszug wieder an den Bezirk ab-
zutreten sind), ist der Erhalt der
Bewohnermischung tatsächlich
möglich. Dann ist auch die Spal-
tung zwischen Mitgliedern und

Mietern nicht mehr zwangsläu-
fig. Deswegen lasse ich ebenso
wenig das Argument, alte Be-
wohner seien den Strapazen der
Sanierung nicht gewachsen und
müssten deshalb ausziehen
(vgl. ME 283, S. 13), als be-
rechtigte Kritik an der Genos-
senschaft gelten. Zur Sanierung
verpflichtet sich jeder Käufer
kommunaler Bestände – egal ob
Genossenschaft oder Kapital-
gesellschaft. Die Wahrschein-
lichkeit, dass die Genossen-
schaft dabei eher auf die indivi-
duellen Bedürfnisse und Ängste
ihrer Bewohner eingeht, ist groß.
An dieser Stelle müsste doch
vielmehr die Politik kritisiert wer-
den, die eine umfassende Sa-
nierung zur Bedingung ihrer
Kauf- und Förderverträge
macht. Sie schließt die Möglich-
keit aus, sukzessiv in kleinen
Schritten zu sanieren, so dass
die Bedürfnisse und Möglichkei-
ten der einzelnen Mieter berück-
sichtigt werden können. Die Sa-
nierungsziele und -verfahren
müssen hinterfragt werden. Es
ist ohne weiteres denkbar, dass
umfangreiche Modernisierun-
gen wie der Einbau eines Bades
oder einer Heizung nur dort bzw.
dann durchgeführt werden,
wenn die Bewohner dies auch
wünschen und die entspre-
chend höhere Miete bezahlen
können. Die Genossenschaften
kämen der gewünschten sozia-
len Orientierung näher, wenn sie
ihren Mietern einen solchen
Spielraum ermöglichen könn-
ten. Dies ist aber gegen die Zu-
stimmung der Förderer zur Zeit
nicht durchzusetzen (zudem
wären dadurch z.B. ökologische
Gesamtmaßnahmen wiederum
ausgeschlossen). Immerhin las-
sen sich in der Genossenschaft
die Mitbestimmungsmöglichkei-
ten auch dahingehend nutzen,
eigenständig eine Fürsorge für
die von der Sanierung am stärk-
sten Betroffenen zu organisie-
ren. Das setzt aber den Willen
und das Engagement der Mit-
glieder voraus, also Erfordernis-
se, die den AutorInnen des Mie-
terEchos wahrscheinlich zu sehr
nach staatlich propagiertem
Bürgerengagement klingen. Ab-
surd wird die Kritik, wenn der
bürokratische Aufwand für die
Beantragung der öffentlichen
Fördermittel für die Mitglieder
als Argument gegen die neuen
Wohnungsgenossenschaften
angebracht wird (vgl. ME 283, 
S. 13). Immerhin erhält, wer die-
se – zugegeben lästigen –
Schwierigkeiten meistert (auch
hierfür ließe sich genossen-
schaftlich organisierte Unter-
stützung einrichten), zwischen
2.300 DM und DM 10.000 DM(!)
vom Staat geschenkt. Auch be-

deutet das Zeichnen von Ge-
schäftsanteilen der Genossen-
schaft für das Mitglied nicht, wie
auf Seite 15 (ME 283) behaup-
tet, eine Verschuldung. Vielmehr
gibt das Mitglied seiner Genos-
senschaft ein Darlehen, das es
bei Austritt wieder zurückerhält –
plus der in Anspruch genomme-
nen Förderung.

Gemeinschafts-
eigentum als
Zwischenlösung

Dass die öffentliche Förderung
der Genossenschaftsmitglieder
an die sogenannte Eigentumso-
rientierung ihrer Genossen-
schaft gebunden ist, ist der tref-
fende Punkt der Kritik. Dabei ha-
ben sich die Genossenschaften
diese Bedingungen nicht selbst
ausgesucht. Sie sind das Er-
gebnis eines langen Tauziehens
zwischen der damals noch re-
gierenden CDU und der rot-grü-
nen Opposition um eine Förde-
rung der Wohnungsgenossen-
schaften auf Bundesebene. Her-
aus kam die unsinnige Einbet-
tung der Förderung in das Ei-
genheimzulagengesetz, die
staatliche Förderung für Häusle-
bauer, gebunden an die Ver-
pflichtung der Genossenschaf-
ten, ihre Wohnungen auf
Wunsch an die einzelnen Mit-
glieder zu verkaufen – die Ei-
gentumsorientierung. Mit dieser
Regelung ist niemand wirklich
glücklich, am wenigstens die
Genossenschaften. Sie ent-
springt dem Eigentumsdogma,
das die bundesdeutsche Woh-
nungspolitik beherrscht. Und sie
zeigt einmal von Neuem, dass in
diesem Staat nur solches Ei-
gentum, das individuell verwer-
tet werden kann und somit ein
persönlich bezifferbares Vermö-
gen darstellt, als echtes Eigen-
tum gilt. Gemeinschaftseigen-
tum wird höchstens als Zwi-
schenlösung auf dem Weg zu
diesem ‚wahren‘ Eigentum hin-
genommen. 

In der Realität bedeutet diese
Verpflichtung zur Umwandlung
auf Anfrage für die Wohnungs-
genossenschaften eine Zeit-
bombe. Mit der Eigentumsorien-
tierung wird ein Prinzip in die
Satzung mitaufgenommen, das
dem Genossenschaftsgedan-
ken diametral entgegen steht.
Sollten die Mitglieder in großem
Umfang von ihrem Kaufrecht
Gebrauch machen, bedeutet
das für die Genossenschaft
auch die Hinfälligkeit all ihrer
wirtschaftlichen Planungen bis
hin zum finanziellen Aus. Unter
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der Bewohnerschaft erzeugt die
Aufteilung in Mitglieder und Ein-
zeleigentümer eine unüber-
brückbare Spaltung. Aber die
neuen Genossenschaften neh-
men dieses schwelende Risiko
hin, da sie in ihrer Finanzierung
auf die öffentliche Förderung an-
gewiesen sind. Einzig die Ge-
nossenschaftsprojekte in Ham-
burg verzichten auf den ent-
sprechenden Passus in ihrer
Satzung, da das Land Hamburg
die Förderung eigentumsorien-
tierter Genossenschaften expli-
zit ausschließt. Hier sind die lan-
despolitischen Vorgaben be-
wusst gegen die bundespoliti-
schen Entscheidungen gerich-
tet. Aber die Förderung der Woh-
nungsgenossenschaften hat in
Hamburg, und leider nur dort, ei-
nen so hohen Stellenwert, dass
dortige Genossenschaftspro-
jekte getrost und glücklich auf
die Bundesförderung verzich-
ten. Von dieser Situation können
die Berliner nur träumen.

Was wäre nun in Berlin die Al-
ternative zur eigentumsorien-
tierten Genossenschaft? Solan-
ge die Berliner Wohnungspolitik
ihre Zielsetzung nicht über-
denkt, die Privatisierung fort-
führt und die kommunalen Woh-
nungsbaugesellschaften vor-
dringlich nach Wirtschaftlich-
keitskriterien handeln lässt (vgl.
ME 283, S. 18), können weder
neue Wohnungsgenossen-
schaften noch die verbleibenden
kommunalen Bestände eine be-
wohnerfreundliche Wohnraum-
versorgung gewährleisten. Das
im MieterEcho Nr. 283 auf Seite
21 angepriesene Modell für
Gemeinschaftseigentum, be-
schrieben im Buch Mieter kau-
fen gemeinsam ihr Haus – das
Modell der Zukunft, Hamburg
1997 von Udo Reifner, ist si-
cherlich keine Alternative. In die-
sem Modell kauft eine durch die
Bewohner gegründete Gesell-
schaft mit Hilfe fremder Kapital-
anleger das gemeinsame Haus.
Die Mieter, die nicht jetzt und hier
eine Eigentumswohnung kaufen
können, bezahlen nach und
nach ihre Wohnung ab, um am
Ende deren Eigentümer zu sein.
Auch hier ist also das Gemein-
schaftseigentum nur ein Mittel
auf dem Weg zum Individualbe-
sitz. Am Ende steht ganz profan
ein Haus voller Eigentumswoh-
nungen, die individuell verkauft
werden können. Gerade der per-
sönliche Gewinn, der beim Ver-
kauf erzielt werden kann, wird im
Buch als Vorteil gegenüber der
Genossenschaft hervorgeho-
ben. Spekulation mit der Woh-
nung und die mit Verkäufen in
der Regel verbundenen Er-
höhungen der Wohnkosten sind

also in diesem Modell keines-
wegs ausgeschlossen.

In der Rezension des Buches
wird jedoch nicht erwähnt, wie
abhängig die Mieter während
der Zeit des Abbezahlens von
dem höchst komplizierten Ei-
gentümergebilde sind, einer
GmbH & Co KG, an deren Fonds
auch fremde Geldgeber beteiligt
sein sollen, die allerdings ein rei-
nes Verwertungsinteresse ha-
ben. Im Gegensatz zur gesetz-
lich klar geregelten Genossen-
schaft stellt dieses Gesell-
schaftsgebilde ein Konstrukt mit
vielen Unwägbarkeiten dar, in
das die Mieter große Summen
hineinstecken. Im Gegensatz zu
Ratenzahlungen gehört ihnen
ihre Wohnung aber erst am En-
de, wenn der notwendige Betrag
zusammen ist. Ebenso wird ver-
schwiegen, dass in diesem Ab-
zahlmodell die sozialen Unter-
schiede der bisherigen Mieter
besonders deutlich werden: Ka-
pitalstarke Mieter kommen
schneller in den Genuss eines
Eigenheims, während jene Be-
wohner mit wirklich wenig Geld
auch in diesem Modell, selbst
über viele Jahre hinweg, kaum
eine Chance haben, ihre Woh-
nung zu erkaufen. Sie bleiben
Mieter. Aber auch für dieses
‚Problem‘ hat das Buch eine Lö-
sung. Diese Mieter können ja zur
Not von der Besitzerin, der
Fondsgesellschaft GmbH & Co
KG gekündigt werden – ganz le-
gal wegen Hinderung angemes-
sener wirtschaftlicher Verwer-
tung (vgl. im o.g. Buch S. 25-26)!
Ist das die bessere Antwort auf
die Privatisierungspolitik als die
Wohnungsgenossenschaften?

Soziale Wohnungs-
wirtschaft

Letztlich zeigt sich die Hilflosig-
keit der Kritik, die der Genos-
senschaft die Ergebnisse einer
verfehlten Wohnungspolitik vor-
wirft, deren Verursacher diese
Gesellschaftsform weder ist
noch sein kann, dass sie einer
theoretischen Schwarzweißauf-
teilung zwischen ‚guten‘ Mietern
und ‚bösen‘ Vermietern ent-
springt, die keinen Platz für den
seltsamen Zwitter Genossen-
schaft lässt. Aus dieser Position
heraus können die Genossen-
schaftsprojekte in ihrem Kampf
gegen den Verkauf an einen In-
vestor, nach der Erreichung ih-
res Ziels jedoch nicht mehr gut-
geheißen werden, da sie nun
dem anderen Lager zuzurech-
nen sind. Hinzu kommen die al-
ten Einwände, die auch die so-

zialistische Arbeiterbewegung
gegenüber den frühen Woh-
nungsbaugenossenschaften
hatte (dass Wohnungsgenos-
senschaften aus der Arbeiterbe-
wegung entsprungen wären, ist
eine Mär): Sie sahen in diesen
partikulären Projekten Kräfte
gebunden, die so für den gene-
rellen Klassenkampf verloren
waren. Dies war damals eine be-
rechtigte Position. Ob sie noch
heute zweckmäßig sind, bzw.
wie man in der aktuellen Situati-
on Kräfte gegen die Wohnungs-
politik des Landes mobilisieren
kann, darüber müsste man strei-
ten. Den neuen Wohnungsge-
nossenschaften die Privatisie-
rungspolitik des Berliner Senats
oder gar die vorherrschende
Neoliberalismusdogmatik vor-
zuwerfen, ist nicht nur völlig de-
plaziert, es schwächt auch die
engagierten, gegen die spe-
kulative Verwertung ihres Wohn-
raums und die damit ein-
hergehende Verdrängung der
schwächsten Bewohner gerich-
teten Genossenschaftsversu-
che, die mit ausreichender –

nicht nur finanzieller – Unter-
stützung durchaus Erfolg haben
können.

Es sollte in der Kritik nicht um öf-
fentliche Wohnungsbaugesell-
schaften versus Genossen-
schaften gehen, sondern um die
Etablierung einer wirksamen so-
zialen Wohnungswirtschaft ver-
sus den Rückzug aus der Woh-
nungspolitik. Wäre es nicht sinn-
voller, sich als ‚Mieterbewegung‘
gemeinsam mit der ‚Genossen-
schaftsbewegung‘ dafür einzu-
setzen, dass zum einen Fesseln
wie die Bedingungen der Eigen-
tumsorientierung abgeschafft
und die hohen sozialen An-
sprüche an das Modell Genos-
senschaft auch langfristig ver-
wirklicht werden und zum ande-
ren die Regierenden solche Er-
folge nicht für ihre Propaganda
vereinnahmen und sich auf den
selbst aufgesetzten Lorbeeren
ausruhen können?

(Überschrift und Zwischenüber-
schriften von der Redaktion)

Bremer Höhe, Gneiststraße
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Der „Wohnbund“ hat die Aus-
gabe 2/2000 seiner „Infor-
mationen“ dem Schwerpunkt-
thema „Neue Genossen-
schaften“ gewidmet. Er be-
schreibt am Beispiel Hamburgs
drei unterschiedliche neue Ge-
nossenschaftstypen und führt
dann weiter aus: „Man könnte
auch eine vierte Variante dazu
zählen: die eigentumsorientierte
Wohnungsbaugenossenschaft.
Ihr geht es um die Abschöpfung
steuerlicher Förderung unter ge-
nossenschaftlicher Rechtsform
mit einer zwingend vorgeschrie-
benen Orientierung hin auf Ein-
zeleigentum. Diese Genossen-
schaftsform soll hier nicht weiter
betrachtet werden, da sie in
Hamburg sowohl innerhalb der
Genossenschaftsszene als
auch von Seiten der Wohnungs-
politik wegen der Eigentumsori-
entierung und der damit verbun-
denen Konterkarierung des Ge-
nossenschaftsgedankens keine
Unterstützung findet.“

Berlin ist nicht Hamburg. In
Berlin konterkariert man so lei-
denschaftlich gerne, dass man
diese Stadt, wenn man an all die
meinungsmachenden Größen
im Umfeld der Senatsverwaltung
für Stadtentwicklung und deren
periodischen mentalen Exhi-
bitionismus in der Hochglanz-
broschüre FOYER denkt, ge-

trost als Konterkarierung einer
Hauptstadt ansehen könnte. So
versetzt es auch nicht ins Stau-
nen, dass ausgerechnet in Ber-
lin die eigentumsorientierte Ge-
nossenschaft, die „Konterkarie-
rung des Genossenschaftsge-
dankens“, von allen politischen
Parteien gesponsert, fröhliche
Urständ’ feiert. Dabei kommt es
den Protagonisten: Peter Strie-
der, Franziska Eichstädt-Bohlig
und Co. überhaupt nicht auf die
Prinzipien der Genossenschaft
(siehe ME 283, S. 6) an, sondern
auf die Eigentumsorientierung.
Die Berliner Politik leistet sich
trotz permanent beschworener
leerer Haushaltskassen im er-
bitterten Kampf gegen die Mie-
terstadt den exorbitanten Luxus
einer „Eigentumsstrategie“ mit
einem finanziellen Aufwand, als
wäre der Fernsehturm ein Bohr-
turm über Erdölreserven von
saudiarabischer Größenord-
nung und die Berliner Bevölke-
rung genossenschaftlicher Sha-
reholder solchen Reichtums.

Sparvereine...
Wohnungsbaugenossenschaf-
ten, das beweist nicht nur die
Geschichte sondern auch die
betriebswirtschaftliche Rationa-
lität, sind auf finanzielle Förde-
rungen angewiesen. Gefördert

wird in Berlin nur noch und dies
mehr als anderswo: Eigentum!
Eigentum!! Eigentum!!! Folge-
richtig versteht sich die „Richtli-
nie zur Förderung eigentums-
orientierter Wohnungsgenos-
senschaften in Berlin“ vom
1.12.2000 als „Beitrag zur Bil-
dung von Wohneigentum und
Vermögen privater Haushalte“. 

Dass man dem „genossen-
schaftlichen“ Gruppeneigentum
von Seiten der Politik dennoch
nicht recht zu trauen scheint,
zeigt sich daran, dass die För-
derung von Einzeleigentum we-
sentlich üppiger ausfällt. Für die
begünstigten Genossenschaft-
ler ist das bedauerlich. Es macht
aber die „eigentumsorientierten
Genossenschaften“ in ihrer
Substanz noch lange nicht zu
Genossenschaften. Sie sind –
wie auch vom Altschuldenhilfe-
gesetz, dessen Umsetzungs-
schwierigkeiten sie ihre Existenz
verdanken, vorgegeben: Spar-
vereine zum Zwecke des kol-
lektiven Erwerbs von individuel-
lem Wohneigentum; Sparverei-
ne getarnt als Genossenschaf-
ten.

Warum gerade diese Sparverei-
ne, die sich die lästigen, weil
marodesten Bestände von Woh-
nungsunternehmen mit lang-
bzw. mittelfristiger Orientierung
auf den eigenen Börsengang

bzw. die Hingabe an irgendwel-
che „investierenden“ Spekulan-
ten, aufschwatzen lassen, für
„eher prädestiniert“ gehalten
werden „sozial ausgerichtet (zu)
sein und sich kontinuierlich be-
wohnerfreundlich (zu) ent-
wickeln“ ist ein Geheimnis, das
sich leider nicht ohne weiteres
enthüllt.

Denn eigentlich muss man
unbedingt noch einen Schritt
weiter gehen und fragen, warum
sollten denn gerade sie „dauer-
haft den Zielen einer ‚sozia-
len Stadtentwicklung‘ dienen?
Wenn diese eigentumsorientier-
ten Genossenschaften mit ihren
über und über problembelaste-
ten Beständen und ohne die fi-
nanziellen Polster einer norma-
len Wohnungsbaugesellschaft
so einigermaßen über die Run-
den der ersten fünf bis zehn Jah-
re kommen wollen, dann haben
sie wirklich genug zu tun, und
nebenbei gesagt, sollte ihnen
das gelingen, auch genug gelei-
stet. Wenn sie sich danach in
Einzeleigentum auflösen, kann
das dem einen oder anderen
Freund des „dritten Weges“ al-
lenfalls Anlass sein, wieder ein-
mal über den verlorengegange-
nen Genossenschaftsgedanken
zu lamentieren. Aber ein Vor-
wurf, dass diese „Kinder der Not“
(Klaus Novy) dann nicht die Fol-

Sparvereine, 
Genossenschaften und
Gemeinwirtschaft

Eine Antwort an Barbara König
Julia Oppermann

Waldsiedlung Zehlendorf, Reformwohnungsbau der 20er Jahre
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gen einer vollkommen unsozia-
len und volkswirtschaftlich ver-
fehlten Wohnungspolitik kor-
rigiert hätten, wäre einfach
lächerlich. Diese ihnen völlig un-
angemessene Aufgabe sollten
die Sparvereine, „Eigentums-
orientierte Genossenschaften“,
von vornherein mit aller Ent-
schiedenheit zurückweisen. Und
sei es nur der politischen Ehr-
lichkeit halber.

...Genossen-
schaften...
Der Genossenschaftsgedanke
ist ein seltsamer Kauz. Er lässt
sich mit Vorliebe auf den Schul-
tern von Nichtgenossen nieder
und flötet ihnen allerlei Emanzi-
pationverheißendes ins Ohr. In-
nerhalb der Genossenschaften
findet er nur ausnahmsweise
das nötige Gehör. Das mag bei
den „alten zum Teil seit mehr als
hundert Jahren bestehenden
Wohnungsgenossenschaften“,
aber nicht nur bei ihnen, durch-
aus an den „versteinerten,
hauptsächlich dem Selbstzweck
dienenden Strukturen“ liegen,
beantwortet aber nicht, wie es zu
diesen Strukturen kam und im-
mer wieder kommt. Dabei ist das
so einfach. 

Genossenschaften, und dafür
bieten bereits die Urväter, die
Pioniere von Rochdale, das prä-
gende Vorbild, sind eine Reakti-
on auf schlechte gesellschaftli-
che Verhältnisse und zwar eine
Reaktion, die auf eine Lösung in-
nerhalb dieser Verhältnisse und
unter ihren Bedingungen ausge-
richtet ist. Allenfalls verstehen
sie sich, und das ist schon sehr
viel, als gegengesellschaftliche
Freiräume. Die Verhältnisse
selbst wurden und werden dabei
nie ernsthaft in Frage gestellt.
Bei all den mittelständischen
Genossenschaften des 19.Jahr-
hunderts, die sich in dem von
Schultze-Delitzsch geschaffe-
nen Genossenschaftsverband
zusammengeschlossen haben,
wäre das auch sinnlos gewesen.
Hier ging es um das Überleben
der Handwerkerbetriebe, als
sich die überlegene industrielle
Produktionsweise herausgebil-
det hatte. Von dieser Position
konnte sich realistischerweise
kein romantisch-reaktionär ver-
klärter Kampf gegen die Indu-
strie entwickeln, schon gar nicht
mehr seit dem historischen Mis-
serfolg der Weberaufstände. 

Bei den späten (siehe ME 283),
kleinbürgerlichen, sich auf eine
Beamten- und Angestellten-
schaft stützenden Wohnungs-

baugenossenschaften Huber-
scher Prägung verzichtete man
auf die gesellschaftskritische
Perspektive sowieso. 

Ausschlaggebend für das
Schicksal dieser Genossen-
schaften ist in jedem Fall: Wenn
die ökonomische Einbettung
des genossenschaftlichen An-
liegens in die gesellschaftlichen
Verhältnisse erfolgreich war,
wurden die inneren demokra-
tisch-fortschrittlichen Triebkräfte
überflüssig. Sie hatten ihre
Rechtfertigung nur solange der
äußere gesellschaftliche Zwang
zur Defensive die solidarisch-
demokratische Gegenkraft not-
wendig machte. Durch den Er-
folg zu einem Ballast geworden,
trug diese Kraft zur Versteine-
rung der Genossenschaften in
dem Maße bei, in dem es nicht
gelang, das innere Demokratie-
prinzip mit einer äußeren sys-
temoppositionellen Perspektive
zu verbinden. Das ist der Grund,
warum sich die Genossenschaf-
ten schon frühzeitig in „ihren Ent-
scheidungen kaum noch von
rein kommerziellen Anbietern“
unterschieden haben.

...Gemeinwirtschaft

Unmöglich wäre das nicht ge-
wesen, denn die Konsumgenos-
senschaften bewiesen es bei-
spielhaft: Ihnen gelang bereits
um 1900 das Zusammengehen
mit der Gewerkschaftsbewe-
gung. Und damit wurden sie ne-
ben den Gewerkschaften und
den Arbeiterparteien zu einer
der drei Säulen der Arbeiterbe-
wegung. Ganz sicher, die Ge-
nossenschaften sind nicht der
Arbeiterbewegung entsprun-
gen, und „diese Mär“ soll auch
hier nicht verbreitet werden. Wer
könnte denn so naiv sein,
Schultze-Delitzsch, Raiffeisen
oder Huber für Angehörige der
Arbeiterbewegung zu halten.
Wo aber die Verbindung mit der
Arbeiterbewegung stattfand, re-
sultierten daraus „Löcher im
Spekulationskuchen“ (Simone
Hain, ME 279, S. 14) und noch
mehr „verwirklichte Träume von
der neuen Welt“ (Simone Hain). 

Über die Baugenossenschaften
schreibt Klaus Novy: „Der faszi-
nierende Aufbruch der Bauar-
beiter (in Bauproduktivgenos-
senschaften) und Wohnungssu-
chenden (in Baugenossen-
schaften) nach dem ersten Welt-
krieg erfolgte nach der Enttäu-
schung über das Fiasko mit der
staatlichen Sozialisierungspoli-
tik.“

Wenn man unbedingt will, kann
man auch in diesem Zusam-
menhang eine Selbsthilfemoti-
vation erkennen. Aber wie un-
terscheidet sie sich von der bor-
nierten Selbsthilfe der besitzin-
dividualistischen mittelständi-
schen Genossenschaften? 

Der Gildensozialismus eines
Martin Wagner war auf die ak-
tuelle Realität einer konkreten
Utopie ausgerichtet. Über die
Leistung der auf Wagners Initia-
tive zurückgehenden DEWOG
schreibt Novy: „In 10 Jahren
wurden 100.000 Wohnungen
errichtet, davon die überwiegen-
de Zahl für ‚eigene‘ Bauherren,
also gewerkschaftliche Woh-
nungsbaugenossenschaften
oder DEWOG-Töchter.

Dabei entstanden die zahlrei-
chen, teilweise berühmten ‚ro-
ten‘ Siedlungen der zwanziger
Jahre, die für die politische Kul-
tur am Ort so bedeutend waren.
Das Bündnis der gewerkschaft-
lichen Gemeinwirtschaftsbewe-
gung mit den Avantgarde-Archi-
tekten des ‚Neuen Bauens‘, vor
allem der berühmten Kunst-
schule ‚Das Bauhaus‘, machte
diese Siedlungen (z.B. Hufei-
sensiedlung in Berlin-Britz) auch
international zum Vorbild.“

Und welch eine unvergleichliche
politische Kultur rankte sich um
sie herum. Eine Reform der
Wohnungswirtschaft war auch
Reform der Wohnkultur: In den
gesellschaftlichen Räumen der
Gemeinwirtschaft war eine Poli-
tisierung des Alltags unmittelbar
und selbstverständlich. In die-
sem politisierten Alltag wurde
dem 19. Jahrhundert der Garaus
gemacht und die Architekten
schufen das Ambiente der Mo-
derne. 

1933 übernahmen die Nazis die
Gemeinwirtschaft und neutrali-
sierten sie politisch. 

Nach 1945 wurde auf den Ver-
such, sie politisch wiederzube-
leben, verzichtet.

Jetzt erleben wir ihren ökonomi-
schen Ausverkauf. Dabei ist der
eigentliche Skandal nicht nur,
dass diese noch immer bedeu-
tenden Bestände auf dem Markt
verramscht werden, sondern
dass erneut Geschichte in
großem Stil entsorgt wird. Dies-
mal nicht realsozialistische Ge-
schichte, sondern sozialdemo-
kratische. Und was den Skandal
perfekt macht: die Verantwor-
tung dafür übernehmen sozial-

demokratische Spitzenpolitiker,
denen eine sozialdemokrati-
sche Basis, die noch immer zu
einem großen Teil in den ge-
meinwirtschaftlichen Beständen
beheimatet ist, einen nur ganz
geringen Widerstand entgegen-
setzt.

Aber man hat ja einen Ausgleich!
Das sind die kleinen „eigen-
tumsorientierten Genossen-
schaften“ mit verschrumpelten
und ruinierten Altbaubeständen,
die zwar trotz großem Enthusi-
asmus ihrer Gründer verzweifelt
um ihre Existenz zu kämpfen,
aber hochgejubelt werden, als
seien sie die Träger künftigen
gesellschaftlichen Fortschritts.

Wir verlassen die kleine Be-
trachtung, auf dem Wege, auf
dem wir gekommen sind, durch
das FOYER der Stadtentwick-
lung. Wir tun das sehr schnell,
denn der piefkehafte Mief der
hier publizierenden Aufsteiger
mit Verachtung für alles Soziale
ist nur schwer erträglich. Hier
wird tonnenweise Ideologie des
eigentumsorientierten Bürger-
tums (Petite-Bourgeois, die sich
gerne für Citoyen halten) produ-
ziert. Urheber sind Zeitgeister
vom Schlage eines Theologen,
der mit großem merkantilen Ge-
schick seine angewandte Philo-
sophie über das Universalprin-
zip der Parzelle vermarktet und
ebenso gewinnträchtig in Fra-
gen des Denkmalschutzes dilet-
tiert, eines Redakteurs einer
bürgerlichen Wochenzeitung,
der meint, eine Hegemonie der
Sozialpolitik über die Stadtent-
wicklung ausmachen zu müs-
sen, um dann die Sozialpolitik
als Ursache für etwas, was er –
welch ein Sensibelchen – als ur-
banistisches Desaster erleidet,
diffamieren zu können sowie vie-
le Gleichgesinnten, die als Kron-
zeugen für die Niederlage der
68er im Kampf gegen den Not-
stand politischer Bildung be-
nennbar wären. All das ist lästig.
Doch man muss es zur Kenntnis
nehmen, denn ohne dieses hier
und andernorts hergestellten
ideologischen Gleitmittel ließe
sich der Ausverkauf der sozialen
Moderne weit weniger reibungs-
los vollziehen. 

Zur Lektüre empfohlen: 

NOVY, Klaus (1983): 
Genossenschafts-Bewegung.
Zur Geschichte und Zukunft
der Wohnreform. 
Berlin
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In dem Artikel „Genossenschaf-
ten – Clevere Alternative oder
Krämerladen?“ in Ihrer Zeit-
schrift (ME 283, die Red.) pro-
blematisieren Sie das Engage-
ment in Wohnungsbaugenos-
senschaften und sprechen da-
bei aber ausschließlich über die
derzeit vom Berliner Senat ge-
förderten eigentumsorientierten
Genossenschaften. Nicht er-
wähnt wird, dass besonders auf

Zeit werden wir aber immer häu-
figer mit Ereignissen konfron-
tiert, die unser bisheriges Ge-
nossenschaftsbild arg zu trüben
beginnen.

Gestatten Sie mir zunächst ei-
nen Hinweis auf die aktuellen,
dem Internet entnommenen
Wohnungsangebote der Genos-
senschaften. Ein Abgleich mit
dem Mietspiegel ist in der Regel
nicht möglich, da nur aus-
nahmsweise alle erforderlichen
Angaben gemacht werden.
Häufig fehlt das wichtigste
Merkmal: das Baualter. In den

wenigen Fällen, in denen aber
eine genaue Bestimmung ge-
lingt, mussten wir leider feststel-
len, dass die Mietpreisforderun-
gen der Genossenschaften
deutlich über den Mietspiegel-
werten liegen. Ein konkreter Ver-
gleich mit den Angeboten ande-
rer Gesellschaften ist nicht we-
niger problematisch. Dennoch
entsteht durch die Gesamtheit
der Angebote ein Eindruck, der
leider nicht zugunsten der Ge-
nossenschaften ausfällt. Die
Wohnungsangebote der GSW
z.B. – und wir würden Sie bitten,
sich ebenfalls davon zu über-
zeugen – scheinen deutlich gün-
stiger zu sein, als die der Ge-
nossenschaften. Auch der Miet-
spiegel hebt sich auf den ersten
Blick in seiner Gesamtheit nicht
negativ gegen die Genossen-
schaftsangebote ab.

Wir geben aber gerne zu, dass
es sich bei diesen Vergleichen
tatsächlich nur um Eindrücke
handelt, die wir, sollten sie uns
entsprechende konkrete Anga-
ben liefern, gerne zu korrigieren
bereit wären.

Mieten über dem
Mietspiegel

Kein Material für nur kritisch
stimmende Eindrücke, sondern
ganz im Gegenteil, für bedauer-
lich konkrete Feststellungen, lie-
fert hingegen die Charlottenbur-
ger Baugenossenschaft. Auf der
Basis von 1999 hat der Vorstand
dieser Genossenschaft – sie
gehört mit 6.800 Wohneinheiten

zu den größeren und mit 1907
als Gründungsjahr auch zu den
älteren und repräsentativen Ge-
nossenschaften dieser Stadt –
einen zukünftigen Finanzbedarf
ermittelt, den er nur durch eine
durchschnittliche Netto-Kaltmie-
te von DM 8,88/m2 decken zu
können meint. Um diese Ein-
nahmen zu erzielen, ist ein Sys-
tem von Wohnwertkriterien er-
mittelt worden, das vollkommen
quer zu den Mietspiegelkatego-
rien liegt. Diesem System zufol-
ge sollen zukünftig nur noch fünf
wohnwertbegründende Qua-
litätsstufen Mietpreise zwischen
DM 8,35 und 9,41/m2 nettokalt
zur Folge haben. An der Tatsa-
che, dass die durchschnittliche
Wohnwertmiete den Mietspie-
geldurchschnittswert von ca.
DM 8,30/m2 kräftig übersteigt,
gäbe es nichts zu kritisieren,
würde die Qualität der Bestände
dies rechtfertigen. Doch gerade
die Bestände dieser Genossen-
schaft sind dadurch gekenn-
zeichnet, dass sie sich zum
überwiegenden Teil in einfacher
bis höchstens mittlerer Wohnla-
ge befinden und – ebenfalls zum
großen Teil – der Baualtersklas-
se von 1919 bis 1948 ange-
hören. Die Mietspiegelspanne in
diesem Segment reicht von DM
5,23/m2 (für Wohnungen zwi-
schen 60 und 90 m2 mit Sam-
melheizung oder Bad) bis DM
9,02/m2 (für Wohnungen unter
40 m2 in einfacher Wohnlage mit
Sammelheizung und Bad). Der
durchschnittliche Mietpreis liegt
bei ca. DM 7,00/m2. Wir möch-
ten der Deutlichkeit halber noch
einmal wiederholen: Der Miet-
spiegel weist für Wohnungen

Mieterorganisationen hatten in
der Vergangenheit nicht sehr
häufig mit Wohnungsbaugenos-
senschaften zu tun, entspre-
chend gering ist ihre Erfahrung.
Das mag viele Gründe haben,
am naheliegendsten schien uns
immer der, dass in Genossen-
schaften Konflikte seltener sind
und dass für sie interne, solida-
rische Konfliktlösungsstrukturen
existieren. Wir wären also bis-
lang gerne bereit gewesen, die
von Ihnen den klassischen Ge-
nossenschaften zugeschriebe-
nen positiven Eigenschaften un-
hinterfragt zu lassen. In letzter

dem Berliner Wohnungsmarkt
seit mehr als 100 Jahren eine
vielfältige Genossenschaftsbe-
wegung aktiv ist, die sich genau
gegen die von Ihnen bemängel-
ten Missstände wendet. Typisch
für die über 70 Berliner Woh-
nungsgenossenschaften sind
traditionell ein geringes, an den
Kostengrenzen und nicht an
Renditeaussichten – orientier-
tes Mietenniveau, schlanke be-
wohnerorientierte Verwaltungen
sowie die Chance, aber nicht die
Verpflichtung, zum Engagement
im eigenen Wohngebiet. Vo-
raussetzung dafür ist eine – im
Vergleich zur privaten Eigen-
tumsbildung – minimale Kapi-
talbeteiligung mit Genossen-
schaftsanteilen. Viele Bewohner

wissen ihre Vorteile als Genos-
senschaftsmitglieder zu schät-
zen, was sich in überdurch-
schnittlich hoher Wohnzufrie-
denheit sowie geringen Fluktua-
tionsraten ablesen lässt.

Die Wurzeln dieser genossen-
schaftlichen Unternehmen sind
breit gestreut, sie reichen von
sozial- und wohnreformerischen
Ansätzen bis zu Versorgungs-
modellen für Beamte und
Staatsangestellte. Generell wur-
den hier jedoch die Grundzüge
für sozial orientierte Wohnungs-
unternehmen entwickelt, auf de-
ren Basis vornehmlich in den
20er Jahren die städtischen
Wohnungsgesellschaften ge-
gründet wurden, deren momen-

tane Verdrängung Sie in Ihrem
Kommentar beklagen.

Vor dem Hintergrund des Weg-
falls öffentlichen Engagements
im Wohnungsbau und der domi-
nanten Förderung der Eigen-
tumsbildung erscheint uns die
Notwendigkeit, diesen „Dritten
Weg“ der Wohnungsgenossen-
schaften zwischen Miete und Ei-
gentum zu stärken, dringend ge-
boten. Es geht hier doch um An-
sätze zur Stärkung von Bewoh-
nerrechten, sozialer Stabilisie-
rung von Wohnquartieren und
Vermeidung von Segregations-
effekten.

(Überschrift von der Redaktion)

„Dritter Weg“ zwischen Miete und Eigentum
Barbara von Neumann-Cosel

Verdacht der
Mietpreistreiberei

Eine Antwort 
an Barbara von 
Neumann-Cosel 

Joachim Oellerich
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von der Qualität und der Art, wie
sie einen großen Teil des Be-
standes der Charlottenburger
Baugenossenschaft darstellen,
Werte aus, die deutlich unter DM
7,50/m2 liegen. Die Baugenos-
senschaft aber beabsichtigt
auch für die-se Bestände Mieten
zwischen 
DM 8,35/m2 und DM 9,41/m2 

zu erzielen – und realisiert sie
bereits bei Neuvermietungen!!!

„Initiative 
zur Erhaltung des
Genossenschafts-
gedankens“

Wen wundert es, dass sich in
dieser Genossenschaft – übri-
gens in voller Übereinstimmung
mit Ihrem positiven Urteil über
die soziale und demokratische
Qualität von Genossenschaften
– eine „Initiative zur Erhaltung
des Genossenschaftsgedan-
kens“ gebildet hat. Diese Initiati-
ve hat bisher sehr erfolgreich
Aufklärungsveranstaltungen
durchgeführt und anlässlich ei-
ner Bauausschusssitzung des
Bezirks Spandau (dem Bezirk,
in dem sich der größte Teil der
Bestände der „Charlotte“ befin-
det) eine Presseerklärung ver-
sandt, die wir Ihnen, leicht
gekürzt, gerne zur Kenntnis brin-
gen möchten:

„Der Vorstandsvorsitzende der
Charlottenburger Baugenos-
senschaft, Herr Breyer, erläuter-
te vor dem Gremium (Bauaus-
schuss Spandau, die Red.) die
Konzeption für die Mieterhöhun-
gen und die dabei vorgenom-
mene Bewertung der einzelnen
Wohnverhältnisse nach eigenen
Kriterien, die der Mietenspiegel
nicht kennt. Thomas Schmidt,
Sprecher der Initiative für den
Erhalt des Genossenschaftsge-
dankens – selbst Mitglied der
‚Charlotte‘ – wörtlich: ‚Die
„WohnWertMiete“ liegt in vielen
Fällen deutlich über dem Mittel-
wert des Mietenspiegels. Die
Genossenschaft droht so vom
günstigen Anbieter von Wohn-
raum zum Preistreiber zu wer-
den. Damit geht wieder einmal
günstiger Wohnraum im Bezirk
verloren und noch mehr Mitbür-
ger könnten veranlasst werden,
ins Umland zu ziehen. Die
‚WohnWertMiete‘ sollte ausge-
setzt werden, Alternativen müs-
sten geprüft und verbandsöf-
fentlich neu diskutiert werden –
nicht wie bisher hinter ver-
schlossenen Türen.‘ 692 Bau-
genossen haben bisher schon
diese Forderungen mit ihrer Un-

terschrift unterstützt.(...)
Der Ausschuss kam überein,
sich weiter mit diesem Thema 
zu beschäftigen. Im Rahmen
seines Beitrages verleumdete
der Vorstandsvorsitzende der
Charlottenburger Baugenos-
senschaft, Herr Breyer, die ‚In-
itiative für den Erhalt des Ge-
nossenschaftsgedankens‘ als
Unruhestifter und unterstellte ihr
die Diffamierung des Vorstands
in eigennütziger Absicht. Mit die-
ser Äußerung hat Herr Breyer
nicht nur das Engagement be-
sorgter Mitglieder der Genos-
senschaft diskreditiert, sondern
auch dem Ansehen der Genos-
senschaft in der Öffentlichkeit
Schaden zugefügt. Dadurch
konnte in dem Ausschuss der
Eindruck entstehen, dass in un-
serer Genossenschaft eine offe-
ne, kritische und somit demo-
kratische Diskussion uner-
wünscht sei. Es ergeht die Auf-
forderung an Herrn Breyer, sich
einer sachlichen und angemes-
senen Diskussionskultur zu be-
fleißigen und sich für diesen
Ausfall zu entschuldigen.“
Es scheint also, folgt man dieser
Presseerklärung und den oben
geschilderten Eindrücken, nicht
nur mit dem „traditionell“ „an den
Kostengrenzen – nicht an Ren-
diteaussichten – orientierte(n)
Mietenniveau“ der Genossen-
schaften in letzter Zeit etwas
problematisch geworden zu
sein, sondern auch und vielleicht
vor allem, mit dem Demokratie-
prinzip. Würde dieses Prinzip
noch funktionieren, hätten die
Genossen in der „Charlotte“ den
Verdacht der Mietpreistreiberei
sicherlich nicht aufkommen las-
sen. So aber, ruft die Beschäfti-
gung gerade mit den traditionel-
len Genossenschaften eine
kräftige Moll-Stimmung hervor,
die sich fast schmerzhaft durch
die Beobachtung verstärkt, dass
die Baugenossenschaft von
1892 – eine ebenfalls sehr ein-
flussreiche Genossenschaft –
sich anzuschicken scheint, der
„Charlotte“ in ihrem außeror-
dentlich zweifelhaften Vorgehen
nachzueifern.
Dennoch sind wir der Hoffnung,
dass es sich in dem Fall der
„Charlotte“ nur um einen korri-
gierbaren Ausreißer innerhalb
des Genossenschaftswesens
und bei der „1892“ um einen un-
begründeten Verdacht handelt.
Der Charlottenburger Bauge-
nossenschaft wünschen wir,
dass bald wieder Zustände ein-
treten, die der von Ihnen gelie-
ferten Darstellung entsprechen.
Ihr werden wir uns dann mit
großer Erleichterung gerne
anschließen.

Dies nun ist beschlossene Sa-
che: Zum 1. 9. 2001 wird das
neue Mietrecht in Kraft treten.
Keine übereilte Angelegenheit,
denn bereits vor 27 Jahren hat-
te alles begonnen. 1974 erging
an die seinerzeitige Bundesre-
gierung der parlamentarische
Auftrag einer Reform des Miet-
rechts. Doch allzu viel passierte
zunächst nicht. 

Erst 1992 ergriff die freidemo-
kratische Bundesbauministerin
Irmgard Adam-Schwätzer die
Initiative. Eine von ihr einge-
setzte Expertenkommission er-
arbeitete einen Bericht, der zur
Grundlage „für eine effiziente
Nutzung wohnungsbaupoliti-
scher Instrumente“ werden soll-
te. Die Autoren, „teils Angehöri-
ge des liberalen Spektrums der
Wirtschaftswissenschaften, teils
Vertreter der Großbanken und
hochkarätigen Gesellschaften
für Immobilienverwertung“ (ME
262, S. 4), legten ein Ergebnis
vor, das man verharmlosend als
„Anleitung zum Mietermord“ hät-
te bezeichnen können, läge die
Problematik nicht tiefer. 

Sie verdichtete sich zu der Fra-
ge: Wie geht man mit Mietern

um, die man einerseits als Quel-
le für die Rendite der Grundei-
gentümer braucht, deren mini-
malsten Rechte, ja letztlich de-
ren Anwesenheit in den Woh-
nungen andererseits als Investi-
tionshindernisse befürchtet und
denunziert werden mussten? Ei-
ne wohnungspolitische Quadra-
tur des Kreises! Das Ganze
scheiterte dann wohl auch eher
an dem der Sache immanenten
logischen Widerspruch, als am
politischen Protest der parla-
mentarischen Opposition oder
der betroffenen Mieter.

Die nachfolgende Bund-Länder-
Kommission hatte zwar, so die
seinerzeitige Meinung, „in ihrem
moderaten Vereinfachungsent-
wurf (...) den Vorschlägen der
Expertenkommission eine Ab-
sage erteilt“ (ME 250, S. 5) düm-
pelte aber ansonsten nur vor
sich hin. Es geschah nichts Ein-
schneidendes. Und das war gut
so.

Rot-Grün, im Jahr 1998 ange-
treten, allerlei Reformstau zu
lösen, bemächtigte sich durch
die Justizministerin Hertha
Däubler-Gmelin der Sache und
legte Anfang 2000 einen ersten
Referentenentwurf vor. 

Die Mietrechts-
reform

Julia Oppermann
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In der Begründung hieß es:

„Unser modernes Mietrecht wird

– den gerechten Interessenaus-
gleich zwischen Mietern und
Vermietern sichern; die Leit-
gedanken dafür sind die Ga-
rantie des Eigentums in seiner
sozialen Verpflichtung, die
Verantwortung der Mieter und
die partnerschaftliche Koope-
ration zwischen Vermietern
und Mietern;

– verständliche und klare Rege-
lungen enthalten, damit Mieter
und Vermieter ihre Rechte und
Pflichten unmittelbar aus dem
Gesetz ablesen können.“

Im Einzelnen wurden folgende
Änderungen angekündigt:

„1. Stärkung des Vergleichsmie-
tensystems: Grundlage soll
regelmäßig der wissen-
schaftlich erstellte und von
der Gemeinde anerkannte
Mietspiegel sein;

2. einheitliche Absenkung der
Kappungsgrenze von heute
30% auf 20%;

3. Absenkung des umlagefähi-
gen Anteils an den Moderni-
sierungskosten von 11% auf
9%, Vereinfachung der Mo-
dernisierungsmitteilung, Er-
weiterung der Umlagefähig-
keit von Kosten der Energie-
einsparung;

4. Abschaffung der Möglichkeit,
die Miete wegen gestiegener
Kapitalkosten zu erhöhen;

5. Vereinfachung des Tatbe-
stands der Ordnungswidrig-
keit bei überhöhtem Mietpreis
(§ 5 Wirtschaftsstrafgesetz);

6. zeitlich unbeschränkte Zulas-
sung der Staffel- und der In-
dexmiete. Dabei soll die In-
dexmiete durch Anknüpfung
an den Preisindex für die Le-
benshaltung transparenter
gemacht werden.“

Ganz besonders die wagemuti-
ge Absenkung der Modernisie-
rungsumlage von 11% auf 9%
erschien der Haus-und-Grund-
Lobby als Bedrohung ihrer Exis-
tenz. „Eine Provokation der Bun-
desregierung … unfair, unge-
recht und an Einseitigkeit nicht
zu überbieten … das Mietrecht
als Folterwerkzeug der Hausei-
gentümer“ (zit. nach ME 277, S.
5) jaulte der Präsident von Haus
und Grund Deutschland, Dr.
Friedrich-Adolf Jahn auf. 

Als im Juli 2000 aus dem Refe-
rentenentwurf des Bundes-
justizministeriums ein Entwurf
der Bundesregierung wurde,
suchte man die Absenkung der
Modernisierungsumlage verge-
bens. Es blieb bei 11%.

Alle anderen Veränderungen
hingegen wurden weiterge-
reicht. Und das waren gerade
die für die Mieter bedrohlichsten.
Die Empörung war berechtigt,
exemplarisch sei der Mieterver-
ein München zitiert. Er formu-
lierte sehr exponiert: „Miet-
rechtsreform gegen die Mieter:
Gesetzesentwurf der Bundesre-
gierung katastrophal!“ und
sprach plastisch bajuwarisch
von mehreren „Hämmern“.

In der Tat, die Abschaffung der
einfachen Zeitmietverträge und
die Erleichterung der qualifizier-
ten, die Relativierung der Kündi-
gungssperrfrist nach Umwand-
lung und die Ermöglichung einer
nicht an das Verschuldensprin-
zip gebundenen Zerrüttungs-
kündigung kann man jeweils als
„Hammer“ (und die Mieterschaft
dann, der Vollständigkeit halber
als „Amboss“) bezeichnen. Dies
sei hier kurz erläutert:

Zeitmietverträge

Es gibt (noch) die einfachen und
die qualifizierten Zeitmietverträ-
ge. Die einfachen Zeitmietver-
träge können bis einen Monat
vor Ablauf durch einseitige Wil-
lenserklärung der Mieter in ei-
nen normalen unbefristeten
Mietvertrag umgewandelt wer-
den. Diese einfachen Zeitmiet-
verträge benachteiligen die Mie-
ter nicht, sondern eröffnen ihnen
die Option, den Mietvertrag zu
einem bestimmten Termin aus-
laufen zu lassen ohne Kündi-
gungsfristen berücksichtigen zu
müssen. 

Qualifizierte Zeitmietverträge
laufen auf jeden Fall aus, wenn
die qualifizierende Bedingung
eintritt.

Die einfachen Zeitverträge zu-
gunsten der Mieter wird es in Zu-
kunft nicht mehr geben. Einzig
die qualifizierten sollen erhalten
bleiben. 

Die Bedingung sollte aber nur
noch in der Absicht der Vermie-
ter, die Räume wesentlich in-
standzusetzen gebunden sein.

Kann man daran zweifeln, wel-
che Art von Mietverträgen in Zei-
ten angespannten Wohnungs-
marktes angeboten werden,
wenn nur noch die Instandset-
zungsabsicht für eine Befristung
ausreicht? Wahrlich ein „Ham-
mer“!

Zerrüttungskündigung

Als Grund für eine fristlose Kün-
digung erschien in dem Entwurf
die Formulierung: „Jeder Ver-
tragsteil kann das Mietverhältnis
aus wichtigem Grund außer-
ordentlich fristlos kündigen. Ein

wichtiger Grund liegt vor, wenn
dem Kündigenden unter Berück-
sichtigung aller Umstände des
Einzelfalles und unter Abwä-
gung der beiderseitigen Interes-
sen die Fortsetzung des Miet-
verhältnisses bis zum Ablauf der
Kündigungsfrist oder bis zur
sonstigen Beendigung des Miet-
verhältnisses nicht zugemutet
werden kann.“ Dieser Zerrüt-
tungstatbestand hätte mögli-
cherweise einem Zeitgenossen
wie dem Herrn Dr. Gino-Retro
Mebes (über „seine“ Winter-
feldtstr. 25 wurde im ME häufig
berichtet) allein durch die Tatsa-
che, dass er Überwachungska-
meras im Haus anbringen und
mit Pitbulls bewaffnete Kontroll-
truppen patrouillieren ließ, eine
Handhabe gegeben, das Ver-
tragsverhältnis mit den Mietern
für hoffnungslos zerrüttet und
folglich nicht mehr fortsetzbar zu
erklären. 

Wenn das kein „Hammer“ ist...

Kündigungssperrfrist nach
Umwandlung

Die Mieter einer in Einzeleigen-
tum umgewandelten Wohnung
sind bisher in einem Zeitraum
von drei Jahren nach Umwand-
lung gegen Kündigungen wegen
Eigenbedarfs und mangelnder
wirtschaftlicher Verwertbarkeit
geschützt. In Gebieten mit er-
höhtem Wohnungsbedarf kann
diese Frist durch lokale Rechts-
verordnung auf zehn Jahre aus-
gedehnt werden. Dies ist allen
Ballungsgebieten, so auch in
Berlin, der Fall. Die vorgeschla-
gene Regelung sollte es dem Ei-
gentümer auch in diesen Gebie-
ten gestatten, bereits nach drei
Jahren aus den genannten
Gründen zu kündigen, „wenn er
dem Mieter Wohnraum ver-
gleichbarer Art, Größe, Ausstat-
tung, Beschaffenheit, Lage und
Miete nachweist und sich ver-
pflichtet, dem Mieter die Um-
zugskosten in angemessenem
Umfang zu erstatten.“

Man kann sich leicht vorstellen,
wie die Gerichte drei Jahre nach
Umwandlung mit der Frage nach
der Vergleichbarkeit der ange-
botenen Wohnungen beschäf-
tigt gewesen wären.

Ein „Hammer“! Oder?

Gegen diese und andere kleine-
re „Hämmer“ formulierte sich be-
rechtigter Protest und blieb nicht
ohne Erfolg. Bis Redaktions-
schluss war zwar die im Bun-
destag beschlossene wörtliche
Endfassung noch nicht zugäng-
lich, doch wurde mitgeteilt, dass
die „Hämmer“ fürs erste im
Werkzeugkasten mietrechtli-
cher Planung verschwunden
seien mit Ausnahme der qualifi-

zierten Zeitmietverträge. Sie
bleiben. Jedoch sind die Bedin-
gungen präzisiert und verschärft
worden. Ein Resümee – das sich
nicht auf alle Einzelregelungen
erstrecken soll – kann nur im
Rahmen des Vergleichsmieten-
systems gezogen werden. Es
muss daneben die gesellschaft-
lichen Veränderungen der letz-
ten Jahrzehnte berücksichtigen
und es muss vor allem die Inte-
ressenlage der Mieter reflektie-
ren, die mit diesem veränderten
Mietrecht in Zukunft Auseinan-
dersetzungen zu führen haben.
Exemplarisch soll das an den fol-
genden Punkten versucht wer-
den:

1. Senkung der Kappungs-
grenze von 30% auf 20%
für Mieterhöhungen der
letzten drei Jahre

Diese Senkung stellt zweifellos
eine Verbesserung für die Mie-
ter dar. Doch sollte man ihre rea-
le Auswirkung nicht überschät-
zen. Häufig wird davon ausge-
gangen, dass die realen Miet-
erhöhungen 30% bzw. jetzt nur
noch 20% betragen können.
Das ist ein Trugschluss. Die Mie-
terhöhungsmöglichkeiten müs-
sen sich im Rahmen des Miet-
spiegels halten. Die meisten
Mieten liegen dabei so nahe an
den Mietspiegelwerten, dass ein
Raum für Mieterhöhungen bis
an die Kappungsgrenze kaum
noch existiert.

2. Die nichterfolgte Senkung
der Modernisierungs-
umlage

Die Modernisierungsumlage ist
ein dem System der Vergleichs-
mieten vollkommen fremdes
Element. Die Modernisierung
verändert den Standard einer
Wohnung und damit auch die
Zuordnung zu – entsprechend
höheren – Mietspiegelwerten.
Mieterhöhungen ließen sich pro-
blemlos im diesem veränderten
Zusammenhang aus realisie-
ren. Die Mieterorganisationen
und einige politische Parteien
fordern daher schon seit langem
die gänzliche Abschaffung der
Modernisierungsumlage.

3. Die Stärkung des 
Mietspiegels

Man sollte diese Änderung als
richtige Konsequenz aus dem
Vergleichsmietensystems be-
grüßen. Wissenschaftlich er-
stellte Mietspiegel – und das ist
der in Berlin – erhalten als Be-
weis- und Begründungsmittel
gegenüber den anderen – Be-
nennung von drei Vergleichs-
wohnungen oder Erstellung ei-
nes Expertengutachtens – Vor-
rang.
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4. Eintrittsrecht in den
Mietvertrag im Todesfall
nichtehelicher sowie
gleichgeschlechtlicher
Lebenspartner.

Diese Regelung war längst fällig
und stellt keine Verbesserung für
die Mieter, sondern nur eine An-
passung an die veränderte ge-
sellschaftliche Realität dar.

5. Asymmetrische Kündi-
gungsfristen und ihre
Absenkung

In Zukunft gilt für Mieter, unab-
hängig von der Wohndauer, eine
Kündigungsfrist von drei Mona-
ten. 

Auch diese Neuregelung ist un-
ter dem Aspekt der veränderten
gesellschaftlichen Realität zu se-
hen. Wenn im Erwerbsleben im-
mer mehr Mobilität gefordert
wird, kann und darf die Wohnung
nicht zur Fußfessel werden.

Allerdings ist den Mietern auch
ein Stück Sicherheit genommen
worden, denn die Kündigungsfri-
sten der Vermieter bei einer
Wohndauer von mehr als zehn

Jahren wurden von zwölf auf
neun Monate gesenkt.

6. Barrierefreiheit

Auch das ist keine Besserstel-
lung der Mieter, sondern folgt nur
den veränderten Verhältnissen
und der schon vollzogenen
Rechtsprechung des Bundes-
verfassungsgericht. Behinderte
Menschen haben in Zukunft ei-
nen Anspruch, Umbauten zur
Barrierefreiheit in der Wohnung
vorzunehmen.

7. Modernisierungsankündi-
gung

Eindeutig eine Schlechter-
stellung der Mieter hat die
verringerte Anforderung an die
Modernisierungskündigung zur
Folge. Durch den bislang hohen
Anspruch wurden die Mieterbe-
lange als Interessen gleichbe-
rechtigter Vertragspartner ge-
würdigt. Es ist zu befürchten,
dass sich daran in Zukunft etwas
ändern wird. 

8. Die Vereinfachung des
Mietrechts

Bei aller unterschiedlicher Kritik

an den inhaltlichen Änderungen
der Mietrechtsreform ist die Ver-
einfachung weitgehend positiv
bewertet worden. Es mag da-
hingestellt bleiben, ob dies
tatsächlich nur ordnungslieben-
de Juristen erfreut oder ob das
Mietrecht von nun an wirklich für
Laien verständlich ist. 

Zweifel sind angebracht, denn
juristische Kategorien und deren
komplexe Zusammenhänge er-
schließen sich dem Laien auch
bei einfachster Wortwahl nicht
so ohne weiteres. Aber selbst
wenn dies der Fall sein sollte,
müssen sich die MieterInnen im-
mer bewusst sein: Mietrecht ist
Vermieterrecht. 

Daran ändert auch die Tatsache,
dass der Vermieterwillkür deutli-
che Grenzen gesetzt sind nichts.
Eine Vereinfachung des Miet-
rechts ist also eine Vereinfa-
chung des Vermieterrechts, eine
Vereinfachung zum Nutzen der
Vermieter. Die Berliner Mieter-
Gemeinschaft und sicherlich
auch andere Mieterorganisatio-
nen werden sich große Mühe ge-
ben die daraus resultierenden

Nachteile für die Mieter auszu-
gleichen.

Eine abschließende Bilanz lässt
sich noch nicht ziehen. Doch so-
viel kann man sagen. Die Ver-
besserungen für die Mieter sind
hauptsächlich nur quantitativ.
Und zwar in einer Art, in der sie
nur geringe Auswirkung haben
werden. Der größte Teil der Ver-
änderungen stellt eine Anpas-
sung an die gesellschaftlichen
Veränderungen dar. Fundamen-
tale qualitative Verschlechterun-
gen haben den Mietern gedroht,
sind im Verlauf der Auseinan-
dersetzungen reduziert, aber
nicht gänzlich aufgehoben wor-
den. Wichtige Bereiche, so un-
ter anderem auch verbesserte
Regelungen für Untervermie-
tung sind gänzlich ausgeklam-
mert worden.

Wir werden in Kürze, wahr-
scheinlich schon vom nächsten
MieterEcho an, die detaillierten
Veränderungen in die Info-Mate-
rialien einarbeiten und veröffent-
lichen.

... aber niemand 
will sein
Totengräber sein

Wie soll es weitergehen mit dem
sozialen Wohnungsbau? Rot/
Grün richtet, da sie nun einmal
an der Regierung sind, die pein-
liche Bestattung aus und hält
dabei eine Grabrede, die sich
anhört wie ein innovativer Re-
formplan und ausgeschmückt
ist mit den Sympathieattributen:
sozialverantwortlich, bestands-
orientiert, nachhaltig. Seit Ja-
nuar existiert ein Gesetzesent-
wurf zur Reform des Woh-
nungsbaurechts. Nun wird er
Bundestag und Bundesrat vor-
gelegt und noch vor der Som-
merpause soll über ihn ent-
schieden werden. „Die Rechts-
grundlagen des sozialen Woh-
nungsbaus würden den heuti-
gen Anforderungen nicht mehr
gerecht“, so die Fraktionen der
SPD und Bündnis 90/Die Grü-
nen. Ergo – man muss sie den
heutigen Gegebenheiten an-
passen. 

Die Gegebenheiten sind, dass
in den sozialen Wohnungsbau
kaum mehr Bundesmittel flie-
ßen. Noch 1993 investierte er
vier Milliarden Mark im Jahr,
seither wurden die Mittel suk-
zessiv heruntergefahren.

1997 kamen noch 2 Milliarden
Mark aus dem Bundeshaushalt,
heute sind wir bei nur noch ei-
nem Viertel davon angelangt.
450 Millionen Mark jährlich läs-
st sich der Bund die Fördermit-
tel noch kosten. Sogar der Er-
halt dieser Fördersumme war
laut Franziska Eichstätt-Bohlig
(Bündnis 90/Die Grünen), die
an der Novellierung maßgeblich
mitgearbeitet hat, harte Ver-
handlungssache. 

Die Zahl der Sozialwohnungen
in Deutschland ist entspre-
chend rückläufig: 1987 gab es
noch 3,9 Millionen im Bundes-
gebiet. Zur Zeit sind es noch et-
wa 1,8 Millionen, jährlich fallen
etwa 100.000 weitere aus der
Bindung. Durch Neubau wird
der Schwund nicht ausgegli-
chen: jährlich rund 200.000
neue Sozialwohnungen wären
dazu laut Mieterbund notwen-
dig. Derartige Zahlen wurden
schon in der Vergangenheit
nicht erreicht. 

1993 wurden noch etwa
150.000 öffentlich geförderte
Wohnungen gebaut, 1997
107.000. Heute ist der Neubau
im ersten Förderweg nach An-
gaben des deutschen Mieter-
bundes marginal. Der Ausstieg
aus dem Sozialen Wohnungs-
bau ist also eigentlich bereits
vollzogen.

Der soziale
Wohnungsbau 
ist tot...

Tina Veihelmann
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Abschaffung 
des ersten 
Förderwegs

Auch in Berlin ist er faktisch fast
schon ein Kapitel der Ge-
schichte. Bereits 1997 wurde
der erste Förderweg abge-
schafft, neu gebaut wird kaum
mehr und die meisten Bin-
dungen laufen in den nächsten
Jahren aus. Sozial sind die Mie-
ten der Berliner Sozialwohnun-
gen ohnehin nicht immer. 

Zwar hatten die Altbestände
des ersten Förderwegs meist
moderate Einstiegsmieten: Die
öffentliche Hand subventionier-
te nach dem sogenannten
„Kostenmietensystem“ direkt
einen Teil der Miete. Jedoch un-
terliegt diese einem jährlichen
„Förderabbau“. Das heißt, der
Mietpreis erhöht sich jährlich
um ca. 25 Pfennig. Eine Woh-
nung, die 1977 DM 7,00/m2 kalt
kostete, kann also heute bei ei-
ner Kaltmiete von DM 13,00/m2

liegen. Hinzu kommen mitunter
hohe Betriebskosten. Im Berli-
ner Rollbergviertel zum Beispiel
bezahlen Mieter mittlerweile in-
klusive Betriebskosten eine
Miete von bis zu DM 20,00/m2.
Die Folge ist ein überdurch-
schnittlich hoher Anteil von Mie-
tern, deren Miete vom Sozial-
amt übernommen wird und da-
mit eine Tendenz zur Ghetto-
isierung Bedürftiger. Derartige
Entwicklungen sind durchaus
kritisch zu sehen. Reformen in
der Art der Förderung oder
Mietpreisbindungen wären zu
diskutieren. Da jedoch die Aus-
gangslage so aussieht, dass die
Bestände des alten sozialen
Wohnungsbaus rückläufig sind
und für Alternativen das Geld
fehlt, fragt sich, worüber man
noch diskutieren soll.

Wie kommt man nun aus solch
einer Lage heil heraus, ohne als
sozial verantwortungslos dazu-
stehen und während das Bau-
gesetzbuch immer noch ver-
spricht, „breite Kreise der Be-
völkerung“ mit Wohnraum zu
versorgen? Indem man die Not
zur Tugend erklärt! Die breiten
Kreise der Bevölkerung seien
ausreichend mit Wohnraum
versorgt, so argumentiert die
Gesetzesvorlage. Wofür man

kein Geld hat, das braucht man
eigentlich gar nicht mehr. Die
Gesetzesgrundlagen für den
sozialen Wohnungsbau ent-
stammten der Nachkriegszeit,
in der man den Wiederaufbau
zu bewältigen gehabt habe.
Heute dagegen seien genü-
gend Wohnungen vorhanden,
der freie Wohnungsmarkt sei
entspannt. Das Gebot der Stun-
de sei daher, neue Aufgaben zu
definieren: Anstatt breite Bevöl-
kerungsschichten mit Wohn-
raum zu versorgen, sollen nur
noch effektiv und gezielt be-
dürftige Haushalte unterstützt
werden. Außerdem brauche
man nicht mehr neu zu bauen.
Die Vorstellung vom sozialen
Wohnungsbau als Neubau, wie
im klassischen ersten Förder-
weg, soll nun einer stärkeren
Orientierung auf die Nutzung
der Bestände weichen. „Sozia-
le Wohnraumförderung“ soll
das Kind nun heißen, nicht mehr
„sozialer Wohnungsbau“. Dem-
entsprechend plant der Entwurf
den endgültigen Ausstieg aus
dem ersten Förderweg. Statt
dessen soll das Geld künftig
primär in den Kauf von Bele-
gungsrechten investiert wer-
den. Das heißt, die Fördersum-
men werden dazu verwendet,
vorhandene Wohnungen, mög-
licherweise auch im Altbau, zu
Sozialwohnungen zu erklären.
Auch sollen verstärkt Mittel in
Modernisierungen fließen. Ein
angenehmer Nebeneffekt ist,
dass diese Variante billiger ist,
als der Neubau. Der Ansatz,
vorhandene Wohnungsbestän-
de besser zu nutzen, ist
zunächst positiv. Allerdings wä-
re auch für diesen Weg der „so-
zialen Wohnraumförderung“
Voraussetzung, dass ausrei-
chend Gelder bereitgestellt
würden. 

Bedürftige 
und der freie 
Wohnungsmarkt
Falsch ist die Annahme, es
gebe überall in Deutschland
einen entspannten Wohnungs-
markt. In den süddeutschen
Ballungsgebieten München,
Köln, Frankfurt, Stuttgart, Nürn-
berg und Freiburg herrscht
Wohnungsknappheit. „Für die
Probleme dieser Ballungsräu-

me können wir mit dem neuen
Instrumentarium nichts tun“,
räumt selbst Franziska Eich-
stätt-Bohlig ein. Darüber hinaus
ist nicht abzusehen, wie sich die
Wohnungsmärkte andernorts
in der Zukunft entwickeln wer-
den. Aus der sozialen Verant-
wortung, günstigen neuen
Wohnraum zu schaffen, wenn
das Angebot knapp werden
sollte, zieht sich der Staat mit
dem Aufgeben des sozialen
Wohnungsneubaus zurück. 

Weit problematischer als das
oben Beschriebene ist die neue
Eingrenzung der Zielgruppe.
Das Wohnraumversorgungs-
problem sei nicht mehr quanti-
tativ, sonder qualitativ, argu-
mentiert Eichstätt-Bohlig. Nicht
mehr die breite Bevölkerung soll
das novellierte Gesetz nun er-
reichen, sondern bedürftige
Haushalte. Damit ist der Rück-
zug aus der politischen Verant-
wortung für die Gesamtbevöl-
kerung in Fragen sozialer Ge-
rechtigkeit und Wohnen erklärt.
Das Strittige ist weniger die Fra-
ge, ob die „breiten Kreise der
Bevölkerung“ gerade genü-
gend Wohnungen haben oder
nicht, sondern ob man aus die-
sem Grund die Verantwortung
für sie aufgeben sollte. Ähnlich
uneinleuchtend wäre die Idee,
das Gesetz gegen Mord abzu-
schaffen, weil es zu einem be-
stimmten Zeitpunkt keine Mord-
fälle gibt.

Aber auch der neuerklärten
Zielvorgabe wird die Gesetzes-
novelle nicht gerecht. Unter-
stützt werden sollen nun sowohl
solche Haushalte, die “wegen
ihres geringen Einkommens die
Kosten auf dem freien Woh-
nungsmarkt nicht tragen kön-
nen“ als auch Menschen, die
„von Vermietern diskriminiert
werden, z.B. alleinerziehende
Mütter“. Das einzige Instru-
ment, die Bedürftigkeit festzu-
stellen, bleibt jedoch weiterhin
die Einkommensgrenze für den
Wohnberechtigungsschein. 

Um nun eine zusätzliche Ziel-
gruppe von Haushalten zu er-
reichen, die unabhängig davon
von ihren Vermietern diskrimi-
niert werden, hätte das Instru-
mentarium ja in irgendeiner
Weise ergänzt werden müssen.
Die Gesetzesinitiative bleibt je-

doch bei einer verbalen Ab-
sichtserklärung ohne prakti-
sche Konsequenzen. 

Genaugenommen würde sich
auch die Größe der Zielgruppe
– definiert man sie nun als fi-
nanziell und anderweitig be-
nachteiligt – keineswegs redu-
zieren, sondern erweitern. Im
Vorfeld der Gesetzesinitiative
wurden jedoch keinerlei Prog-
nosen angestellt, welchen
quantitativen Bedarf diese neue
bzw. alte Zielgruppe haben wür-
de. Ebenso fehlen Schätzun-
gen darüber, ob das Angebot
von Sozialwohnungen, die mit
den vorhandenen Mitteln noch
zu realisieren sind, überhaupt
ausreichen würde, um diesen
Bedarf zu decken. Die Zahl der
Haushalte, die in der Bundes-
republik aus ihrer Einkom-
menssituation heraus An-
spruch auf eine Sozialwohnung
hätten, liegt schon jetzt bei 15
Millionen. Bei einer durch-
schnittlichen Haushaltsgröße
von 2,2 Personen, kann man
annehmen, dass in den 1,8 Mil-
lionen vorhandenen Sozialwoh-
nungen etwa vier Millionen
Menschen wohnen. Das hieße,
dass derzeit schon etwa 11 Mil-
lionen dieser Haushalte mit An-
spruch auf eine Sozialwohnung
auf den freien Wohnungsmarkt
angewiesen sind.

Vollkommen offen bleiben nach
dem Gesetzesentwurf Rege-
lungen zur Miethöhe. Mit dem
Abschied vom sozialen Woh-
nungsbau im ersten Förderweg,
wird das Prinzip der „Kosten-
miete“ obsolet, das bislang eine
tragbare Miete sicherstellen
sollte. Abgelöst wird dieses
Instrument von sehr verschie-
den auslegbaren Rahmenvor-
gaben: So „können“ nun Miet-
obergrenzen „unterhalb der
ortsüblichen Vergleichsmieten“
eingeführt werden. Wie dies
umgesetzt wird, liegt im Ermes-
sen der Länder.

Die „neuen Anforderungen“, de-
nen die Gesetzesnovelle ge-
recht wird, scheinen leider
hauptsächlich die banalen
Sparzwänge des Bundeshaus-
halts zu sein, die ein weiteres
Mal Alibi für weitreichende De-
regulierungen sind.
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Eine Bank zu gründen,
muss doch jeder richtig finden.
Kann man schon sein Geld nicht
erben,
muss man‘s irgendwie erwerben.
Dazu sind doch Banken besser,
als Revolver oder Messer.

Bertolt Brecht

Die Privatisierungen der letzten
zehn Jahre waren im Grunde
eine Umverteilung von öffentli-
chem Vermögen in private Ta-
schen. Die Bankgesellschaft
Berlin (BGB) bildet hierbei den
Höhepunkt. Verbunden mit der
Verquickung zwischen Politik
und Wirtschaft wird der Stoff pro-
duziert, aus dem der „Berliner
Filz“ gemacht ist.

1994 hatte die staatliche Lan-
desbank Berlin (LBB) noch viel
Geld, galt aber in ihrer Ge-
schäftsführung als sehr „konser-
vativ“. Die Wohnungsbaukredit-
anstalt als neue Investitions-
bank Berlin brachte zwei Milliar-
den DM Steuergelder pur aus
der Wohnungsbauförderung
mit. Die private Berliner Bank
(BB) stand dagegen kurz vor der
Pleite. Sie war sehr „risikofreu-
dig“ und hatte bei jedem größe-
ren Firmenkonkurs draufzahlen
müssen. Zusätzlich mit der Ber-
liner Hypothekenbank (Berlin
Hyp) sollten diese Banken die
BGB als viertgrößtes Bankenin-
stitut der Bundesrepublik in die
Liga der „global player“ aufstei-
gen lassen. Die Bankgesell-
schaft Berlin sollte eine neue
Bankenadresse in Berlin schaf-
fen. Die Unabhängigkeit der pri-
vaten Banken innerhalb der
Bankgesellschaft blieb weitest-
gehend unangetastet. Das
große Eigenkapital der öffentli-
chen Banken eröffnete den pri-
vaten eine erhebliche Auswei-
tung ihrer Geschäftsmöglichkei-
ten und sie konnten auf Kosten
der Bankgesellschaft Berlin er-
hebliche Risiken eingehen. Die
Gefahren einer solchen Ban-
kenkonstruktion waren bekannt.
Die Opposition tobte. Aber die
Große Koalition aus CDU und

SPD verwarf alle anderen Mo-
delle. Mit ihrer platten Ideologie:
die Privatwirtschaft kann besser
wirtschaften als die bürokratisch
konservativen öffentlichen Insti-
tutionen, ermöglichte sie die
Vernichtung von Milliarden DM
aus dem Vermögen der Steuer-
zahler.

Das Ergebnis dieser Fusion
nach nur sieben Jahren ist nie-
derschmetternd. Die notwendig
gewordenen Wertberichtigun-
gen bei der Bankgesellschaft
Berlin, seit ihrer Gründung 1994
bis 2000, betragen ca. acht Mil-
liarden DM. Wertberichtigungen
müssen erfolgen, wenn der
gezahlte Preis weit höher liegt
als der zu erzielende Preis. Und
die Entdeckung weiterer finan-
zieller Risiken ist nicht aus-
geschlossen. Nachdem das
gute Geld der öffentlichen Ban-
ken aufgebraucht ist, sollen zur
Aufstockung des Eigenkapitals
der BGB weitere Steuermittel
fließen. Ob direkt finanziert oder
durch Verkäufe, es wird eine
weitere Vermögensreduzierung
des Landes geben.

Kredite ohne Haftung
Ausgangspunkt war ein 600 Mil-
lionen Kredit für 16.000 Woh-
nungen. Kreditgeber war die
Berlin Hyp, mit ihrem Vorsit-
zenden Herrn Landowsky, der
gleichzeitig CDU Fraktionsvor-
sitzender im Berliner Abgeord-
netenhaus war. Kreditnehmer
waren zwei bekannte CDU Poli-
tiker, Geschäftsführer der Aubis-
gruppe. Die Bezahlung von Zin-
sen und Tilgung blieb aus, der
Kredit wurde notleidend und es
entstanden erhebliche Verluste
bei der Berlin Hyp. Das Bundes-
amt für das Kreditwesen (BAK-
red) verlangte Wertberichtigun-
gen. Eine 40.000 DM Barspen-
de der Kreditnehmer an den Kre-
ditgeber brachte dann die Lawi-
ne ins Rollen. Gleichzeitig hatte
die BGB eine ihrer Töchter
(IBAG), von allen durch sie ver-
ursachten Risiken befreit, an-
geblich an Investoren auf den
Cayman-Inseln verkauft. Die
Cayman Inseln sind ein Steuer-
paradies. Der Verkaufserlös
wurde für Risikorückstellungen
in der Bank benötigt. Alleiniger
Kreditgeber dieses „Investors“
war aber wiederum die BGB

selbst. Nach dem Bekanntwer-
den dieses Geschäfts als reine
Luftnummer wurde es rückab-
gewickelt. Vollmundig wollten
die IBAG aber noch die landes-
eigene Wohnungsbaugesell-
schaft GSW kaufen, sicher um
weitere Fonds aufzulegen. Und
sie kaufte sich in die Groth-Hol-
ding ein, nachdem der Einstieg
der BGB an den Voten von Auf-
sichtsratsmitgliedern scheiterte.
Auch Groth brauchte eine von al-
len alten Risiken befreite neue
Firma und bekam den entspre-
chenden Kredit, natürlich von
der BGB.

Täglich tauchten neue Hiobs-
botschaften auf. Kredite wurden
ohne Eigenkapital und persönli-
che Haftung vergeben. So auch
der Aubis-Kredit. Vor- und Ne-
benkosten wurden in unglaubli-
cher Höhe kreditiert. Die Mieter
sitzen allerdings in Cottbus im-
mer noch ohne Balkonbrüstung
da. Die Banktöchter hatten in
großem Stil Fonds mit 25jähri-
gen Mietengarantien und Rück-
kaufoptionen aufgelegt, für de-
ren Risiken die BGB gerade ste-
hen muss. Mit den Fondseinla-
gen konnten Großverdiener
Steuern sparen. Die Bankvor-
stände hatten sich selber Exklu-
sivfonds geschneidert. Einen
sogar mit Sozialwohnungen von
der Gehag. Als ihre persönli-
chen Anteile an diesen Fonds
nicht mehr den erhofften Gewinn
erbrachten, kauften sie sich die-
se als Banker wieder ab. Ein
Komplementär haftete bei ei-
nem Fonds für hunderte Millio-
nen, obwohl er gerade mal ein
Fahrrad besaß. Die Bank hatte
Komplementäre von der persön-
lichen Haftung freigestellt, um
die Überziehung ihres Großkre-
ditrahmens zu vertuschen.
Während die ersten Sonderprü-
fungen liefen, besorgte der Vor-
sitzende der BGB der befreun-
deten Firma Hornbach, deren
Aufsichtsratsvorsitzender er ist,
schnell einen Kredit und er ver-
sorgte das Rechtsanwaltsbüro
des Aufsichtsratsvorsitzenden
der BGB, „seinen Kontrolleur“,
noch mit einem Auftrag. Viele
Bankvorstände mussten gehen.
Sie kamen der Kündigung mit
ihrem „freiwilligen“ Rücktritt zu-
vor, damit ihre Versorgung ge-
sichert ist. So erhält der Vor-
sitzende der Berlin Hyp, Lan-

dowsky noch bis zum Auslaufen
seines Vertrages jährlich DM
700.000 plus Dienstwagen und
Sekretärin. Danach kann er 
sich auf eine Pension von DM
350.000 jährlich bis an sein Le-
bensende freuen.

Verantwortung für
den Berliner Finanz-
haushalt
Das Abgeordnetenhaus hat ei-
nen Untersuchungsausschuss
eingerichtet. Dort soll geklärt
werden, wer verantwortlich war,
welche Gesetze gebrochen wur-
den und vor allem welche Haf-
tungsansprüche bestehen und
durchgesetzt werden können.
Allein die acht Milliarden DM
sind weg. Das Land soll mehr als
eine Milliarde zur Eigenkapital-
erhöhung für die BGB aufbrin-
gen. Dem Haushalt fehlen aber
schon heute vier bis fünf Milliar-
den DM. Hinzu kommen weitere
Risiken durch Schattenhaushal-
te, z.B. bei den Entwicklungsge-
bieten. Die landeseigenen Woh-
nungsunternehmen sind finanzi-
ell angeschlagen. Galt die GSW
bisher noch als ein solventes
Unternehmen, stellt sich jetzt
beim Verkauf ihre Armut heraus.
Städtebauliche Verträge bein-
halten finanzielle Verpflichtun-
gen. Zusätzlich wurden zukünf-
tige Einnahmen des Landes
Berlin schon für die nächsten 15
bis 20 Jahre im Voraus einkas-
siert. Das ganze Ausmaß der Fi-
nanzmisere des Landes Berlin
ist nur zu erahnen. Gezielte Ab-
zockerei, Größenwahn und Vet-
ternwirtschaft, parteipolitischer
Postenschacher auf Kosten von
qualifiziertem Management ha-
ben das Land Berlin in den fi-
nanzpolitischen Ruin geführt.
Und wieder einmal gibt es nie-
manden mit einem Schuldbe-
wusstsein. Bei der Selbstver-
ständlichkeit dieser Freund-
schaftsgeschäfte fehlt jedes Ge-
spür für die Unanständigkeit.
Prof. Altvater hat Recht wenn er
von der Notwendigkeit einer Um-
erziehung dieses Personenkrei-
ses spricht. 

Barbara Oesterheld ist Mitglied
des Abgeordnetenhauses für
die Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen und Mitglied des Untersu-
chungsausschusses

Berlin macht reich
Barbara Oesterheld

Portal Abgeordnetenhaus
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Die Autoren des Berichts „Rein-
venting the City“ behaupten, ei-
ne Agenda für die „Wiedererfin-
dung der Stadt“ im neuen Jahr-
tausend zu formulieren. Der
ideologische Dreh- und Angel-
punkt ihres Projektes ist die Vor-
stellung einer good governance,
die vorgibt, so unterschiedliche
gesellschaftspolitische Ziele wie
Wirtschaftswachstum, Demo-
kratie, soziale Solidarität, ange-
nehmes Leben und ökologische
Nachhaltigkeit miteinander zu
versöhnen.

In diesem kurzen Kommentar
möchte ich das zentrale Paradox
dieses zutiefst widersprüchli-
chen Dokuments herausarbei-
ten. Einerseits bleiben viele der
im Bericht erwähnten Ziele, al-
len voran Demokratie und so-
ziale Solidarität, sicher Schlüs-
selpunkte auf linken und linksra-
dikalen politischen Tagesord-
nungen. Andererseits kann die
Ansicht vertreten werden, dass
die politische Hauptstoßrichtung
des Reports der Verteidigung ei-
nes im Wesentlichen neolibera-
len Programms städtischer, ins-
titutioneller Umstrukturierung
und sozialer Reform dient, die
sich intensivierteren Markt-
zwängen unterwirft und an Ge-
winnmaximierung, ungehinder-

Zur Person:
Neil Brenner hält eine Assis-
tenz-Professur an der Soziolo-
gie-Fakultät und dem Pro-
gramm für Metropolitane Studi-
en an der Universität New York.
Brenner (geb. 1969 in Durham,
USA) studierte Geographie
(M.A. 1996, Universität von Ka-
lifornien) mit Studienaufenthalt
an der FU Berlin (1991/92) und
lebte erst kürzlich in Frank-
furt/M., um für seine Disserta-
tion (Ph.D. 1999) in Politischer
Wissenschaft an der Univer-
sität Chicago zu forschen.
Von ihm wurden verschiedene
Beiträge veröffentlicht, u.a. in
der Prokla, International Jour-
nal of Urban and Regional
Research, Urban Studies,
Theory and Society, Society
and Space, Review of Interna-
tional Political Economy and
Public Culture. Zur Zeit schreibt
er ein Buch über neoliberale
Politik und staatlich-räumliche
Restrukturierung in europäi-
schen Stadtregionen.

ter ökonomischer Expansion
und verstärkter Kapitalisierung
weiter gesellschaftlicher Berei-
che orientiert. Auch wenn der
Bericht Prioritäten wie soziale
Reproduktion, Armutslinderung
und ökologische Nachhaltigkeit
ausweist, sind sie nur Mittel zum
Zweck, das übergeordnete Ziel
einer städtischen ökonomi-
schen Wettbewerbsfähigkeit un-
ter den derzeitigen geoökono-
mischen Rahmenbedingungen
zu erreichen.

Ein Großteil des Berichtes
kommt einer Übung gleich, die
US-dominierte, neoliberale Aus-
prägung der Globalisierung in al-
len Regionen der Weltwirtschaft
einzubürgern. Der Begriff Kapi-
talismus ist in dem Bericht nicht
ein einziges Mal erwähnt, statt
dessen wird durch seine feti-
schisierten Erscheinungsfor-
men auf ihn verwiesen: Bevöl-
kerungswachstum und techno-
logische Entwicklung werden
gemeinsam als „grundlegende
Antriebsräder“ beschrieben, die
zeitgenössischem städtischen
Wandel zugrunde liegen. Dass
Städte innerhalb globaler Pro-
duktions- und Tauschnetze kon-
kurrieren, kommt einem not-
wendigen oder natürlichen Zu-
stand gleich, der über menschli-

che Einflussmöglichkeiten hin-
aus geht. Politiker und Bürger
müssen sich diesem unterwer-
fen, wenn sie nicht riskieren wol-
len, im globalen Überlebens-
kampf der Stärksten aus-
gelöscht zu werden. Städte, so
der Bericht, werden in dienstleis-
tungsorientierte, unternehmeri-
sche Einheiten transformiert.
Diese existieren innerhalb einer
sozialdarwinistischen Weltwirt-
schaft, die dominiert wird von hy-
permobilem Kapital. National-
staaten werden ausgehöhlt und
zunehmend autonome oder
„selbstbewusste“ Städte entste-
hen, die dazu „in Macht gesetzt“
(„empowered“) sind, ihre eige-
nen Steuern zu erheben, den
Großteil lokaler Sozialleistun-
gen allein tragen zu müssen und
aggressiv gegeneinander um
externe Investitionen zu kämp-
fen. Die zentrale Regierung wird
in erster Linie als ein Hindernis
für lokale wirtschaftliche Ent-
wicklung betrachtet, daher soll-
te deren Einfluss auf die kom-
munale Verwaltung und sozioö-
konomische Politik minimalisiert
werden. Kurz gesagt: Die Stadt
soll als Raum „wiedererfunden“
(„reinvented“) werden, für den
die deutschen Neoliberalen den
Begriff Standortpolitik geprägt
haben. Definiert als „gemeinsa-

Good Governance: 
Die Ideologie 
eines nachhaltigen 
Neoliberalismus

Anlässlich der „Weltkonferenz Zukunft der Städte – URBAN
21“, die im Juli letzten Jahres in Berlin stattfand, bat die Berli-
ner MieterGemeinschaft politisch engagierte Wissenschaftle-
rInnen um Stellungnahmen, deren Dokumentation wir in die-
ser Ausgabe fortsetzen. (Die Texte können gesammelt im Rea-
der „Und die Welt wird zur Scheibe...“ in der BMG bezogen wer-
den.)

Neil Brenner
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me Anstrengung der Kommune,
der Bürger und der Privatwirt-
schaft“1 wirkt good governance
als Erfüllungsgehilfe für das,
was Marco Revelli passend als
die „reale Subsumierung von
Raum unter Kapital“ beschrie-
ben hat.2

Ein nichtssagendes
Konzept

Good governance ist ein be-
wusstseinbeeinträchtigendes,
nichtssagendes Konzept, das
hervorragend zu George Or-
wells dystopischem Roman
„1984“ passen würde. Ungläu-
big ließ mich die im „Reinventing
the City“-Bericht gezeigte Abbil-
dung 1 (siehre S. 21)meine Au-
gen reiben: Wie könnte ein so of-
fensichtlich lächerliches und zu-
sammenhangloses Modell städ-
tischer Steuerung von irgendje-
mandem ernst genommen wer-
den? Es kommt letztendlich nur
einer Wunschliste von idealtypi-
schen normativen Zielen gleich,
bei der good governance als ei-
ne Art Zauberstab dient, alles
gleichzeitig zu erreichen. Ähn-
lich vieler dieser schalen ideolo-
gischen Begriffe, die in dem der-
zeitigen politischen Diskurs über
den „Dritten Weg“ benutzt wer-
den, ist der Schlüssel zu good
governance rein formal: Hinter
den Allgemeinplätzen wie „Ar-
beit und Wohlstand“, „in Macht
Setzung der Bürgerschaft“ („em-
powering the citizenry“) und
„stabile Ökosysteme“ – mit Be-
zug auf besondere sozioökono-
mische Bedingungen, politische
Institutionen, gesellschaftliche
Kräfte und soziale Bewegungen
– werden die konkreten wider-
sprüchlichen gesellschaftspoliti-
schen Anliegen und Klassenin-
teressen sichtbar, und zwar
• dass in beinahe allen Berei-

chen städtischer Politik mas-
sive Tauschgeschäfte invol-
viert sind, 

• dass die Priorisierung einiger
politischer Ziele notwendiger-
weise die Marginalisierung
oder die Unterdrückung von
anderen mit sich bringt und 

• dass die Beeinflussungsmög-
lichkeiten (oder Einflussmög-
lichkeiten der Bewohner-
schaft, innerhalb moderner
Städte sehr asymmetrisch
aufgrund von Klasse, race3/
Ethnizität, Geschlecht und na-
tionaler Staatsbürgerschaft
verteilt sind.

Sobald solche rudimentären
Aspekte des städtischen politi-

schen und ökonomischen Le-
bens in Betracht gezogen wer-
den, können wir Abbildung 1 im
Bericht als Ausdruck reiner Ideo-
logie im klassischen Sinne Ernst
Blochs erkennen, die „die vorei-
lige Harmonisierung von sozia-
len Widersprüchen innerhalb
vorhandener sozialer Beziehun-
gen“ bewirbt.4

Trotz ihrer substantiellen Leere
verdient die Vorstellung von
good governance hinsichtlich ih-
rer Funktion in der zeitgenössi-
schen politischen Theorie und
Praxis eine tiefere Überprüfung.
Die Verbreitung der Idee von
good governance sowohl unter
Meinungsmachern, Politikern
und Technokraten vom neolibe-
ralen bis gemäßigten Flügel
markiert möglicherweise eine
sehr wichtige ideologische Än-
derung auf der Landkarte des
zeitgenössischen Kapitalismus. 

Das Projekt der good gover-
nance wurde in den späten 80er
Jahren zuerst von der Weltbank
gefördert, um „marktfreundli-
che“ Formen des Staatseingriffs
in semiperipheren und periphe-
ren Ländern einzusetzen. In die-
sem Kontext änderte good go-
vernance die Vorgehensweise
der Weltbank: weg vom traditio-
nellen neoliberalen Ansatz
struktureller Anpassung, der
während der frühen 80er Jahre
vorgeherrscht hatte und ortho-
doxe neoliberale Ziele, wie mini-
male Staatseinmischung, mini-
male Preisverzerrung und die
aggressive Förderung des ex-
portorientierten Wachstums pri-
vilegierte. Die Hinwendung der
Weltbank zu einem Diskurs über
marktfreundliche Intervention
und good governance in den
frühen 90er Jahren, signalisier-
te somit die Konsolidierung ei-
nes revidierten globalen Ent-
wicklungsprojekts, basierend
auf einer intensivierten Mobili-
sierung staatlicher Institutionen
sowohl zur Subventionierung
und Lenkung privaten Kapitals,
als auch um Marktbeziehungen
aufrechtzuerhalten. In diesem
Projekt kommt Staaten zuneh-
mend eine Schlüsselrolle zu, um
für den Erhalt der gesellschafts-
politischen und rechtlichen Rah-
menbedingungen zur Durchset-
zung der Marktbeziehungen zu
sorgen. Staaten müssen nicht
demontiert, sondern restruktu-
riert werden, um kapitalistische
Kontrolle, Arbeitsdisziplin und
Austauschbeziehungen des
Marktes innerhalb der inländi-
schen zivilen Gesellschaften zu
befördern.5

Die „drei Cs“ 
des Kapitals
Allgemeiner gesagt, waren die
90er Jahre, wie Stephen Gill ar-
gumentiert, ein Jahrzehnt, in
dem eine Anzahl völlig rechen-
schaftsfreie globale Institutio-
nen und Organisationen – wie
Weltbank, IWF, WTO und WWF,
um nur einige zu nennen – ver-
sucht haben, neue Formen von
Marktdisziplin und kapitalisti-
scher Macht auf globaler Ebene
fest zu verankern. Zum großen
Teil geschah das durch die
Durchsetzung von Maßnahmen
zur Rekonfiguration der Staats-
macht selbst. Die großmaßstäb-
lichen, hochbürokratisierten, de-
mokratisch verfassten National-
staaten, die sich während des
letzten Jahrhunderts verfestig-
ten, werden heute zunehmend
als ein Hindernis für Wirt-
schaftswachstum betrachtet:
Staatsinstitutionen müssen da-
her auf allen räumlichen Ebe-
nen, durch alle möglichen Me-
thoden neu organisiert werden,
entsprechend den von Gill be-
nannten „drei Cs“ der Macht des
Kapitals: 
„.... öffentliche Politik ist umdefi-
niert worden, so dass Regierun-
gen versuchen, ihre Glaubwür-
digkeit (credibilitiy) und die Kon-
sistenz (consistency) ihrer Poli-
tik entsprechend den Kriterien
des Vertrauens (confidence) der
Investoren zu belegen.“6

In diesem Kontext werden Staa-
ten neu konfiguriert zur Förde-
rung von Warenförmigkeit und
Marktdisziplin nicht nur inner-
halb lokaler (s.o.) Zivilgesell-
schaften, sondern auch direkt in-
nerhalb des Staatsapparats:
Gegründet auf der Ideologie be-
ster Praktiken („best practice“)
und mit dem Ziel der Ausweitung
warenförmiger Beziehungen
überall in der zivilen und politi-
schen Gesellschaft, sollen hier-
archische Staatsbürokratien in
„flexible“ (und zunehmend re-
chenschaftsfreie) Agenturen zur
Gewährleistung schnellen
Transfers politischer Maßnah-
men und öffentlich-private Zu-
sammenarbeit umgeformt wer-
den. Kurz gesagt, der in den 80er
Jahren vorherrschende radikal
antistaatliche Neoliberalismus,
der kurz- und mittelfristige Ziele
wie die Liberalisierung der Han-
delsbeziehungen, die Deregu-
lierung der Kapitalmärkte und
das Zerschlagen des Klassen-
kompromisses der Nachkriegs-
zeit privilegierte, wird heute an-
scheinend von einem potenziell
gefährlicheren und bedrohliche-

ren „Disziplinar-Neoliberalis-
mus“ abgelöst, der „langfristig
versucht, einen politischen An-
kerplatz für die Herrschaft des
Kapitals zu bieten“7 So gese-
hen, erscheint good governance
als ein ideologischer Schlüssel-
mechanismus, diese Reifung
und Rekonstituierung des Neo-
liberalismus gegenwärtig auf
globaler Ebene in Gang zu set-
zen.
Vor diesem Hintergrund der an-
dauernden geoökonomischen
und geopolitischen Gegenrevo-
lution – der globalen Rekonsti-
tuierung eines disziplinarischen
Neoliberalismus – beginnen wir,
die verworrene und verwirrende
politische Agenda des „Rein-
venting the City“-Berichts zu ent-
ziffern. Wie der Bericht darlegt,
wird für das Projekt einer good
governance – mit seinem kaum
verhüllten Subtext von Ein-
sparungen im nationalen und lo-
kalen Wohlfahrtsstaat – jetzt
auch auf städtischer Ebene mo-
bil gemacht. Auch hier ist es hilf-
reich, good governance ins Ver-
hältnis zu den früheren relativ
antistaatlichen governance-Pro-
jekten zu setzen, die während
des letzten Jahrzehnts vor-
herrschten. Weltwirtschaftlich
betrachtet dominierten während
der 80er Jahre in der kommuna-
len Wirtschaftspolitik bedeuten-
der Städte und Regionen
verschiedene Formen von Kos-
tensekungsmaßnahmen, z. B.
Steuernachlässe, Verkauf von
Grundstücken zu Vorzugsprei-
sen, Kürzungen öffentlicher
Dienstleistungen, Privatisierung
von Infrastruktureinrichtungen
usw. Dergestalt haben Kommu-
nen versucht, die Kosten von

1 Vgl. S. 24, Weltbericht für die Zukunft
der Städte

2 Vgl. Marco Revelli, Die gesellschaftli-
che Linke. Münster: Westfälisches
Dampfboot 1997, S. 114

3 race beschreibt im amerikanischen
Kontext eine soziale Konstruktion, kein
biologisches Schicksal wie das deut-
sche: Rasse. Trotzdem ist race in der
Genozid- und Sklavenhaltertradition
der USA deutlich von Ethnizität zu
trennen; daher schlagen wir vor, es bei
race zu belassen (Anm. der Hg.)

4 zit. nach. Leo Panitch, „The new im-
perial state,” New Left Review, 2, März/
April 2000, S. 7

5 Ray Kiely, „Neoliberalism revised? A
critical account of World Bank con-
cepts of good governance and market
friendly intervention,” Capital & Class,
64, Frühjahr 1998, S. 63-88.

6 Stephen Gill, The constitution of global
capitalism, in: Department of Political
Science, York University, Manuskript,
S. 3

7 Stephen Gill, The new constitutiona-
lism, S. 2
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Verwaltung, Produktion und Re-
produktion innerhalb ihres Zu-
ständigkeitsbereichs zu senken
und dadurch Investitionen von
externem Kapital zu beschleuni-
gen. Weitläufig wurde die Mei-
nung vertreten, dass erweiterte
Verwaltungseffizienz kombiniert
mit direkten und indirekten
Staatssubventionen an große
Konzerne und einer wachsen-
den Privatisierung sozialer Re-
produktionsfunktionen, die be-
sten Praktiken („best practice“)
zur Förderung eines „freundli-
chen Wirtschaftsklimas“ in
größeren Städten sei. Die Wi-
dersprüche dieses Nullsum-
men-, Kostensenkungsverfah-
rens urbanen Unternehmer-
tums sind mittlerweile allzu be-
kannt: Zusätzlich zur Polarisie-
rung großer Gruppen der loka-
len, regionalen und nationalen
Bevölkerung, hat sich gezeigt,
dass die relative Effektivität sol-
cher Strategien ganz dramatisch
abnimmt, sobald sie überall im
globalen System verbreitet
sind.8

Unter diesen Umständen schei-
nen wir seit Mitte der 90er Jah-

re eine bedeutsame Rekonstitu-
ierung der neoliberalen ökono-
mischen Strategie auf urbaner
Ebene mitzuerleben. Auf der
einen Seite bleibt der grundle-
gende neoliberale Imperativ, die
Mobilisierung ökonomischen
Raums – in diesem Fall der städ-
tische Raum – als gesäuber-
te Arena für kapitalistisches
Wachstum, Warenförmigkeit
und Marktdisziplin, das dominie-
rende politische Projekt kommu-
naler Regierungen überall in der
Weltwirtschaft. Auf der anderen
Seite werden jedoch jetzt die
Bedingungen zur Förderung
und Bewahrung wirtschaftlicher
Wettbewerbsfähigkeit durch die
städtischen politischen und öko-
nomischen Eliten neu definiert,
um die unterschiedlichen sozia-
len und ökologischen Kriterien
einzubeziehen, so wie sie im Be-
richt „Reinventing the City“ dis-
kutiert werden.9

Im Kontext von good governan-
ce aber bringen Ziele wie „Nach-
haltigkeit“ tatsächlich eine Stra-
tegie städtischer struktureller
Wettbewerbsfähigkeit mit sich,
in der alle Aspekte städtischen

Raums – von dessen sozialer In-
frastruktur, politischer Kultur bis
hin zu den ökologischen Grund-
lagen – in lokale ökonomische
Vermögenswerte und „endo-
gene Wachstumspotenziale“
transformiert werden sollen, um
weitere Kapitalinvestitionen an-
zuziehen. Das ideologische
Werkzeug good governance
dient folgendem Zweck: Durch
die Einordnung der neoliberalen
Politik, des aggressiven Produk-
tivismus, der intensivierten Kon-
kurrenz zwischen Städten und
der gesteigerten kapitalisti-
schen Macht unter die anschei-
nend harmlosere Agenda der
good governance versuchen
neoliberale Kräfte derzeit, die
„reale Subsumierung von Raum
unter Kapital“ als die Lösung
oder den Waschzettel für lokale
Steuerungsprobleme von Dein-
dustrialisierung, übermässigem
Wachstum und sozialer Un-
gleichheit bis zu Wohnungsnot,
Zerfall der Infrastruktur und öko-
logischer Verschlechterung dar-
zustellen. Diese wirklich perver-
se Repräsentation eines der
Hauptgründe der derzeitigen
städtischen Krise – ungehinder-
ter Warenförmigkeit und Markt-
konkurrenz – suggeriert, dass
die explizite Intention von gover-
nance zur neuesten fetischisier-
ten Artikulation neoliberaler
Ideologie geworden ist. Mit an-
deren Worten, sowohl auf glo-
baler als auch auf städtischer
Ebene wird der Fetisch von good
governance jetzt offenbar auf die
klassische liberale Ideologie des
freien Marktes aufgepfropft, um
die weitere Verschanzung und
langfristige Institutionalisierung
des neoliberalen Produktivis-
mus zu rechtfertigen.

Die Stadt als Arena
Unter diesen Umständen stellt
sich eine weitere Frage von
selbst: Warum sind Städte solch
wichtige Arenen für diesen Ty-
pus des neoliberalen politischen
Projekts geworden? Die Antwort
liegt, glaube ich, weniger in der
Natur der urbanen Agglomerati-
onsökonomien oder städtischen
Zivilgesellschaften an sich, als in
den wechselnden Positionen
kommunaler Regierungen in-
nerhalb des umstrukturierten
Nationalstaates im post-keyne-
sianischen Zeitalter. Einer der
übergeordneten Punkte auf der
Tagesordnung des „Reinventing
the City“-Berichts ist die Forde-
rung nach einem neuen Ansatz
subnationaler politischer Orga-
nisation. Zuerst auf den Subsi-

diaritätsgedanken verweisend,
befürwortet der Bericht eine ra-
dikale Dezentralisierung von
Kompetenz- und Zuständig-
keitsbereichen der nationalen,
regionalen und lokalen Ebenen
des Staates: Es wird ange-
führt, dass Städte zunehmend
selbstständig werden sollten,
anstatt von Finanzsubventionen
und Transfers übergeordneter
Staatsebenen abhängig zu sein.
Zweitens empfiehlt der Report
verstärkte Kooperationen zwi-
schen dem lokalen Staat und pri-
vatem Kapital in der Formulie-
rung und Durchführung kommu-
naler Politik. Während der Be-
richt einräumt, dass verschiede-
ne Aufgaben weiterhin von na-
tionalen Regierungen erfüllt
werden, soll angeblich die maxi-
male fiskalische und administra-
tive Dezentralisierung eine opti-
male Basis für die erfolgreiche
und wirksame Kommunalpolitik
liefern.10

Mit Recht könnte behauptet
werden, dass wir nun zum zen-
tralen Punkt der politischen
Agenda des „Reinventing the Ci-
ty“-Berichts kommen: Es soll
nämlich eine neue Form des na-
tionalen politischen Regimes
gefördert werden, in der die in-
tensive Konkurrenz zwischen
Städten um externe Kapitalanla-
gen permanent institutionalisiert
wird. Der Bericht schlägt den
Aufbau eines radikal neuen Rah-
mens von Beziehungen zwi-
schen den verschiedenen Re-
gierungsebenen vor, in welchem
Gemeinden die städtischen Ein-
nahmen für kommunale Ausga-
ben nur durch Besteuerung von
lokalen ökonomischen Aktivitä-
ten gewährleisten (ob in der
Form von Gewerbesteuern, Ver-
mögenssteuer, Verkaufssteuern

8 Vgl. Loic Wacquant, Urban marginali-
ty in the coming millenium, In: Urban
Studies, 36, 10/1999; Helga Leitner
und Eric Sheppart, Economic uncer-
tainity, inter-urban competition and the
efficacy of urban entrepreneurialism.
In: Tim Hall und Phil Hubbard (Hrsg.),
The Entrepreneurial City, New York,
Wiley, 1997

9 Sogar die fortschrittlicheren Stränge
innerhalb des sogenannten „new re-
gionalist” Diskurses in Bezug auf „ler-
nende Wirtschaftssysteme” und „un-
gehandelte Interdependenzen” haben
bestimmte Affinitäten zu der zynische-
ren, neoliberalen Versionen dieses Ar-
guments. Für eine neue Polemik zu
diesem Thema, vgl. John Lovering,
Theory led by policy: the inadequan-
cies of the „new regionalism“. In: Inter-
national Journal of Urban and Regio-
nal Research, Nr. 23, 2. Juni 1999

10Vgl. S. 24 Weltbericht für die Zukunft
der Städte
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usw.). Solch ein nationalpoliti-
scher Rahmen würde kommu-
nale Verwaltungen dazu zwin-
gen, ständig gegeneinander zu
konkurrieren, um sowohl Kapital
als auch Arbeitskraft in ihre ter-
ritorialen Zuständigkeiten zu
locken – insbesondere jene, die
auf eine hohe wertschöpfende
Aktivität und überdurchschnitt-
lich hohe Bodenrente hoffen las-
sen. In Deutschland fördern
neoliberale Politiker aus einigen
der reichsten Bundesländern
derzeit aggressiv eine solche
Richtung unter der Überschrift
eines sogenannten Wettbe-
werbsföderalismus. Dieser soll
finanzpolitisch einen angeblich
wirksameren Rahmen zwischen
den Bundesländern bieten als
der vorhandene Länderfinanz-
ausgleich mit seiner kunstvollen
Maschinerie von horizontalen
Finanztransfers. Die intensive
Konkurrenz unter den Kommu-
nen um Körperschafts- und Ver-
mögenssteuern ist in den USA
an Nimby-motivierte11 Sezessi-
onsbewegungen der Vororte ge-
koppelt, die unter dem Prinzip
der „Selbstbestimmung“ operie-
ren. Konkurrenz sowie Abspal-
tung sind seit langem institutio-
nalisiert und unter Reagans
„New Federalism“ weiter intensi-
viert worden.12 Der Bericht
„Reinventing the City“ kann so
als ein Manifest zugunsten neu-
er, stark polarisierter, nationaler,
politischer Geographien be-
trachtet werden, in denen alle

Städte gezwungen werden, sich
vor allem auf ihre eigenen so-
zioökonomischen Vermögens-
werte zu verlassen, um Einnah-
men für die Gewährleistung von
öffentlicher Dienstleistung zu si-
chern.
Ob diese erweiterte Ebene ur-
baner politischer Autonomie ei-
nen Segen oder Fluch darstellt,
ist Gegenstand einer politischen
Debatte, welche vom technokra-
tischen Dogmatismus des Be-
richts fast völlig aufgekündigt
wird. Diese Angelegenheit zeigt
im Gegenteil auf einen der zen-
tralen Widersprüche innerhalb
der vorgeschlagenen Agenda
von good governance: Auf der
einen Seite sind Werte wie loka-
le soziale Solidarität und lokale
Demokratie eingeschlossen; zu-
gleich jedoch enthält der Bericht
– durch seine aggressive Wer-
bung für endogene Wachstums-
potentiale und Konkurrenz zwi-
schen verschiedenen Kommu-
nen – einen kaum verschleierten
Angriff auf alle Formen von über
die lokale Ebene hinausgehen-
der Solidarität und nationaler
Umverteilungspolitik, die mit
dem keynesianischen Wohl-
fahrtsstaatskompromiss assozi-
iert werden. In diesem Sinne ist
die Agenda des good gover-
nance auf einer ausgesprochen
geographischen Ontologie von
Innen versus Außen aufgebaut:
Kooperation, Solidarität und De-
mokratie können innerhalb
eines städtischen Gebiets er-

laubt sein; jenseits hiervon je-
doch regiert völlig unumstritten
und ultimativ eine Logik von
Marktanarchie, Gewinnmaxi-
mierung und unbarmherziger,
zwischenräumlicher Konkur-
renz. Während die Autoren des
„Reinventing the City“-Berichts
mit Begeisterung beteuern,
dass Konkurrenz zwischen
Städten ein gutes Mittel sei, um
Ressourcen effizient aufzutei-
len, wirkt dieser Wettbewerb in
der Praxis primär als ein politi-
scher Umverteilungsmechanis-
mus, durch den Kommunen ein-
ander gegenseitig dazu zwin-
gen, örtliche Überschüsse durch
Investitionsanreize und weitere
Subventionen dem transnatio-
nalem Kapital zu übertragen.13

Das Ergebnis ist eine stark zer-
stückelte Vision des globalen
und nationalen politischen
Raums, die charakterisiert wird
durch eine dramatisch intensi-
vierte ungleichmäßige Entwick-
lung, Ungleichheit, Polarisie-
rung und Konkurrenz zwischen
subnationalen Entitäten sowie
regionalen und lokalen Regie-
rungen diesseits wie jenseits na-
tionaler Staatsgrenzen. 

Ein neuer
Autoritarismus
Ich bezweifele darum entschie-
den, dass der Diskurs über good
governance, wie er im Bericht

„Reinventing the City“ geführt
wird, weichere, sanftere oder
gemäßigtere Form städtischer
Wirtschaftspolitik in heutigen
Städten signalisiert. Diese Ver-
öffentlichung dient der Kon-
struktion dessen, was Joachim
Hirsch vor kurzem als „nachhal-
tigen Neoliberalismus“ bezeich-
net hat, d.h. als eine Form neo-
liberaler Politik, die ihre internen
sozialen Widersprüche über die
(engen) kurzen Zeithorizonte
des frühen Neoliberalismus hin-
aus wirksam verwalten oder ver-
decken kann. Wie Hirsch an-
merkt, richtet sich das sozialde-
mokratische mainstream-Pro-
jekt des sogenannten „Dritten
Wegs“ vor allem darauf, „den
nationalen Wettbewerbsstaat

Abbildung 1: Good governance: Ein allumfassendes Konzept mit dem 
Hauptziel einer nachhaltigen Entwicklung

Abbildung 1 Aus: Weltbericht für die
Zukunft der Städte URBAN 21, Seite 28

11 NIMBY, Akronym für: Not In My Back
Yard: Nicht in meinem Hinterhof. Nim-
by beschreibt den Prozess der Abwehr
gegen die Ansiedlung technischer und
sozialer Infrastruktur von Eigentümern
mit Immobilienbesitz. Diese Konflikte
werden mit einer Rhetorik der „Le-
bensqualität“ (keine Kläranlagen, kei-
ne Obdachlosenheime) unterfüttert,
dienen in der Praxis jedoch dem Er-
halt und der Steigerung der Boden-
werte (Anmerkung der Hg.).

12 Dieser institutionelle Rahmen wird
häufig als einer der herausragenden
Gründe gesehen, die dem hohen Grad
an rassistischer Segregation und so-
zialräumlicher Polarisation zugrunde
liegen, die in Städten in den USA vor-
herrschen.

13 Vgl. Leitner und Sheppard, „Economic
uncertainty, inter-urban competition
and the efficacy of urban entrepre-
neurialism” zit. n. a.a.O.
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Als der Londoner Soziologe Niko-
las Rose vor einigen Jahren mit der
Formel „Regieren durch Communi-
ty“ auf einen Wandel der Herr-
schaftsweise vor allem in den USA
und Großbritannien hinwies1, der
eine gesellschaftliche Kollektivver-
antwortung des Sozialen durch ei-
ne Orientierung auf die Gemein-
schaft und moralisierende Eigen-
verantwortung ersetzt, wollte er
darauf aufmerksam machen, dass
wir „über unsere Zugehörigkeit zu
besonderen Überzeugungs-, Wer-
te- und Identitätsgemeinschaften
regiert werden (...), auch wenn die
unterstellten Solidarbeziehungen
offensichtlich nicht von vornherein
existieren.“ Vielmehr würden diese
häufig erst konstruiert und so kon-
stituiert, dass gleichzeitig neue
Trennlinien eingezogen werden
„zwischen jenen, die man für ver-
ständige Bürger hält und jenen, de-
nen man diese Eigenschaft ab-
spricht“.

Anders aber als Gilles Deleuze2,
der die Position vertritt, dass wir da-
bei seien, „in ‘Kontroll’gesellschaf-
ten einzutreten, die genaugenom-
men keine Disziplinargesellschaf-
ten mehr sind“, betont Rose, dass
diese Prozesse „kontinuierlicher
Verhaltensmodulation in Bezug auf
bestimmte Zonen und Personen
nicht ohne eine Intensivierung un-
mittelbarer, auf Disziplinierung ge-
richteter Maßnahmen“ auskom-
men. In diesem Spannungsfeld
zwischen Foucaultscher Diszipli-
nar- und Deleuzescher Kontrollge-
sellschaft ist die Arbeit von Pablo de
Marinis angesiedelt.

Unter der Überschrift „Überwachen
und Ausschließen“ sucht er, die

„Machtinterventionen in urbanen
Räumen der Kontrollgesellschaft“
auszuloten und der Frage nachzu-
gehen, wie in postsozialen Gesell-
schaften Macht ausgeübt wird und
welcher Mittel sie sich dabei be-
dient. Der Band, als Dissertation an
der Universität Hamburg ange-
nommen, fasst dabei die Diskus-
sionen der vergangenen Jahre zu
Disziplinierung durch Einsch-
ließung und Kontrolle durch Aus-
schließung (Kapitel 1) für Gesell-
schaft (Kap. 2), Raum (Kap. 3),
Stadt als Ort der Kontrolle und Dis-
ziplinierung auch in historischer
Perspektive (Kap. 4) und schließ-
lich zur Wiederkehr der „gefährli-
chen Klassen“ bzw. dem Aufkom-
men einer urban underclass (Kap.
5) – auch mit empirischen Material
– zusammen.

Die Arbeit bietet damit einiges theo-
retisches Handwerkszeug, um
auch für bundesrepublikanische
Städte Prozesse der Integration
und Ausgrenzung bestimmter Be-
völkerungsgruppen in oder aus
spezifischen Räumen besser zu
verstehen, gerade weil der Autor
sich um Vorsicht und „bescheide-
ne“ (S. 244) Zurückhaltung bemüht,
auch wenn er sich gelegentlich in
doch sehr ausschließliche Thesen
versteigt, wenn etwa ein Ende der
Moralität postuliert wird (S. 218). So
attraktiv die These von „Zonen, in
denen absolut nichts passieren
darf“ und „Zonen, in denen beina-
he alles passieren kann“ (S. 248)
auch sein mag – und in Teilen der
sich als kritisch verstehenden so-
zialwissenschaftlichen Literatur
gern für die „Exklusionszonen“
(ebd.) vertreten wird3, besonders

BUCHREZENSIONEN

Überwachen 
und Ausschließen

Volker Eick

gründlicher und in einer langfri-
stigeren Perspektive fitzuma-
chen für die globale Konkur-
renz“.14 Innerhalb dieser „refor-
mistischen“ Vision bleibt die
neoliberale Politik von Produkti-
vismus, Arbeitsdisziplin und
Marktfetischismus im Grunde
genommen unangefochten. Die
wichtigste qualitative Änderung
des „nachhaltigen Neoliberalis-
mus“ besteht in der Anstren-
gung, mit neuen politisch ver-
mittelten Mechanismen der Kri-
senverschiebung den traditio-
nellen, neoliberalen Cocktail von
ungebändigten Märkten, gestei-
gerter Warenförmigkeit und in-
tensivierter zwischenräumlicher
Konkurrenz zu überlagern.
Good governance läuft auf
nichts anderes als auf diese
ideologische Überlebensstrate-
gie hinaus.
Es bleibt abzuwarten, ob die die-
sem modifizierten neoliberalen
Produktivitätsprojekt innewoh-
nenden scharfen Widersprüche
neue Möglichkeiten für eine pro-
gressivere, radikal-demokrati-
sche Wiederaneignung von ur-
banem Raum eröffnen oder ob
sich im Gegenteil die neolibera-
le Agenda nur noch direkter in
die institutionelle Struktur natio-
naler wie lokaler Regierungs-
tätigkeit integrieren lässt. Sollte
das Letztere eintreten, haben
wir allen Grund, die Herauskris-
tallisierung von noch magereren
und gemeineren politischen
Geographien zu erwarten, in-
nerhalb derer Städte gezwun-
gen sind, mit aggressiver Ellen-
bogenmentalität externe Investi-
tionen anzuziehen. Diese neu zu
entwickelnden Politiken werden
es transnationalen Kapitalfrak-
tionen einerseits erlauben, sich
aus der Unterstützung lokaler,
sozialer Reproduktion zu verab-
schieden15 und andererseits
den Einwohnern zunehmend die
Macht entziehen, die grundle-
genden Bedingungen ihres All-
tagslebens in den Städten zu be-
einflussen. Wenn wir über die-
ses Szenario eines neuen urba-
nen Autoritarismus nachden-
ken, dann wird der schon über
zehn Jahre alte Vorschlag von

David Harvey wichtiger denn je
– hinsichtlich einer alternativen
städtischen Zukunft, die auf ra-
dikaldemokratischen Vorstellun-
gen von sozialer Gerechtigkeit,
Gleichheit, Partizipation und
empowerment basiert:
„Das Problem besteht darin, ei-
ne geopolitische Strategie von
Verknüpfungen zwischen den
Städten zu entwerfen, um die
Konkurrenz zwischen den Städ-
ten zu lindern und um die politi-
schen Horizonte weg von der Lo-
kalität und hin zu einer verallge-
meinerbaren Herausforderung
gegen die ungleichmäßige kapi-
talistische Entwicklung zu ver-
schieben [...] ein kritischer Blick
auf urbanes Unternehmertum
zeigt nicht nur seine negativen
Einflüsse, sondern sein Potenzi-
al für eine Veränderung hin zu ei-
nem progressiven urbanen Kor-
poratismus: Mit einem scharfen
geopolitischen Verständnis be-
waffnet, wie Allianzen und Ver-
bindungen über den Raum hin-
weg in einer Art und Weise zu
schmieden sind, lindert er –
wenn er es nicht gar herausfor-
dert – die hegemoniale Dynamik
kapitalistischer Akkumulation,
die die historische Geographie
des sozialen Lebens domi-
niert.“16

Zwischenüberschriften von der Redak-
tion.Aus dem US-amerikanischen von
Steffen Emrich, Jens Sambale und 
Renate Berg.

14 Joachim Hirsch, „Tote leben manch-
mal länger. Auf dem Weg zu einem
nachhaltigen Neoliberalismus”. In Jo-
achim Bischoff et. al, (Hrsg.), Das En-
de des Neoliberalismus?, Hamburg:
VSA, 1998, S. 218.

15 Einerseits wie gehabt durch Steuerer-
leichterungen usw., andererseits aber
stellen in Nordamerika Konzerne und
ihre Angestellten regelmäßig das un-
zureichende Äquivalent zum bundes-
deutschen Wohlfahrtsstaat auf lokaler
Basis. Der magere lokale Sozialstaat
in den Metropolen der USA wird ohne
das finanzielle und soziale Engage-
ment der Konzerne völlig zerrüttet
werden. Die anhaltende Fusions- und
Konzentrationswelle beraubt die Me-
tropolen ihrer sozial engagierten Lo-
kalbourgeoisie (Anm. der Hg.).

16 David Harvey, „From managerialism
to entrepreneurialism: the transforma-
tion of urban governance in late capi-
talism“, Geografiska Annaler, B,
71,1,1989, S. 16
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Der Delegiertenrat der Berliner MieterGemeinschaft e.V. hat die Vereinssatzung im § 8 (Be-
zirkliche Mitgliederversammlung), Absatz 1; im § 9 (Bezirksgruppen) und im § 10 (Dele-
giertenrat), Absatz 3, 7 und 8 geändert. Der Wortlaut der Änderungen bzw. die neuen Ab-
sätze sind im Folgenden durch Kursivdruck kenntlich gemacht. 

§ 8 Bezirkliche Mitgliederversammlung

(1) Die bezirkliche Mitgliederversammlung wählt aus den Mitgliedern des Bezirks die Delegier-
ten und ihre Stellvertreter/innen für den Delegiertenrat. Die bezirkliche Mitgliederversamm-
lung ist höchstes beschlussfassendes Organ auf bezirklicher Ebene. Sie findet mindestens
einmal im Jahr statt und kann die Delegierten und ihre Stellvertreter/innen sowie die Bezirks-
gruppe an ihre Weisungen binden. Die Delegiertenwahl findet mindestens alle zwei Jahre statt.
Zum Delegierten kann nur gewählt werden, wer aktiv in einer Bezirksgruppe und im Dele-
giertenrat regelmäßig mitzuarbeiten bereit ist und wer der Mitgliederversammlung die mit sei-
ner Bewerbung um ein Delegiertenmandat verbundenen Zielsetzungen darlegt. 

§ 9 Bezirksgruppen

Die Bezirksgruppe setzt sich aus allen Aktiven eines Bezirks und den gewählten Delegierten
zusammen. Sie trifft sich mindestens einmal im Monat. Sie trägt und organisiert die Arbeit des
Vereins auf bezirklicher Ebene und unterstützt seine überbezirklichen Aktivitäten. Dabei ist sie
an Beschlüsse des Delegiertenrates, der Vollversammlung sowie der jeweiligen bezirklichen
Mitgliederversammlung gebunden. Zu den Aufgaben der Bezirksgruppe gehört auch die Be-
treuung der bezirklichen Rechtsberatungsstellen. Die Delegierten sind das Bindeglied zwi-
schen Bezirksgruppe bzw. bezirklicher Mitgliederversammlung und Delegiertenrat bzw. Vor-
stand. Sie haben den Standpunkt der Bezirksgruppe im Delegiertenrat sowie die Beschlüsse
des Delegiertenrates in der Bezirksgruppe zu vertreten. Stellt ein Delegierter/eine Delegierte
seine/ihre Mitarbeit in der Bezirksgruppe ein oder kommt er/sie seiner/ihrer Rechenschafts-
pflicht nicht nach, so dringt die Bezirksgruppe auf seinen/ihren Rücktritt bzw. auf Abwahl und
Neuwahl durch die bezirkliche Mitgliederversammlung; bis dahin ruht das Amt des/der Dele-
gierten. 

§ 10 Delegiertenrat

(3) Der Delegiertenrat erarbeitet die Grundlagen der Vereinspolitik. Er entscheidet zwischen den
Vollversammlungen als Repräsentativorgan der Mitglieder in allen Angelegenheiten des Ver-
eins, insbesondere: 

a) Festlegung der Grundzüge der Vereinspolitik gemäß § 2,

b) Beschlussfassung über den Budgetplan für das jeweils nächste Geschäftsjahr,

c) Festsetzung der Mitgliedsbeiträge und der Aufnahmegebühr,

d) Ausschluss von Mitgliedern gemäß § 5,

e) Wahl bzw. Abwahl des Vorstandes sowie des Geschäftsführers/der Geschäftsführerin 

(7) Verstößt ein Mitglied des Delegiertenrates gegen seine Pflichten, kann es aus dem Gremium
ausgeschlossen werden. Ein Verstoß liegt insbesondere vor, wenn das Mitglied seine Mitar-
beit im Delegiertenrat länger als sechs Monate einstellt oder die Durchführung gefasster Be-
schlüsse vereitelt, insbesondere durch eine unberechtigte Vertretung nach außen. 

(8) Zur Einleitung des Ausschlussverfahrens gemäß § 10, Abs. (7) kann ein vom Delegiertenrat
mit der jeweiligen Beschlussdurchführung beauftragtes Delegiertenrats- oder Vorstandsmit-
glied den Ausschluss bei dem Delegiertenrat beantragen. Der Antrag auf Ausschluss wegen
Einstellung der Mitarbeit kann im Delegiertenrat von jedem Delegierten gestellt werden. 

In dringenden Fällen kann der Vorstand auf Veranlassung des beauftragten Delegiertenrats-
oder Vorstandsmitgliedes dem auszuschließenden Mitglied ausnahmsweise einen Bescheid
zur Suspendierung zustellen. Dieser Bescheid muss eine Begründung enthalten. In dem Be-
scheid sind auch die Gründe für die Dringlichkeit anzugeben. Die Mitgliedschaft im Delegier-
tenrat ruht ab Zugang des Bescheides. Das beauftragte Delegiertenrats- oder Vorstandsmit-
glied hat den Ausschluss auf der nächsten regulären Sitzung des Delegiertenrates zu bean-
tragen. 

Der Delegiertenrat muss in jedem Fall innerhalb von drei Monaten über den Antrag entschei-
den. 

Gegen den Ausschluss ist Einspruch möglich. Dieser ist per Einschreiben innerhalb von vier
Wochen nach Zustellung des Ausschlussbescheides an den Vorstand zu richten. Über den
Einspruch entscheidet innerhalb von zwei Monaten der Delegiertenrat. Bis dahin ruht das Man-
dat des Mitgliedes. 

Satzungsänderung 
der Berliner MieterGemeinschaft e. V.realitätsnah ist sie nicht. Letztlich

verlöre man so ohne Not den diszi-
plinierenden Charakter vielfältiger
Handlungsweisen auch für diese,
ohne Frage im Entstehen begriffe-
nen, Zonen der Exklusion aus dem
Blick und würfe Foucaults Erkennt-
nisse über Bord. Gerade dort fin-
den die eingangs erwähnten Me-
chanismen des „Regierung durch
Community“ zur Disziplinierung der
„Insassen“ breite Anwendung –
setzt das Regieren aus der Distanz
auf vielfältige (selbst)disziplinieren-
de Akteure.
Die unter Anleitung (etwa, weil der-
zeit en vogue, durch Quartiersma-
nagement) auf die Selbstregulation
und Normalisierung der sog. Pro-
blemquartiere setzenden Mecha-
nismen, die materielle Gleichheit
durch Partizipation zu ersetzen
trachten und über Arbeitszwang
oder second hand-Sicherheits-
dienste auch für die „Überflüssi-
gen“ eine reichhaltige Palette an
Disziplinierungsinstrumenten be-
reithalten, bieten dafür beredten
Beleg.
Es darf als Verdienst de Marinis gel-
ten, Raum und Ort ausgelotet zu
haben, in dem Fragen von Macht
und Kontrolle nicht nur in Foucault-
scher Lesart in den aktuellen Kon-
text der „Stadt als Unternehmen“
gestellt werden müssen, wollen wir
uns ein Bild von dem machen, was
derzeit als Soziale Stadt daher-
kommt. 

Pablo de Marinis 2000: Überwachen und
Ausschließen. Machtinterventionen in urba-
nen Räumen der Kontrollgesellschaft, Cen-
taurus Verlagsgesellschaft, Pfaffenweiler,
278 S., DM 69,80.

1 Nikolas Rose 1996: The Death of the Soci-
al? Re-figuring the Territory of Government,
in: Economy and Society (25/3), S.327-256;
gekürzte deutsche Fassung in: Bröckling
u.a. (Hrsg.) 2000: Gouvernementalität der
Gegenwart. Studien zur Ökonomisierung
des Sozialen, Frankfurt/M., S.72-109.

2 Gilles Deleuze 1993: Unterhandlungen,
Frankfurt/M., dort: S.254-262.

3 Vgl. etwa: Michael Lindenberg/Henning
Schmidt-Semisch 1995: Sanktionsverzicht
statt Herrschaftsverlust: Vom Übergang in
die Kontrollgesellschaft, in: Kriminologi-
sches Journal, Heft 27, S. 2-17.
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I m m o b i l i e n v e r w

Leserbrief 
von Dieter Hoffmann

Mit Interesse verfolge ich die
Veröffentlichungen im Mieter-
Echo zu Fragen der Wärme-
dämmung. In der MieterEcho
Ausgabe vom Januar/ Februar
2001 (Nr. 283) zur Meinungs-
äußerung aufgefordert sind, hier
meine Ausführungen:

Drei Aspekte erkenne ich bisher
in der Diskussion:

1. Die von Herrn Paulus aufge-
worfene Frage, ob es gerecht
sei, dass der Gesetzgeber
den Mietern die Kosten für
Wärmedämmungen, eine
Modernisierung des Vermie-
ters, ‚zugeschoben‘ hat.

2. Die von der AG UMWAND-
LUNG geäußerten Bedenken
gegen die von den Vermietern
als großartige Wärmedäm-
mung angepriesenen ‚Styro-
porkleidchen‘ für die Fassa-
den.

3. Die ebenfalls von der AG UM-
WANDLUNG erhobene For-
derung, dass die tatsächliche
Heizkosteneinsparung nach
Wärmedämmung, deren dop-
pelte Höhe mietsteigernd sein
kann, nur die Differenz zwi-
schen Heizenergiebedarf
nach Instandsetzung (z.B.)
der Fassade und Heiz-

energiebedarf nach der Wärme-
dämmung sein kann.

Zu allen drei Aspekten nachfol-
gend ein paar Worte, und einen
vierten zum Schluss.

Zu 1.:

Alle Mieter und deren Interes-
senvertreter sollten sich mit
Herrn Paulus einig sein, dass die
Aufbürdung der Kosten für Wär-
medämmung im Mietwohnbe-
reich auf die Mieter empörend
ist. 

Dieses Gesetz, von der Vermie-
terlobby initiiert, ist unsozial. Al-
le Diskussionen darüber unter
den „Leidtragenden“ sind sinn-
los. Vielmehr müssen alle Mie-
ter-Verbände gemeinsam han-
delnd eine Veränderung der be-
stehenden gesetzlichen Rege-
lungen fordern. Bestenfalls taugt
die Diskussion dazu, dass sich
die Millionen Mieter darüber ver-
ständigen, wer bei der nächsten
Bundestagswahl zu wählen ist.
Es ist zu fordern, dass sich der
Staat mit Mitteln aus der Öko-
und Mineralölsteuer an Moder-
nisierungsmaßnahmen im Miet-
wohnbereich beteiligt, die zu
Energieeinsparungen führen.
Nach meiner Meinung dürften
die Mieter nur in Höhe der Ener-
giekosteneinsparungen an ent-
sprechenden Modernisierungs-
kosten beteiligt werden.

Zu 2.:

Der Aufruf der AG UMWAND-
LUNG, Mietererfahrungen be-
züglich Styropor-Wärmedäm-
mungen mitzuteilen, ist gut ge-
meint, wird jedoch nicht weiter-
helfen. Subjektive Wahrneh-
mungen einzelner Mieter wer-
den keinen Vermieter, keinen
Richter und nicht den Gesetz-
geber veranlassen, Vernunft
walten zu lassen, wenn es um
Profit geht. Das ‚Styropor-
kleidchen‘ ist der Behelf, mit dem
der Gesetzgeber dem Vermieter
gestattet, die Kosten für eine
neue Fassade auf die Mieter ab-
zuwälzen.

Wichtig wäre, dass die Mieter-
verbände verbindliche Stan-
dards für eine sinnvolle und fach-
gerechte Wärmedämmung von
Fassaden erarbeiten oder deren
Erarbeitung oder Forschungen
dazu initiieren.

Zu 3.:

Dem Punkt 3 stimme ich zu, be-
zweifle allerdings, dass es über-
haupt möglich ist, die Auswir-
kungen eines beispielsweise
partiell schadhaften Außenput-
zes auf den Heizenergiebedarf
der einzelnen Mieter eines Hau-
ses hinreichend genau zu quan-
tifizieren.

Ich möchte abschließend einen
weiteren Aspekt in die Diskus-

sion einführen. Es handelt sich
um Wohnungen mit einem La-
genachteil, also Wohnungen un-
ter dem Dach, über dem Keller,
am Giebel oder unter einer
Durchfahrt, die in der Regel ei-
nen wesentlich höheren Heiz-
energiebedarf haben. Es dürfte
sich dabei um 25% aller Woh-
nungen handeln. Nach einem
Urteil des AG Neuss (WM 8,
229) müssen die Mieter solcher
Wohnungen die höheren Heiz-
kosten ohne weiteres zahlen.
Dass sich solch ein Lagenach-
teil finanziell erheblich auswirkt,
sei am Beispiel eines Großplat-
tenbaus vom Typ QP 71 gezeigt.
Die Decke der Dachgeschoss-
wohnungen soll theoretisch ei-
nen Wärmedurchgangswert k =
0,65 W/m2 x Std. x K haben. Da-
mit errechnet sich ein jährlicher
Wärmeverlust von 0,17 GJ/m2,
und bei einem Preis von ca. 30
DM/GJ bedeutet das zusätzli-
che Heizkosten von 5 DM/m2

jährlich. Ich denke, dass es
durch nichts gerechtfertigt ist,
von den Mietern von Wohnun-
gen mit Lagenachteil die Bezah-
lung der Heizmehrkosten ohne
weiteres verlangen zu können.
Hier müssten die Mieterverbän-
de dahingehend tätig werden,
dass eine veränderte Rechts-
sprechung stattfindet.

Bereits in den vorangegangenen Ausgaben des MieterEchos wurde über
Wärmedämmmaßnahmen berichtet. An der breiten Resonanz (siehe
Leserbriefe) ist ersichtlich, dass zu diesem Thema ein großes Bedürfnis nach
Information vorhanden ist, weshalb sich das MieterEcho auch in dieser
Ausgabe dem Wärmeschutz an der Fassade widmet.

Leserbrief 
von Dr. Martin Peters 

Im letzten MieterEcho von Ja-
nuar/Februar 2001 (Nr. 283)
nimmt die AG UMWANDLUNG
kritisch zu Wärmedämmmaß-
nahmen Stellung (S. 23): Über
die notwendigen Kosten von
Wärmedämmmaßnahmen und
deren Verteilung kann man si-
cher trefflich streiten.

Der grundsätzliche Wert von
ordnungsgemäß durchgeführ-

ten Dämmungen sollte aber
auch im Interesse der Mieter
nicht in Frage gestellt werden.
Und die „Fachleute“, die das
Mauerwerk von Altbauten für
ausreichend zur Wärmedäm-
mung halten, möchte ich gerne
einmal sprechen. Ich finde, Kli-
maschutz geht uns alle an und
die Beheizung von Altbauten ist
unbestritten eine der größten
Quellen von CO2 in unserem
Lande! Und in der Regel steigt
der Wohnwert von Wohnungen
ohne die kalten Außenwände.
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w e r t u n g s b e i l a g e

An die Wärmedämmung von
Neubauten sowie größere Er-
neuerungsmaßnahmen von be-
stehenden Gebäuden werden in
der BRD (alt) seit 1977 durch die
sog. Wärmeschutzverord-
nung (WSchVO) Mindestanfor-
derungen gestellt. 1984 erfolgte
eine erste Erhöhung der Nor-
men, seit dem 01.01.1995 ist die
derzeit gültige Fassung in Kraft.
Zur Zeit wird eine weitere Ver-
schärfung in Richtung der „Nied-
rig-Energie-Haus“ (NEH)-Stan-
dards bearbeitet (max. 70 KWh/
m2a). So wurde am 07. März
2001 die neue EnergieEinspar-
Verordnung (EnEV) vom Bun-
deskabinett verabschiedet. Jetzt
befindet sich die EnEV kurz vor
dem Bundesrat und mit einem
Inkrafttreten im Jahr 2002 ist zu
rechnen.

Die Enquete-Kommission
„Schutz der Erdatmosphäre“
des Deutschen Bundestages
fordert, den CO2-Ausstoß bis
zum Jahr 2050 um 80% zu re-
duzieren. Die Einsparung gilt da-
bei heutzutage als eine der wich-
tigsten Arten der „Energiege-
winnung“, da der Energiebedarf
weder durch Atomstrom noch
durch regenerative Energien
(z.B. Windkraft) gedeckt werden
kann bzw. soll. Da die privaten
Haushalte 32% der gesamten
Endenergie (z.B. Heizöl, Erd-
gas, Strom und Fernwärme) ver-
brauchen und sich deren Anteil
damit nicht unwesentlich vom
Anteil der Industrie bzw. des
Verkehrs unterscheidet, sind
umweltpolitische Ansätze hier
sicherlich richtig. Da ca. 90% al-
ler Gebäude in der BRD vor
1977, also vor Inkrafttreten der
1. WSchVO gebaut worden sind,
lassen sich hier mit grundsätzli-
chen wirtschaftlichen Energie-

einsparmaßnahmen 50% der
derzeit eingesetzten Heizener-
gie einsparen. Solche Maßnah-
men sind aus dem Blickwinkel
des globalen Umweltschutzes
sicherlich zu begrüßen. Der Teu-
fel steckt hier jedoch – wie die
Debatten im ME zeigen – im De-
tail bzw. in der Frage, von wem
diese Maßnahmen finanziert
werden sollen. 

Als Berechnungsgrundlage für
den baulichen Wärmeschutz
dient zur Zeit der Wärmedurch-
gangskoeffizient, der sog. k-
Wert. Er gibt den Transmissi-
onswärmeverlust als Wärmelei-
tungsverlust durch die Außen-
bauteile an. Ein k-Wert von z.B.
0,2 W/m2 K bedeutet: Bei einem
Temperaturunterschied zwi-
schen den beiderseits angren-
zenden Luftschichten von 1 Kel-
vin (K) bzw. 1 Grad Celsius geht
durch 1 m2 eines Bauteils durch
Wärmeleitung pro Stunde die
Wärmemenge von 0,2 W verlo-
ren. Je kleiner der k-Wert, desto
besser der Wärmeschutz. 

Die WSchVO 1995 basiert auf
dem Jahresheizwärmebedarf
QHa als entscheidender Größe
für den Wärmeschutz. Der Jah-
resheizwärmebedarf ist der En-
ergiebedarf, der zur Aufrechter-
haltung der gewünschten
Raumtemperaturen in der Heiz-
periode ohne Berücksichtigung
der Heizanlagenverluste not-
wendig ist. Er wird berechnet
aus: 

- den Transmissionswärmever-
lusten durch die Gebäudehülle

- den Lüftungswärmeverlusten

- den solaren Wärmegewinnen

- den nutzbaren inneren Wär-
megewinnen.

Aus dem Jahresheizwärmebe-
darf wird die Energiekennzahl
(EKZ) eines Gebäudes ersicht-
lich. Die Energiekennzahl stellt
den jährlichen Heizwärmebe-
darf eines Gebäudes pro Qua-
dratmeter Nutz- bzw. Wohn-
fläche in der Einheit kWh/m2a
dar. Für ein Mehrfamilienhaus
bspw. ist der Heizwärmekenn-
wert 82 kWh/(m2a) im Neubau-
standard. Die derzeit gültige
WSchVO 1995 stellt für den
Wärmeschutz im Wohngebäu-

debestand bei erstmaligem
„Einbau, Ersatz oder Erneue-
rung von Bauteilen“ Mindestan-
forderungen, die zwar an der
Baustelle nicht kontrolliert wer-
den (keine Baugenehmigungs-
oder Bauanzeigepflicht), aber
sich u.a. auf die Verglasungs-
qualität und Dämmmaßnahmen
auswirken.

Die maximalen k-Werte bei Mo-
dernisierung sind: 

Dach 0,3; Außenwand 0,4/0,5;
Fenster 1,8; Keller 0,5. Ausge-
nommen sind lediglich kleinere
Sanierungsmaßnahmen, die
sich auf weniger als 20% einer
Fassadenfläche erstrecken. 

Durch die neue EnEV 2001 wird
sich dies ändern. An die Stelle
des k-Werts wird der U-Wert tre-
ten und für Änderungen am Ge-
bäudebestand sollen folgende
Anforderungen gelten:

Dach 0,25/0,3; Außenwand
0,35/0,45; Fenster 1,5/1,7; Kel-
ler 0,4/0,5.

Zum Vergleich: Eine Wand aus
Vollziegel von 36,5 cm Dicke hat
einen k-Wert von 1,2. Mit zu-
sätzlichen 6 cm Dämmung wird
ein k-Wert von 0,45 erreicht; mit
10 cm 0,3; mit 12 cm 0,25. 

Anders herum müsste eine un-
gedämmte Vollziegelwand eine
Dicke von ca. 3 m aufweisen, um
einen k-Wert von 0,3 zu errei-
chen. Was außerdem durch die-
se Rechenbeispiele deutlich
wird, ist dass die ersten Zenti-
meter Dämmung am effektiv-
sten sind. 

Unter Wärmedämmmaßnah-
men am Altbau wird normaler-
weise das Anbringen eines
Dämmstoffs an der Außenwand
(in der Regel auf dem Altverputz)
verstanden. Dies wird auch als
Thermohaut, Wärmedämmver-
bundsystem (WDVS) oder Voll-
wärmeschutz bezeichnet. Die
Dämmung wird mit einem (ge-
webearmierten) Außenputz ver-
sehen, je nach Material mit oder
ohne Putzträger. Eine Däm-
mung der Außenwand an der In-
nenseite, nachträgliche Kern-
dämmung oder Außendäm-
mung mit einer Vorhangfassade
sind eher selten. Besonders
wichtig ist es, Wärmebrücken zu

vermeiden oder zu verringern.
Wärmebrücken sind Störstel-
len in der gedämmten Gebäu-
dehülle, über die mehr Wärme
abfließt als über die umgeben-
den Bereiche. Sie entstehen bei-
spielsweise, wenn Stahlbeton-
platten oder Stahlträger die
Außenwand durchstoßen (Bal-
kone) oder Anschlüsse von
Wand- und Dachdämmungen
nicht sauber ausgeführt werden.
Wärmebrücken beeinträchtigen
nicht nur den Wärmeschutz,
sondern können durch Tauwas-
serbildung (Wasserdampf kon-
densiert an den kälteren Berei-
chen) zu Schimmelbildung und
weiteren Bauschäden führen.
Daher ist wichtig, dass auskra-
gende Bauteile wie z.B. Balkon-
platten sowie Anschlüsse z.B.
der Fensterbänke oder Fenster-
laibungen mit mindestens 2 bis
3 cm gedämmt werden. 

Häufig wird der Verdacht
geäußert, dass bei der Produk-
tion der Dämmstoffe mehr Ener-
gie verbraucht würde, als nach-
her durch sie eingespart werden
könne. 

Dies ist jedoch nicht zutreffend:
Der Energieeinsatz zur Herstel-
lung von Dämmstoffen ist im Ver-
hältnis zur Einsparung sehr ge-
ring. Hier muss mit dem Primär-
energieinhalt (PEI in kWh/m3)
gerechnet werden, dem Einsatz
an Energie, der notwendig ist,
um einen Baustoff herzustellen.
Mitberücksichtigt wird hierbei
der Energiebedarf für die Her-
stellung und den Transport der
Ausgangsstoffe und die Herstel-
lung von Produktionsstätten,
Maschinen und Geräten. Das
Verhältnis von PEI zum Ener-
gieeinsparpotenzial über die ge-
samte Nutzungsdauer gesehen
wird als Primärenergiebilanz ei-
nes Dämmstoffs bezeichnet. Die
Primärenergiebilanz ist bei allen
Dämmstoffen in jedem Fall posi-
tiv zu bewerten. Selbst beim re-
lativ energieaufwendigen Poly-
styrol wird die zur Produktion
eingesetzte Energie auch in
ungünstigen Fällen in weniger
als zwei Jahren wieder einge-
spart, wobei von 25 Jahren Halt-
barkeit auszugehen ist. 

Für das Material der Dämmung
gilt, dass sie umso wirksamer ist,

Wärmedämmung, kein unbekanntes Wesen
Renate Berg
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I m m o b i l i e n v e r w
je geringer die Wärmeleitfähig-
keit der Baustoffe ist. Deshalb
müssen wärmedämmende Ma-
terialien möglichst leicht sein
und viele Poren enthalten, die
Luft oder Gase einschließen,
gleichzeitig aber ausreichende
Haltbarkeit und Festigkeit auf-
weisen. Für die Anwendung im
Bauwesen dürfen nur genormte
bzw. bauaufsichtlich zugelasse-
ne Dämmstoffe verwendet wer-
den. Allerdings ist nicht jeder
Dämmstoff aufgrund seines
Feuchte- oder Brandverhaltens
für jeden Anwendungsfall geeig-
net. 

Wenn Dämmstoffe unter den
Aspekten der Ökologie oder
Nachhaltigkeit bewertet werden,
ergeben sich große Unterschie-
de. Am meisten werden für eine
Thermohaut entweder Mineral-
faserdämmstoffe in Form von
Matten oder Polystyrol-Schaum-
platten verwendet. 

Mineralfaserdämmstoffe: Mi-
neralische Grundstoffe werden
bei Temperaturen von 1200-
2000 Grad C geschmolzen und
durch Zentrifugieren oder Zer-
blasen zu dünnen Fasern verar-
beitet. Je nach Rohstoffeinsatz
unterscheidet man zwischen
Glaswolle (Glasrohstoffe und
Altglas) und Steinwolle (Gestei-
ne wie Diabas, Basalt etc.), auch
unter (dem Markennamen)
„Rockwool“ bekannt. Als Binde-
mittel werden Formaldehydhar-
ze zugesetzt, die bei Produktion,
Verarbeitung und Entsorgung
problematisch sind. Bei einge-
bautem Material ist jedoch keine
Formaldehydbelastung feststell-
bar. Der Primärenergiegehalt
liegt zwischen 100 und 700
kWh/m3. Der Mineralfaserstaub
enthielt (oder enthält) einen ge-
ringen Anteil an lungengängigen
Fasern und gilt als möglicher-
weise krebserregend. Die Pro-
duktion ist mittlerweile so umge-
stellt, dass nach behördlichen
Kriterien der Krebsverdacht
nicht mehr besteht, was jedoch
nichts an der Haut- und Augen-
reizung bei der Verarbeitung än-
dert, insbesondere wenn keine
entsprechenden Schutzmaß-
nahmen eingalten werden. 

Polystyrol-Hartschaumplat-
ten: Expandierter Polystyrol-
Partikelschaum, auch als Styro-
por (PS, weiße Platten) oder Ex-
trudierter Styrodur (XPS, grüne
oder blaue Platten) bekannt,
wird aus dem petrochemischen

Produkt Polystyrolgranulat mit
Wasserdampf (für PS) oder CO2
(für XPS) aufgeschäumt. Als
Treibmittel werden teilweise
auch HFCKW oder Pentan ver-
wendet, die wie auch CO2 treib-
hauswirksam sind. Der Primär-
energiegehalt liegt bei 400 bis
800 kWh/m3. Styrol ist ein gifti-
ges Gas, welches bei der Pro-
duktion in die Atmosphäre ent-
weicht. Wegen Restnach-
schwindungen benötigen Poly-
styrolplatten eine Ablagerungs-
zeit vor dem Einbau. Durch Zu-
satz von Brandschutzmitteln
können im Brandfall hochgiftige
Dioxine und Furane entstehen.
Der Ausgangsstoff Erdöl für die
Produktion ist nur beschränkt
verfügbar. Das Recycling ist we-
gen der Verschmutzungsreste
problematisch, bei der Deponie-
rung wird viel Volumen bean-
sprucht, und von Schadstoffbe-
lastung durch Ausgasung und
Abbauprodukte ist auszugehen.

Sowohl Polystyrol als auch Mi-
neralwolle ist gemeinsam, dass
sie eine sehr geringe Wärme-
leitfähigkeit haben, relativ billig
auf dem Markt erhältlich sind
und von vielen Bauunterneh-
men verarbeitet werden können. 

Es gibt eine Vielzahl von ande-
ren ökologisch/baubiologisch
unbedenklicheren Dämmstof-
fen, wie leichte Porenbetonplat-
ten, Schaumglas, Holzfaser-
dämmplatten, Zellulose, Flachs/
Hanf-Dämmvliese, Kork, Kokos-
faser, Schafwolle, Baumwolle,
die jedoch nur bedingt für ein
Wärmedämmverbundsystem in
Frage kommen. Die Ursachen
hierfür liegen in den Unterschie-
den von: Preis, Brandverhalten,
Anfälligkeit für Feuchtigkeit, Ver-
arbeitungsfähigkeit und der
Wärmeleitfähigkeit. Eine reali-
stische Alternative liegt bei der
nachträglichen Fassadendäm-
mung von Bestand möglicher-
weise nur bei den mineralischen
Dämmplatten. 

Der Faktor Wärmeleitfähigkeit
eines Dämmstoffs wirkt sich da-
hingehend aus, dass ein Dämm-
stoff mit einer schlechteren Wär-
meleitfähigkeit eine entspre-
chend größere Dicke aufweisen
müsste, um den benötigten k-
Wert zu erzielen. Dies wirkt sich
nicht nur auf den Preis aus, son-
dern auch auf das äußere Er-
scheinungsbild der Fassade und
die Wohnqualität, da die  Außen-
wand dicker wird, die Fenster

„tiefer“ in den Öffnungen liegen
und der Lichteinfall durch die
Fenster in die Wohnungen ge-
ringer wird. 

Für Mieter wirken sich die Kos-
ten für Wärmedämmmaßnah-
men üblicherweise in der Miete
aus. Wünschenswerterweise
sollten sich diese Mehrkosten
natürlich durch die Einsparung
von Heizkosten amortisieren. 

Der Bauherr/Vermieter ist hier
nachweispflichtig, indem er ein
Wärmebedarfsgutachten vor-
legen muss, das 1. den Zustand
vor der Maßnahme, 2. die Ko-
sten der Instandsetzung der
Fassade und 3. die Kosten für
die Fassadendämmung wieder-
gibt. Die Kosten der Dämmung,
also der Modernisierungsmaß-
nahme, sind umlagefähig, aber
nur bis zu einem Zwei- bis Drei-
fachen der Kosten für die einge-
sparte Energie. Bei einer Fas-
sadendämmung muss daher
genau zwischen den Anteilen
von Modernisierung und In-
standsetzung unterschieden
werden. In den meisten Fällen ist
ein Wärmedämmverbundsys-
tem nur sinnvoll, wenn ohnehin
eine Instandsetzung der Fassa-
de angebracht ist. Dies wird not-
wendig, wenn der Putz schad-
haft ist, wodurch nicht nur das
Mauerwerk beschädigt werden
kann, sondern auch die Wand
nicht mehr winddicht ist. (Der Er-
neuerungszyklus von Außen-
putz beträgt etwa 20 bis 40 Jah-
re bei einem Wärmedämmver-
bundsystem kann von einer zu

erwartenden Nutzungsdauer
von 25 Jahren ausgegangen
werden) 

Wenn eine Fassade instandge-
setzt wird, fallen Kosten für
Gerüst, Abschlagen des alten
Putzes und Anbringen des neu-
en Putzes an. Wird eine Fassa-
de gedämmt, fallen Kosten für
Gerüst, Dämmung und Neuver-
putzen an bzw. die Kosten für
das entsprechende Wärme-
dämmverbundsystem. Auf das
Abschlagen des alten Putzes
kann in der Regel verzichtet wer-
den. Insofern wird schnell klar,
dass die meisten Kosten im In-
standsetzungsanteil liegen. 

In Berlin kann von ca. DM 120,00
pro m2 Fassade für ein Wärme-
dämmverbundsystem ausge-
gangen werden. Allein die Ko-
sten für das Gerüst und die Er-
neuerung des Anstrichs würden
DM 40,00 pro m2 kosten. Die
Preise für Erneuerung und
Überarbeiten von Außenputz
liegen zwischen DM 35,00 und
DM 75,00 pro m2, falls dieser teil-
weise schadhaft ist. Generell
kann man aber sagen, dass der
Modernisierungsanteil bei ei-
nem Drittel liegt. 

Wenn eine Thermohaut ange-
bracht wird, müssen allerdings
auch alle Fensterbänke erneu-
ert werden. Wenn diese zuvor
schadhaft waren, fallen die Kos-
ten hier unter den Instandset-
zungsanteil, wenn sie intakt wa-
ren, fallen sie unter den Moder-
nisierungsanteil. 

Sockeldämmung
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w e r t u n g s b e i l a g e
Ein Nachteil von Wärmedämm-
verbundsystemen, der vermut-
lich jedoch nur wenige Mieter in-
teressieren wird, ist die Haltbar-
keitsdauer der Maßnahme. In
der Regel ist ein normaler
Außenputz haltbarer als eine
Thermohaut. Was aber sicher
viele kennen, sind die „bröseln-
den“ Stellen an den Erdge-
schosswänden oder Durchfahr-
ten, wenn die Thermohaut sei es
durch abenteuerlustige Kinder,
sei es durch Fahrzeuge oder
aneckende Möbel bei Umzügen
beschädigt wird. An diesen Stel-
len könnten aber auch ballwurf-
sichere, stabilere Platten mon-
tiert werden, was allerdings zu
Mehrkosten führen würde.

Wenn Gebäude im Ganzen mo-
dernisiert und instandgesetzt
werden, so wird in der derzeiti-
gen Praxis bezüglich Außen-
dämmung zwischen Gebäuden
aus der Gründerzeit und Ge-
bäuden aus der Zeit zwischen
1950 und 1980 unterschieden.
Bei Letzteren, sowohl konven-
tioneller Ziegelbau als auch Plat-
tenbau, empfiehlt sich aufgrund
der schlechten k-Werte meis-
tens das Anbringen eines Voll-
wärmeschutzes. Bei Gebäuden
aus der Gründerzeit wird oft dar-
auf verzichtet. Dies liegt zum ei-
nen an den dickeren Wänden,
zum anderen verbietet sich al-
lein wegen der Ornamentierun-
gen zumindest an den Straßen-
fassaden eine Thermohaut. 

Die Wanddicken von Berliner
Gründerzeitbauten weisen die
damals vorgeschriebenen Min-
destmaße zwischen 51 cm im
Erdgeschoss und 38 cm in den
oberen beiden Geschossen auf.
Brandwände und Giebelwände
sind jedoch oft nur 25 cm dick.
Hier wird in der Regel eine Däm-
mung von Architekten empfoh-
len. Für öffentlich geförderte Mo-
dernisierung/Instandsetzung gilt
folgender Standard: Dämmung
der obersten Geschossdecke
(Dachfußboden), Dämmung der
Fensternischen (um eine Wand-
dicke von 38 cm zu erreichen),
Dämmung der Decke der Durch-
fahrt (wenn kein Stuck vorhan-
den ist), Dämmung der Keller-
decke (wenn die Kopffreiheit aus-
reicht), Dämmung von Wänden,
die dünner als 38 cm sind. Diese
Maßnahmen werden bei öffent-
lich geförderten umfassenden
Modernisierungs- und Instand-
setzungsmaßnahmen finan-
ziert. 

Von der Bezirksgruppe
Hohenschönhausen der
Berliner MieterGemeinschaft
erreichten die Redaktion
weitere Informationen 
zum Thema Wärmedämmung,
die wir an dieser Stelle an die
Leser weiterleiten:

Bei einer umfassenden Instand-
setzung und Modernisierung von
Wohnobjekten nehmen die erfor-
derlichen Kosten für Wärme-
dämmmaßnahmen einen sehr
hohen Anteil an den Gesamtkos-
ten ein. Daher resultieren für die-
se Maßnahmen für Mieter hohe
Ankündigungen und Abforderun-
gen von Modernisierungsumla-
gen (DM/m2 im Monat), auch weil
meist vermieterseitig die Instand-
setzungsanteile möglichst gering
gesetzt werden. Darüber hinaus
werden in vielen Ankündigungen
und Abrechnungen von Moderni-
sierungsmaßnahmen zu den zu
erwartenden Effekten nur allge-
meine Aussagen vermittelt wie
z.B. „es werden damit erhebliche
Einsparungen an Wärmeenergie
erreicht“ oder es werden nicht
nachvollziehbare Angaben wie
„60% an Wärme werden weniger
verbraucht und Ihre Heizkosten
werden sich reduzieren“ ge-
macht. 
Die Wärmeschutzverordnung
fordert bei größeren Bauarbeiten
an bestehenden Gebäuden (als
solche zählen auf jeden Fall Wär-
medämmmaßnahmen) die Er-
stellung eines Wärmebedarfs-
ausweises nach § 12 Wärme-
schutzverordnung. Die gängige
Rechtssprechung ermöglicht
dem Vermieter bis zum zwei- bzw.
dreifachen (die Rechtslage ist
hier unklar) der nachgewiesenen
Wärmeenergieeinsparung eine
Modernisierungseinlage von den
Mietern der entsprechenden
Wohneinheit nach Abschluss der
Arbeiten abzufordern. 
Einige Vermieter teilten bisher
mit, dass laut Wärmeschutzver-
ordnung die Berechnungen des
Jahresheizwärmebedarfs vor
und nach den Wärmedämmmaß-
nahmen erfolgen und dass die
Mieter diese Unterlagen und Be-
rechnungen einsehen könnten.
Nur wenige Vermieter nannten
konkrete Werte (in DM/m2 im Mo-
nat). Unsere Erfahrungen zeig-

ten, dass eine konkrete Prüfung
bzw. die Forderung an Vermieter
zur Vorlage der Hauptdaten die-
ser vorgeschriebenen und auf die
konkreten Baubedingungen der
Wohneinheit bezogenen Berech-
nungsangaben des Jahresheiz-
wärmebedarfes von sehr großer
Bedeutung sind. Nicht wenige
Vermieter wurden so veranlasst,
konkrete Angaben zu den Effek-
ten der geplanten Wärmedäm-
maßnahmen und daraus resultie-
renden möglichen Modernisie-
rungsumlagen-Forderungen an
ihre Mieter vorzulegen. Dabei war
und ist es immer wieder interes-
sant, die tatsächlichen (oder ab-
gerechneten) Daten der Be-
triebskostenentwicklung (DM/m2

im Monat) und des Energiever-
brauches (z.B. GJ, kWh) mit den
Modernisierungsangaben über
die Höhe eingesetzter Energie-
träger (z.B. GJ, mWh) zu verglei-
chen und daraus Anfragen an die
Vermieter zur zukünftigen, kon-
trollierbaren Entwicklung der Ver-
brauchsgrößen herauszuarbei-
ten. 
Das MHG mit § 3 Abs. 1 gibt dem
Vermieter in Abweichung von all-
gemeinen Grundsätzen des Ver-
tragsrechts die Möglichkeit, eine
Mieterhöhung durch einseitige
Erklärung durchzusetzen. Das
Gegengewicht zu dieser Befug-
nis ist die Berechnungs- und Er-
läuterungspflicht des Vermieters
gemäß Abs. 3 der Bestimmung. 
Hingewiesen sei hier auf die
Rechtslage, dass unter „nachhal-
tigen Energieeinsparungen“ –
und nur diese können Moderni-
sierungsumlagen nach § 3 MHG
nach sich ziehen – eine Ener-
gieeinsparung von mindestens
10 % verstanden wird. 
Mit dem Rechtsentscheid des
Kammergerichtes (Beschluss
vom 17.08.2000; 8 RE-Miet
6159/00) wird nun endlich Klar-
heit für Vermieter und Mieter ge-
schaffen. 
Als Leitsatz gilt: Der Vermieter,
der einen Modernisierungszu-
schlag nach MHG § 3 Abs. 2 gel-
tend macht, muss in der Mieter-
höhungserklärung durch eine
Wärmebedarfberechnung darle-
gen, in welchem Maß sich eine
Verringerung des Verbrauchs an
Heizenergie ergibt. 
Die von Vermietern bereits bei 
der Instandsetzungs-/Moderni-

sierungs-Ankündigung bekannt
gegebenen Informationen oder
eine Einsichtnahme des Mieters
in die Wärmebedarfsberechnung
vor Beginn der Maßnahmen hat
auf die zwingende Begründung
im Mieterhöhungsverlangen kei-
nen Einfluss. 

Für den mietpreisrechtlichen Mo-
dernisierungsbegriff ist entschei-
dend (OVG Berlin 1987), dass die
Wärmedämmung die nach der
Wärmebedarfberechnung mögli-
che Energieeinsparung tatsäch-
lich auch bewirkt. Falschrech-
nungen der Vermieter könnten
evtl. dann später angegriffen wer-
den! Mieter sollten hierzu die
Energieeinsparungen kontrollie-
ren, indem in bestimmten Ab-
ständen – empfohlen zu Beginn
bzw. Ende der Abrechnungsperi-
ode – die Zählerstände (und da-
mit der jeweilige Verbrauch) der
Hausanschlussstationen (HAST)
abgefragt werden. (In nicht weni-
gen Fällen gehört die Erfassung
der HAST-Werte zu den Arbeits-
aufgaben der Hausmeister!)

Nach Abschluss von Wärme-
dämmmaßnahmen beinhalten
diese Verbrauchsgrößen die Ef-
fekte aus der Instandsetzung/
Modernisierung und dem Mieter-
verhalten! In der Regel schreiben
sich letztere Einflüsse die Ver-
mieter auf ihre Fahnen; eine
konkrete Trennung/Nachweis-
führung der Einflussteile ist nicht
möglich bzw. schwer nachweis-
bar. 

Zu beachten ist: Der Maßstab ist
die Energieeinsparung (in GJ
oder mWh od. a.), nicht die Ein-
sparung von Energiekosten oder
die Reduzierung von Vorauszah-
lungen. Exakt zu erfassen und zu
prüfen ist in den nächsten Mona-
ten und Jahren das Verhalten der
Vermieter beim Ansteigen der
Heizölpreise oder anderer Ener-
gieträgerkosten. 

Die Bezirksgruppe Hohenschön-
hausen der BerlinerMieterGe-
meinschaft ist sehr interessiert an
weiteren Erfahrungen aus Berlin
und Umland und bittet um Infor-
mation. 

Postanschrift: 
BMG-Bez.Gr.Hsh., c/o Stephan, 
Zechliner Str. 5, 13055 Berlin, 
Fax: 030/97 60 58 09, 
e-mail: rjoachim.stephan@t-online.de

Wärmebedarfsberechnung, 
aber richtig
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Ab und zu wird der Radiohörer,
dem es nicht gelingt, rechtzeitig
der Werbung zu entfliehen, mit
der peinlich senilen Darbietung
zweier Ur-Westberliner aus den
Tagen des kalten Krieges, den
Stachelschweinen Wolfgang
Gruner und Edith Hancke kon-
frontiert, in der sie ihm oder er
ihr mitteilt – man kann das ein-
fach nicht so genau unterschei-
den, bei den gleich knorzig klin-
genden Stimmen – dass man
bitte die Stöhr-Werbung nicht
stören solle. Um was es in der
Werbung geht, bekommt ein
Mensch mit gutem Geschmack
und schnellem Griff zum Aus-
Schalter gewöhnlich nicht mehr
mit. Und das ist bedauerlich! Er
könnte nämlich erfahren, dass
die Firma „Tilo Stöhr“ Elektro-
geräte vertreibt, und dies wie sie
meint, zu besonders günstigen

„Killerpreisen“ sowie ausge-
sprochen familienfreundlich. Die
Selbstauskunft der Firma lautet:
„Wir sind die Blöden! Weil wir
uns viel zu oft zu unserem Nach-
teil verrechnen!“ Was der Ra-
diohörer aber nicht erfahren wür-
de ist, dass die Firma auch
Grundstücksverwaltung be-
treibt. Die Mieter hingegen be-
kommen das sehr deutlich zu
spüren. 

In einem dem MieterEcho be-
kannten Beispiel wurden nach
Übernahme der Verwaltung
durch die Fa. Stöhr die Be-
triebskosten drastisch, in einzel-
nen Positionen um das Sechs-
fache erhöht. Ein Mieter, der an-
zuzweifeln wagte, ob das wirk-
lich ein Verrechnen „zum Nach-
teil“ „der Blöden“ sei, und gerne
genaueres über den Grund die-

ser immensen Kostensteige-
rung erfahren hätte, erhielt den
unten abgebildeten Brief.

Damit wird nun nicht nur kund-
getan, dass man sich zu ver-
rechnen pflegt und dass man
nicht weiß, zu wessen Nachteil
das ist, sondern auch, dass man
keine Ahnung von der rechtli-
chen Lage hat. Zwar können Ko-
pien mit DM 1,00 in Rechnung
gestellt werden, aber immer nur
dann, wenn diese Kopien durch
die Verwaltung, in diesem Falle
also durch „die Blöden“ selbst
angefertigt werden. Lediglich die
Nutzung des Kopierers durch
den auskunftsheischenden Mie-
ter mit DM 1,00 pro Kopie in
Rechnung stellen zu wollen,
kann nur dem, der wirklich von
allen guten Geistern verlassen
wurde, in den Sinn kommen.

Aber wie schon gesagt: „Wir sind
die Blöden!“ Und die haben Nar-
renfreiheit, meinen sie selbst.

AG UMWANDLUNG

Bezirkskorrespondenz

„Die Blöden“ und die Betriebskosten

Eigenwerbung Tilo Stöhr
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Gewaltsame
Begehung durch
„alternativen“
Hauseigentümer

Wohn- und 
Kulturprojekt
Rigaer Straße 94
Am 16.02.2001 verschaffte sich
der Eigentümer der Rigaer
Straße 94, Suitbert Beulker, ge-
waltsam Zutritt zu dem dort an-
sässigen Wohn- und Kulturpro-
jekt, indem er unter Polizei-
schutz die Türen mit einem Win-
kelschleifer aufbrechen ließ. Mit
Hilfe der Polizei brach er in die
im Erdgeschoss gelegenen
Veranstaltungsräume „Kader-
schmiede” sowie in eine Woh-
nung im ersten Stock ein. Er
wollte Haus und Wohnungen
begehen und behauptete wahr-
heitswidrig, dass Wohnungen
leer stehen würden. Zuvor war
er gerade erst mit dem Versuch
vor Gericht gescheitert, eine
einstweilige Verfügung gegen
die BewohnerInnen zu erwirken,
die ihm ermöglichen sollte, je-
derzeit das Projekt betreten zu
können, unter anderem, um
Baumaßnahmen durchführen
zu können.

Seit über 10 Jahren besteht das
Wohn- und Kulturprojekt in der
Rigaer Straße 94. Es wird ge-
tragen von dem „Verein für Kul-
tur und Kommunikation e.V“.
Das Haus wurde im Sommer
1990 besetzt, um der profitori-
entierten Wohnungspolitik, die
sich damals vor allem im West-
teil der Stadt in Luxussanierun-
gen und Mietexplosionen zeigte,
einen Ansatz von unkommer-
ziellen, und herrschaftsfreien
Wohn- und Lebenszusammen-
hängen entgegenzustellen.

1991 schloss die damals für das
Haus zuständige WBF (Woh-
nungsbaugesellschaft Fried-
richshain) mit den BewohnerIn-
nen Verträge für die kollektiv ge-
nutzten Räume von Hinterhaus
und Seitenflügel. Seitdem gab
es mehrere Eigentümerwech-
sel. Aktuell ist das Haus seit
September 2000 in Besitz von
Suitbert Beulker, der das Haus
kaufte, obwohl die BewohnerIn-



30 ME 284/2001

Bezirkskorrespondenz
nen gerade alle Vorbereitungen
getroffen hatten, das Haus ge-
nossenschaftlich zu kaufen.

Dennoch versuchten die Be-
wohnerInnen und NutzerInnen,
sich mit Beulker an einem ”Run-
den Tisch” im Berliner Abgeord-
netenhaus über die Zukunft des
Projekts zu verständigen. Dort
versuchte Beulker zunächst,
sich als der nette unkomplizier-
te und alternative Hauseigentü-
mer darzustellen. Gleichzeitig
ignorierte er von Anfang an sys-
tematisch sowohl das Kaufinter-
esse als auch alle anderen In-
teressen der Bewohner- und
NutzerInnen des Wohn- und Kul-
turprojektes. Außerdem setzte
er sich über alle getroffenen Ab-
sprachen hinweg. Als er damit
scheiterte, seine Interessen am
„Runden Tisch“ durchzusetzen
(ohne auf die der BewohnerIn-
nen einzugehen!), brach er
schließlich die Gespräche ab
und versuchte, seine Interessen
vor Gericht per einstweiliger Ver-
fügung zu erwirken – allerdings
ohne Erfolg. Anfang Januar kün-
digte er – ohne rechtliche Grund-
lage – sämtliche Mietverträge
des Projektes fristlos, wogegen
die Bewohner- und NutzerInnen
Einspruch erhoben. Am Abend
vor seinem Einbruch in das Haus
drohte er erneut widerrechtlich,
alle Mietverträge fristlos zu kün-
digen, sollten die BewohnerIn-
nen es wagen, in den Vereins-
räumen weiterhin Veranstaltun-
gen durchzuführen. 

Der Verein hat sich zum Ziel ge-
setzt, unkommerzielles und
selbstbestimmtes kulturelles Le-
ben im Kiez zu fördern. Ein Ziel,
das u.a. über die Nutzung der
Vereinsräume z.B. in Form von
Veranstaltungen wie Filmvor-
führungen, Konzerte, politische
Diskussionen und regelmäßige
Volksküche verwirklicht wird.

Beulker möchte die Räumlich-
keiten allem Verlauten nach für
profitträchtigere Vermietungen
z.B. an Restaurants selber nut-
zen. Ebenfalls am Abend vor
seinem Einbruch forderte Beul-
ker von den BewohnerInnen die
Schlüssel, um jederzeit die
Projekträume bzw. den gesam-
ten Komplex Seitenflügel/Hin-
terhaus betreten zu können. Da
er diese in der folgenden Nacht
nicht erhalten hat, sah er sich

wohl berechtigt, am nächsten
Morgen gleich mittels Winkel-
schleifer die Türen zu öffnen. Die
unter massiven Polizeischutz
aufgebrochenen Türen von Hin-
terhaus und Seitenflügel ließ er
entfernen. Er behauptete, es sei
sein gutes Recht, sich jederzeit
Zutritt zu seinem Eigentum zu
verschaffen. Dabei interessierte
ihn nicht, dass ein Eigentümer
nicht einfach die Wohnungen
seiner MieterInnen begehen
darf, erst recht nicht ohne
Ankündigung. Bei der Rigaer
Straße 94 ist es zudem so, dass
die Eingangstüren zum Trep-
penhaus die Wohnungstüren
des gemeinschaftlichen Pro-
jekts darstellen, was dem Ei-
gentümer bekannt war und von
ihm am „Runden Tisch“ akzep-
tiert wurde. 

Es war aber, wie bereits er-
wähnt, nicht das erste Mal, dass
er seine Zusagen brach. Nach-
dem er sich zunächst Zutritt zum
Seitenflügel verschafft hatte,
ließ er die Türen der Vereins-
räume aufbrechen und einen
Teil des Tresens zerstören. Das
illegale Vorgehen Beulkers wur-
de von der Polizei, die ihm den
Weg freihielt, handfest unter-
stützt. Anschließend verschaffte
er sich Zutritt zu einer Wohnung
im ersten Stock, wobei er die
ganze Zeit filmte. Er wollte noch
in eine weitere Wohnung ein-
dringen, was nur dadurch ver-
hindert werden konnte, dass im
letzten Augenblick Kontoauszü-
ge vorgelegt wurden, die die
Mietzahlung sowohl für diese als
auch für die anderen Wohnun-
gen bewiesen. Dies hätte er mit
einem Blick auf sein eigenes
Konto selbstverständlich schon
vorher wissen und überprüfen
können. Dennoch brach Beulker
noch in das Hinterhaus ein und
wollte sich auch dort Zugang zu
einer weiteren Wohnung ver-
schaffen. Schließlich konnte
jedoch dem Einsatzleiter der
Polizei – unterstützt durch die
mittlerweile eingetroffenen Ver-
treter von Bezirksamt und Se-
nat – klargemacht werden, dass
das Verhalten Beulkers auch
nach rechtsstaatlichen Prinzi-
pien nicht zulässig ist, weshalb
der Einsatz beendet wurde. 

Der Einsatz hatte bei den Be-
wohnerInnen etliche Schürf-
wunden und blaue Flecken zur
Folge, zerstörte Einrichtungsge-

genstände und Türen, einige
Anzeigen, sowie zwei Löcher in
der Wand, wo vormals die Ein-
gangstüren gewesen waren.

Nachdem Beulker Tage nach
dem Einbruch nochmals aufge-
fordert wurde, neue Haustüren
einzusetzen – was er noch am
‚Tatort’ u.a. den Senats- und Be-
zirksvertretern zugesagt hatte –
ließ Beulkers Anwalt mitteilen,
dass er keinen Handlungsbedarf
für solche Maßnahmen sehe.
Zudem forderte er die MieterIn-
nen auf, bis zum 15. März die
vertraglich zustehenden Ver-
einsräume im Erdgeschoss zu
räumen, die seiner Meinung
nach „eh nur Sperrmüll” enthiel-
ten. Würden sie dem nicht nach-
kommen, würde er selber Schrit-
te zur Räumung einleiten. Suit-
bert Beulker hat so einmal mehr
gezeigt, dass er die Rechte der
MieterInnen mit Füßen tritt.

Das Haus Rigaer Straße 94 ist
nicht das einzige, wo Beulker die
Interessen der BewohnerInnen
ignoriert und er eigenmächtig
handelt: So ließ Beulker in einem
anderen Haus in der Rigaer
Straße ohne Ankündigung und
Absprache mit den Betroffenen
Heizungen einbauen. In einem
weiteren ließ er die Heizöfen
rausreißen, ohne diese zu er-
setzen. So mussten die dortigen
BewohnerInnen trotz mehrmali-
ger Aufforderung an Beulker,
diesen Zustand zu beseitigen,
den Winter teilweise ohne funk-
tionstüchtige Heizungen aus-
kommen. Die Probleme mit
Beulker reihen sich ein in die
Entwicklung, die generell im
Kiez voranschreitet: Sanierung
und damit höhere Mieten, Um-
wandlung von Mietwohnungen
in Eigentumswohnungen sowie
die systematische Verdrängung
langjähriger finanzschwacher
MieterInnen.

Die Bewohner- und NutzerInnen
der Rigaer Straße 94 werden
sich dagegen auch weiterhin zur
Wehr setzen.

Keine Genehmigung
für Sanierungs-
maßnahmen 
Offener Brief der Mieter-
initiative WBAH Oderberger
Straße an die Sanierungs-
verwaltungsstelle des
Bezirksamtes Prenzlauer
Berg

Wir haben uns zusammenge-
schlossen, weil wir nicht vor Lu-
xusmodernisierungen weichen
wollen. Eine solche aber plant
die Firma Stenschke in der
Oderberger Straße 21. Laut
Modernisierungsankündigung
sollen dort gravierende Grund-
rissänderungen vorgenommen
werden, so dass in einer Etage
aus vier Ein-Raum-Wohnungen
zwei Wohnungen entstehen
sollen. Auch Fahrstuhleinbau,
Dachstuhlausbau etc. sind ge-
plant, alles bauliche Maßnah-
men, die das Haus attraktiv ma-
chen sollen für potenzielle Käu-
fer der geplanten Eigentums-
wohnungen. Zur Zeit wohnen in
dem Haus überwiegend Men-
schen mit geringen Einkommen.
Sie könnten sich die Mieten
nach der Sanierung nicht mehr
leisten und sind wohl auch von
Stenschke als künftige MieterIn-
nen nicht vorgesehen. 

Wo wir am Leben 
gehindert werden, 

fängt unser Widerstand an.
Die Häuser denen, 
die sie brauchen!
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„Stenschke hat in der Vergan-
genheit vor allem in den Millieu-
schutzgebieten Prenzlauer
Bergs investiert, immer mit dem
Ziel, die Wohnungen in Eigen-
tumswohnungen umzuwandeln
und zu verkaufen. Probleme gibt
es zum Beispiel bei der Einhal-
tung der dort geltenden Miet-
obergrenze nach der Sanie-
rung.“ 

Ein von der Firma Stenschke be-
auftragter Makler zum Haus
Fehrbelliner Straße 52: „Wir sind
in dem Haus noch bei der Ent-
mietung und wir haben dabei
große Erfahrung. (...) Wir sind
Profis.“

Die Firma Stenschke ist schon
lange für ihre Luxussanierungen
bekannt und ist laut der vom Be-
zirk Mitte finanzierten Sanie-
rungsbeilage der Berliner Stadt-
zeitung Scheinschlag schon
häufiger durch solche Luxus-
sanierungsmaßnahmen sowie
durch Maßnahmen gegen Mie-
terInnen, die sich dagegen
wehrten, aufgefallen. 

„Im Haus Fehrbelliner Straße
verkauft die Firma Stenschke-
Immobilien angeblich unbe-
wohnte Wohnungen mit völlig
neuen Grundrissen, obwohl vie-
le Wohnungen noch bewohnt
sind und einige Mieter unbedingt

im Haus bleiben wollen. Sogar
Detektive wurden auf die Mieter
angesetzt, um Begründungen
für fristlose Kündigungen zu er-
halten.“

Wir fordern daher die Sanie-
rungsverwaltungsstelle des Be-
zirksamtes Prenzlauer Berg auf,
der Firma Stenschke für ihre ge-
planten Maßnahmen keine Ge-
nehmigung zu erteilen. Wir erin-
nern daran, dass sich das Haus
bis zum letzten Jahr im Besitz
der kommunalen Wohnungs-
baugesellschaft WIP befunden
hat. Es ist bezeichnend für die
bezirkliche Wohnungspolitik,
dass sie das Haus verkauft hat,
ohne die MieterInnen überhaupt
zu kontaktieren. Vor allem, da
die Firma Stenschke mit ihrer
Absicht, dort luxusmodernisier-
te Eigentumswohnungen zu er-
richten, nicht hinterm Berg ge-
halten hat. Wir fragen uns daher,
welche Prioritäten die Verant-
wortlichen des Bezirks auf den
Erhalt bezahlbaren Wohnraums
für Menschen mit geringen Ein-
kommen noch setzen. 

Mieterinitiative WBAH 
(Wir bleiben alle hier), 
c/o Oderberger Straße 21

Quellen: Sanierungsbeilage
Scheinschlag, Oktober 2000
und Februar 2001

Wie es kam...
Am 21.03.1981 wurde das ehe-
malige Trümmergrundstück an
der Mauer – Adalbertstraße
Ecke Bethaniendamm – von der
damaligen „Aktion Kinderbau-
ernhof Mauerplatz SO36“ be-
setzt, nachdem die aus jungen
Müttern, Hausbesetzern und an-
deren Nachbarn bestehende
Gruppe wochenlang den Platz
von Schrott und Müll befreit und
Bauwagen und Tiere ange-
schafft hatte. Ihr Ziel war es, vor
allem für die Kinder ein Stück er-
fahrbare Natur inmitten der Be-
tonwüste zu schaffen. Das Pro-
jekt wurde von Menschen un-
terschiedlicher Nationalitäten
und Altersgruppen – zum größ-
ten Teil unbezahlt – gemeinsam
aufgebaut. Diese Aufbauarbeit
war nur möglich im Verbund mit
anderen Kiezprojekten und mit
der wohlwollenden Akzeptanz
von Nachbarn und ansässigen

Gewerbetreibenden. Von Anbe-
ginn war das Projekt ein Hoff-
nungsträger und stand symbo-
lisch dafür, dass Menschen, die
Verantwortung für ihr soziales
Wohnumfeld übernehmen und
„an einem Strang ziehen“, Ber-
ge versetzen können. Genau da,
wo der Bauernhof über die Jah-
re gewachsen ist, wird er ge-
braucht und weil er genau dort
gebraucht wird, hat er sich über
lange Durststrecken hinweg ge-
halten und weiterentwickelt.

Was wir wollen...
Der Bauernhof ist ein offener Ort
zum Spielen und Lernen, der
über Bezirksgrenzen hinweg
von zahlreichen Menschen, Kin-
dergruppen und Schulklassen
genutzt wird. Es gibt dort Scha-
fe, Ziegen, Ponies, einen Esel,
Enten, Gänse, Hühner, Kanin-
chen, Gärten, einen Ökologie-
Lehrpfad, ein Gemeinschafts-

Trotz 20-jährigen Bestehens:

Kinderbauernhof
Mauerplatz in Gefahr

Eingang Oderberger Straße 21

Dach des Gemeinschaftshauses auf dem Kinderbauernhof
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haus aus Lehm, Weideflächen
und Platz zum Toben. Kinder
können Kontakt zu Tieren auf-
nehmen, exemplarisch lernen,
wie Futter, Heilpflanzen und
Gemüse angebaut werden, öko-
logische Kreisläufe „zum Anfas-
sen“ begreifen und lernen, Ver-
antwortung für sich, die Ge-
meinschaft und ihre Umwelt zu
übernehmen.

Vernetzung...
Der Verein Kinderbauernhof am
Mauerplatz e.V. ist als gem-
einnützig anerkannt und aner-
kannter Träger im Sinne des Kin-
derjugendhilfegesetzes KJHG.
Das Projekt wurde von der
Fachöffentlichkeit hochgelobt:
Fachtagung Spiel- und Lebens-
raum Großstadt, Professor
Robert Jungk, B.U.N.D., L.B.U.,
Greenpeace, GEW, etc. 
Kollegen und Kolleginnen umlie-
gender Schulen (Nürtingen
Grundschule, Waldorfschule,
Zille-Schule u.v.m.), zahlreiche
Kindergruppen, Nachbarn, Pro-
jekte und Gewerbetreibende be-
kundeten über Jahre die Not-
wendigkeit seiner Existenz mit
Unterschriften. Materielle Unter-
stützung durch Sach- und Geld-
spenden, praktische Hilfe und
Einsatz von Arbeitskraft, know-
how und praktischer Solidarität
wurde insbesondere bei Arbeit-
seinsätzen oder Benefizveran-

staltungen unmittelbar erfahr-
bar.
Der Verein ist Mitglied im Bund
der Jugendfarmen und Aktiv-
spielplätze (auf Bundesebene)
sowie im Arbeitskreis Berliner
Abenteuerspielplätze und Kin-
derbauernhöfe (AKIB). Seit Be-
stehen arbeiten wir eng mit an-
deren Projekten im Kiez zusam-
men und nehmen nach Kräften
an der bezirklichen Sozialraum
AG teil. Nach der Maueröffnung
bekundete auch der Bezirk Mit-
te Interesse am Erhalt des Pro-
jektes, da Kinder nun mal keine
Bezirksgrenzen kennen und es
dort keine vergleichbare Ein-
richtung gibt. Kooperationen be-
stehen aktuell mit der TU Berlin
und dem Umweltamt Kreuzberg.
Über die Jahre wurden interna-
tionale workcamps in Kooperati-
on mit dem Service Civil Inter-
national durchgeführt. In diesem
Jahr möchten wir über das Pro-
jekt MICROPOLIS in Zusam-
menarbeit mit der TU Berlin und
Menschen aus dem Kiez ein So-
larcafé auf dem Bauernhof ein-
richten.

Bedrohung von
außen...
Das Gelände des Bauernhofes
wurde im Laufe der Jahre von
Planern und Politikern wieder-
holt für andere Nutzungskon-
zepte vorgesehen. 1987 kam es

im Zuge von Bebauungsplänen
sogar zu einer gewaltsamen po-
lizeilichen Räumung der vom
Verein genutzten Ackerfläche.
(Nicht nur unsere Bäume und
Sträucher wurden verhaftet, die
BetreiberInnen des Projektes
wurden jahrelang in die „krimi-
nelle Ecke“ gestellt, nachdem
die dort errichtete Kindertages-
stätte durch Fahrlässigkeit bei
den Bauarbeiten kurz vor der of-
fiziellen Einweihung abbrannte.)
Nach dem Fall der Mauer stieg
der Wert des Grundstückes er-
heblich. Im letzten Jahr intensi-
vierte der Verein erneut seine
Bemühungen, das Projekt durch
einen Nutzungsvertrag langfri-
stig abzusichern. Die Ge-
spräche wurden seitens des Be-
zirksamtes Kreuzberg nicht wei-
tergeführt. (Wir hoffen, dass dies
nur auf die allgemeine Konfusi-
on hinsichtlich der Bezirksfusion
zurückzuführen ist und nicht auf
mangelndes Interesse am Pro-
jekt.)

Finanzielle
Absicherung...
Über die Jahre seiner Existenz
war der Kinderbauernhof nie in
einer bezirklichen Regelförde-
rung. Mit hohem ehrenamtlichen
Engagement und Improvisati-
onstalent lotsten die Betreiber
das Projekt unter Zuhilfenahme
von Programmen des zweiten

Arbeitsmarktes und Spenden
durch Höhen und Tiefen. 1999
war der Kinderbauernhof zum
ersten Mal mit  23.650 DM in der
bezirklichen Förderung. Im letz-
ten Jahr erhöhte sich die finan-
zielle Förderung durch die Ju-
gendförderung Kreuzberg auf
50.000 DM. Hiervon ließ sich
jedoch nicht einmal eine einzi-
ge Stelle für eine pädagogi-
sche Fachkraft finanzieren. Das 
Geld wurde für projektbezogene
Ausgaben wie Futter, dringend-
ste Reparaturarbeiten und Be-
triebskosten verwendet. Laut
Bescheid vom 01.02.2001 wird
der Kinderbauernhof im Jahr
2001 ganz aus der bezirklichen
Förderung genommen.
Ohne einen Vertrag für das
Grundstück können wir schwer-
lich Mittel wie Stiftungsgelder
akquirieren.
Wir wissen nicht, wie es weiter-
gehen kann, sprich, wie wir die
Kontinuität von pädagogischer
Beziehungsarbeit im sozialen
Brennpunkt absichern oder Be-
triebskosten für Futter, tierärztli-
che Behandlungen, Wasser,
Müllabfuhr, Strom, Versicherung
und Instandhaltung aufbringen
können. 

Wir wünschen uns von den Po-
litikern und Politikerinnen und
Mitgliedern des Jugendhilfeaus-
schusses:
- dass sie über ihren Schatten

springen und das in letzter Zeit
oft verbal geäußerte Wohlwol-
len dem Projekt gegenüber mit
Taten dokumentieren,

- kontinuierliche Gespräche,
- langfristige Absicherung des

Kinderbauernhofes durch ei-
nen Vertrag,

- finanzielle Förderung!

Wir wünschen uns von den Ver-
tretern und Vertreterinnen der
Medien: 
- dass sie dazu beitragen, dass

der Kinderbauernhof im öffent-
lichen Gespräch bleibt, bis wir
als feste Einrichtung abgesi-
chert sind!

Kinderbauernhof am 
Mauerplatz e.V. 
Leuschnerdamm 9 
10999 Berlin
Spendenkonto:
Kinderbauernhof 
am Mauerplatz e.V.
Postgirokonto Nr.: 
108 553 – 101
BLZ: 100 100 10
Spenden sind steuerlich
absetzbar. Der Verein ist als
gemeinnützig anerkannt.
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Als Mieter und Mieterinnen aus
Häusern der GSW machen wir
uns seit über einem Jahr große
Sorgen über die Zukunft unserer
Dächer über dem Kopf. Um ge-
meinsam handlungsfähiger zu
werden, schlossen wir uns zu ei-
ner Initiative zusammen und
überlegen seither, wie wir unse-
re Wohnverhältnisse absichern
können. Sollen wir abwarten,
wie der neue Eigentümer, sprich
Großinvestor an der Börse, mit
unseren Häusern spekuliert und
sich einen Kehricht um unsere
Interessen als MieterInnen küm-
mert? Oder sagen wir dem Mie-
terInnendasein Lebewohl und
gehen das Wagnis der eigen-

tumsorientierten Genossen-
schaft ein? Die Zeiten günstiger
Mieten wären damit wahr-
scheinlich vorbei und die Risi-
ken, die sich aus der Aufnahme
hoher Kredite ergäben, schwer
kalkulierbar. Um diesem Dilem-
ma zu entrinnen, wurde eine drit-
te Option überlegt: Wie wäre es,
wenn wir uns mit einer Kredit-
anfrage direkt an die Berlin-Han-
noversche Hypothekenbank
wenden würden? Ein Sorglos-
Kredit von Herrn Landowsky ko-
stet zwar ein paar im Briefum-
schlag verpackte Tausender
aber dafür bräuchte er auch
nicht zurückgezahlt werden,
wenn wir uns mit dem Hauskauf

arg verkalkulieren sollten. Viele
Probleme – auch die persönli-
cher finanzieller Engpässe –
wären damit auf einmal gelöst.

Nun, Herr Landowsky, ihr vor-
zeitiges Ausscheiden aus der
Berlin Hyp hat diese Überlegung
platzen lassen, und dafür möch-
ten wir ihnen danken. Danken
deshalb, weil wir auf diese Wei-
se verschont blieben, ins krimi-
nelle Milieu abzugleiten, in wel-
chem Sie sich seit langem be-
wegen, wie der berühmte Fisch
(besser wäre wohl Hai) im Was-
ser. Danken möchten wir Ihnen
auch, dass sie mit Ihrem Miss-
management – um das mal be-

schönigend auszudrücken – den
Verkauf der GSW erst einmal
ausgebremst haben, da die
Kaufinteressierte IBAG, in der
Ihr nicht weniger verfilzter
Freund Klaus Groth beteiligt ist,
mehr oder weniger eine Totge-
burt darstellt.

Unsere Forderungen an die Ab-
geordneten von Berlin bleibt
nach wie vor:

Kein Verkauf der GSW – Miete-
rInneninteressen haben unbe-
dingten Vorrang vor privatkapi-
talistischer Bereicherung. Haus-
haltslöcher eines zum Teil kor-
rupten Senats lassen sich damit
nicht stopfen!

Danke Landowsky!
MieterInnen-Initiative gegen Privatisierungen
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Recht & Rechtsprechung
Vorzeitige Kündigung und Nachmieter 

Hat der Vermieter auf eine vom Mieter ausgesprochene vorzeitige Kündigung
die vorzeitige Beendigung des Mietverhältnisses für den Fall in Aussicht
gestellt, dass der Mieter einen geeigneten Nachmieter findet, dann darf er
diesen nicht grundlos ablehnen. Darüber hinaus ist der Vermieter verpflichtet,
dem Mieter von der Ablehnung eines Mietinteressenten unverzüglich
Mitteilung zu machen, damit der Mieter in die Lage versetzt wird, weitere
Nachmieter zu benennen.
Lehnt der Vermieter den Abschluss eines Mietvertrages mit dem Nachmieter
ab oder teilt er die Ablehnung dem Mieter nicht unverzüglich mit, ist er dem
Mieter zum Ersatz des hierdurch entstehenden Schadens verpflichtet, der
darin besteht, dass der Mieter weiter zur Zahlung des Mietzinses verpflichtet
bleibt. 
LG Berlin, Urteil vom 28. Juli 2000 – 63 S 541/99 – 

Zwischen dem Mieter und dem Vermieter bestand seit 1. November 1988
ein Mietverhältnis. Im Mietvertrag war vereinbart: „Das Mietverhältnis be-
ginnt am 1. November 1988 und endet am 31. Dezember 1989. Es verlän-
gert sich jedoch um ein Jahr, wenn es nicht gekündigt ist. Kündigungsfris-
ten siehe 2)“. Nach der Vereinbarung im Mietvertrag betrug die Kündi-
gungsfrist im November 1997 neun Monate. 
Mit Schreiben vom 2. November 1997 kündigten die Mieter das Mietver-
hältnis zum 31. Juli 1998. Hierauf antwortete die Vermieterin mit Schreiben
vom 10. November 1997 und wies die Mieter darauf hin, dass das Miet-
verhältnis aufgrund der Verlängerungsklausel erst zum 31. Dezember 1998
ende. Zugleich erteilte sie mit, eine vorzeitige Entlassung aus den mietver-
traglichen Pflichten sei nur dann möglich, wenn eine entsprechende vor-
zeitige Weitervermietung der Wohnung erfolge. Für diesen Fall sollten die
Mieter die Bewerbung von Mietinteressenten selbst veranlassen. 
Im Mai 1998 bewarben sich auf Veranlassung der Mieter insgesamt zwei
Nachmieter. Der erste Nachmieter wünschte den Einbau einer Gaseta-
genheizungen auf eigene Kosten, und hatte, nachdem dies vom Vermieter
abgelehnt wurde, kein weiteres Interesse mehr an der Anmietung der Woh-
nung. Der zweite Nachmieter wurde von der Vermieterin abgelehnt, da die
Vermietung an zwei männliche Studenten nicht den Vorstellungen der Ver-
mieterin entsprach. 
Die Vermieterin verlangte mit der Klage die Zahlung des Mietzinses von Ok-
tober 1998 bis einschließlich Dezember 1998. Die Mieter vertraten die Auf-
fassung, ein Mietvertrag mit Verlängerungsklausel sei ein unbefristetes
Mietverhältnis, das innerhalb der gesetzlichen Fristen kündbar sei. Die ver-
tragliche Konstruktion, dass sich das Mietverhältnis immer bis zum 31. De-
zember eines Jahres verlängere und nur mit einer Kündigungsfrist von neun
Monaten zu diesem Zeitpunkt beendet werden könne, sei unwirksam. Dar-
über hinaus hätte der Vermieter die Wohnung ab Oktober 1998 an die oben
genannten Nachmieter vermieten können. 
Das Landgericht hat die Klage abgewiesen. Es wies darauf hin, dass der
Vermieterin ein Anspruch auf Zahlung der Restmiete für die Monate Okto-
ber bis Dezember 1998 nicht zusteht.
Zur Begründung führte das Landgericht aus: Zwar ist das Mietverhältnis
durch die Kündigung der Mieter vom 2. November 1997 grundsätzlich erst
zum 31. Dezember 1998 beendet gewesen. Nach § 2 des Mietvertrages
betrug die Kündigungsfrist, da seit Überlassung des Wohnraums mehr als
acht Jahre vergangen waren, neun Monate. Da das Mietverhältnis sich ab
dem 31. Dezember 1989 um jeweils ein Jahr verlängerte, wenn es nicht in-
nerhalb der Kündigungsfristen gekündigt wurde, dauerte das Mietverhält-
nis nach der vertraglichen Regelung bis zum 31. Dezember 1998 fort. Die-
se Regelung ist entgegen der Ansicht der Mieter auch nicht unwirksam. Wie
sich aus § 565 a Absatz 1 BGB ergibt, ist eine derartige Verlängerung be-
fristeter Mietverhältnisse möglich. Dabei ergibt sich bei der Verlängerung
befristeter Mietverträge zwangsläufig, dass diese zu einem bestimmten Ter-
min, der auch Ende eines Kalendermonats sein kann, enden. Diese Re-
gelung verstößt auch nicht gegen die Vorschrift des § 565 Absatz 2 Satz 4
BGB, nach der eine Beschränkung des Kündigungsrechtes auf den Schluss
bestimmter Kalendermonate unwirksam ist. 
Das Landgericht führte weiter aus, dass die Vermieterin den Abschluss ei-
nes Mietvertrages mit dem von den Mietern angebotenem Nachmieter un-
berechtigt abgelehnt habe. Aus diesem Grunde stehe der Vermieterin der
Anspruch auf Zahlung des Mietzinses für die Zeit von Oktober bis Dezem-
ber 1998 nicht zu. Nach Ansicht des Landgerichtes konnten die Mieter das
Schreiben der Vermieterin nur so verstehen, dass sie vorzeitig aus dem
Mietverhältnis entlassen würden, wenn sie einen geeigneten Nachmieter
stellten. Aus diesem Grunde sei die Vermieterin gehalten gewesen, die Be-
werbungen der von den Mietern gestellten Mietinteressenten zu überprü-
fen und nicht grundlos abzulehnen. Darüber hinaus begibt sich nach An-

sicht des Landgerichtes für den Fall der Ablehnung eine Pflicht des Ver-
mieters, den Mieter hiervon unverzüglich zu informieren, damit diese ge-
gebenenfalls neue Mietinteressenten benennen können. 
Im vorliegenden Fall kann das Landgericht zu dem Ergebnis, dass die Ab-
lehnung der beiden Studenten nicht ausreichend begründet sei, zumal bei-
de eine Bürgschaftserklärung ihrer Eltern angeboten hatten. Zumindest sei
die Vermieterin jedoch verpflichtet gewesen, die Ablehnung der Mietinter-
essenten den Mietern unverzüglich mitzuteilen. Da sie dies nicht getan ha-
be, seien die Mieter außerstande gewesen, geeignete Ersatzmieter zu stel-
len. Die Mieter haben nach Ansicht des Landgerichtes insoweit einen An-
spruch auf Ersatz des durch die Pflichtverletzung entstandenen Schadens
in Höhe des geltend gemachten Mietzinses.

Mitgeteilt von Rechtsanwältin Kerstin Gebhardt

Vereinbarung einer Modernisierung
bei Abschluss des Mietvertrages

Eine Klausel im Mietvertrag, nach der sich der Mieter bereits bei Abschluss
des Mietvertrages verpflichtet, eine künftige Modernisierung zu dulden, ist
wegen Verstoßes gegen die zwingende Vorschrift des § 541 b BGB unwirksam. 
Es kann nicht davon ausgegangen werden, dass im Stadtteil Berlin-Ost eine
Gasetagenheizung dem allgemein üblichen Ausstattungszustand entspricht. 
Landgericht Berlin, Urteil vom 11. Januar 2001 – 67 S 120/00 – 
Vermieter und Mieter schlossen am 2. Dezember 1997 einen Mietvertrag.
In dem Mietvertrag wurde vereinbart, dass der Vermieter eine Gaszentral-
heizung einbauen, und dass der Mieter diesen Einbau dulden werde. Die
voraussichtliche Mieterhöhung wegen dieser Modernisierung wurde mit DM
157,71 pro Monat angegeben. Mit Schreiben vom 30. September 1999 kün-
digte der Vermieter die konkrete Durchführung der Modernisierungsmaß-
nahmen an. Der Mieter verweigerte die Duldung der Baumaßnahmen. Mit
der Klage begehrt der Vermieter die Verurteilung des Mieters, die Moder-
nisierungsmaßnahmen entsprechend der Ankündigung vom 30. Septem-
ber 1999 zu dulden. Der Mieter vertrat die Ansicht, dass die Modernisie-
rungsankündigung unwirksam sei, weil zum einen die Heizkörper nicht ge-
nau bezeichnet, die Führung der Rohrleitungen unklar und der Zeitpunkt
der Durchführung der Arbeiten nicht genau bestimmt seien. 
Nachdem das Amtsgericht den Mieter zur Duldung verurteilt hatte, hob das
Landgericht auf die Berufung des Mieters das Urteil auf und wies die Kla-
ge des Vermieters ab. 
Das Landgericht wies in seiner Entscheidung darauf hin, dass eine Dul-
dungspflicht des Mieters weder aufgrund der vertraglichen Vereinbarung
noch aufgrund der Ankündigung vom 30. September 1999 besteht. 
Zwar habe der Mieter in dem zwischen den Parteien geschlossenen Miet-
vertrag sein Einverständnis mit dem geplanten Einbau einer ersten Zen-
tralheizung sowie die Duldung der Maßnahme erklärt, aus dieser vertrag-
lichen Verpflichtung lasse sich jedoch ein Duldungsanspruch nicht herlei-
ten. Das Landgericht vertrat die Ansicht, dass die Vereinbarung wegen der
darin liegenden unangemessenen Benachteiligung des Mieters gemäß § 9
AGBG (Gesetz zur Regelung des Rechts der Allgemeinen Geschäftsbe-
dingungen) unwirksam ist. Denn der Mieter habe unwidersprochen vorge-
tragen, dass der Vermieter eine inhaltlich identische Vereinbarung auch mit
anderen Mietern geschlossen habe. Eine unangemessene Benachteiligung
des Mieters ist deshalb anzunehmen, weil die in der Vereinbarung enthal-
tene Regelung nicht mit dem gesetzlichen Leitbild zu vereinbaren sei. Das
Landgericht führte aus, bei der geplanten Maßnahme handele sich um ei-
ne Wertverbesserung im Sinne des § 541 b BGB. Ob ein Mieter die Instal-
lation einer Gaszentralheizung zu dulden habe, hänge gemäß § 541 b BGB
von einer zwingend vorgeschriebenen Prüfung der Umstände des Einzel-
falles ab. Eine mietvertragliche Regelung, die hiervon abweicht und des-
sen Duldungspflicht von vornherein festlegt, verstößt nach Ansicht des
Landgerichtes gegen das Leitbild des Mietverhältnisses über Wohnraum
und ist daher unwirksam. 
Auch ist nach Auffassung des Landgerichts diese zum Nachteil des Mie-
ters abweichende Vereinbarung gemäß § 541 b Absatz 4 BGB unwirksam.
Selbst wenn die Vereinbarung von den Vertragsparteien ausgehandelt wor-
den wäre, könnte der Vermieter seinen Anspruch nicht darauf stützen, denn
durch eine solche Vereinbarung würde dem Mieter der Einwand der Härte
abgeschnitten.
Ein Duldungsanspruch des Vermieters ergab sich nach Ansicht des Land-
gerichts auch nicht aus dem oben genannten Ankündigungsschreiben vom
30. September 1999. Aus dem Ankündigungsschreiben ergebe sich nicht
die Anzahl, die örtliche Lage und die Größe der Heizkörper, so dass der



Mieter nicht überprüfen könne, ob die vorhandene Möblierung mit den Um-
baumaßnahmen in Einklang zu bringen sei. 
Abschließend wies das Gericht darauf hin, dass nach seiner Ansicht die
Durchführung der Modernisierungsmaßnahme für den Mieter eine unzu-
mutbare Härte darstelle, da der daraufhin zu zahlende Mietzins über 50
Prozent des Nettoeinkommens des Mieters betrage. Auf die Vorschrift des
§ 541 b Absatz 1 Satz 3 BGB könne sich der Vermieter nicht berufen, da
von einem allgemein üblichen Zustand nur gesprochen werden könne, wenn
die überwiegende Zahl der Mieträume (mindestens zwei Drittel) in der zu
berücksichtigen Region über den herzustellenden Zustand verfügen. Hier-
bei sei zwischen den ehemaligen Regionen Berlin-West und Berlin-Ost zu
differenzieren. Für seine Behauptung, im Stadtteil Prenzlauer Berg ent-
spreche eine Gaszentralheizungen dem allgemein üblichen Zustand, war
der Vermieter den Beweis schuldig geblieben. 

Mitgeteilt von Rechtsanwalt Henrik Solf

Einbau einer Zentralheizung 
anstelle einer Gasetagenheizung als
Modernisierung

Der Vermieter ist zumindest dann nicht zum Einbau einer Zentralheizung
anstelle einer vorhandenen Gasetagenheizung berechtigt, wenn die Gaseta-
genheizung aufgrund eines Modernisierungsvertrages vom Mieter eingebaut
wurde und der Vermieter auf weitere Modernisierungen verzichtet hat.
Der Vermieter ist nicht berechtigt, einen vorhandenen Gasherd durch einen
Elektroherd auszutauschen. Ein berechtigtes Interesse des Vermieters kann
auch nicht aus den hohen Kosten für die Instandsetzung der vorhandenen
Gasleitungen abgeleitet werden.
AG Pankow/Weißensee, Urteil vom 2. Februar 2001 – 8 C 455/00 –

Zwischen der Vermieterin und dem Mieter besteht seit dem 14. September
1990 ein Mietvertrag. Am 17. Dezember 1993 schlossen die Vertragspar-
teien eine Zusatzvereinbarung, mit der dem Mieter gestattet wurde, eine
Gasetagenheizung einzubauen. Weiter hatten die Vertragsparteien verein-
bart, dass die Vermieterin weitere Modernisierungsmaßnahmen in der Woh-
nung des Mieters – soweit es sich nicht um energiesparende Maßnahmen
handelte – nur mit Zustimmung des Mieters durchführen würde. Mit Schrei-
ben vom 17. Februar 2000 teilte die Vermieterin dem Mieter mit, dass sie
beabsichtigt, die vorhandene Gasetagenheizung durch eine Zentralheizung
und den vorhandenen Gasherd durch einen Elektroherd zu ersetzen. Der
Mieter widersprach der Durchführung der angekündigten Maßnahmen. Die
Vermieterin verklagte den Mieter auf Duldung und berief sich unter ande-
rem darauf, dass durch den Einbau der Zentralheizung Heizenergie einge-
spart werde, so dass diese Maßnahme auch nach dem Inhalt der ge-
schlossenen Vereinbarung vom Mieter zu dulden sei.
Das Amtsgericht hat die Klage der Vermieterin abgewiesen. Der Mieter ist
nicht verpflichtet, weder den Einbau einer Zentralheizung und den damit
verbundenen Ausbau der Gasetagenheizung zu dulden noch dieser Maß-
nahme zuzustimmen. Dies ergibt sich nach Auffassung des Gerichts be-
reits aus der Vereinbarung der Vertragsparteien vom 17. Dezember 1993,
nach deren Auslegung eine Modernisierung der Heizungsanlage in der
Wohnung des Mieters ausgeschlossen sein sollte. Die Vereinbarung wür-
de in ihr Gegenteil verkehrt, wenn der Vermieterin nach Zustimmung zu ei-
ner Mietermodernisierung genau die durchgeführte Modernisierungsmaß-
nahme des Mieters ohne weitere Voraussetzungen wieder entfernen, durch
eine eigene ersetzen und die diesbezüglichen Kosten auch noch auf den
Mieter umlegen könnte. Die Vermieterin hatte vielmehr mit ihrer Zustim-
mung zum Einbau der Gasetagenheizung genau diese Modernisierung
durch die Mieter unterstützt und sich in der Vereinbarung dahingehend ver-
pflichtet, keine Modernisierung der Heizungsanlage in der Wohnung des
Mieters durchzuführen und mit Ausnahme der gesondert aufgeführten ener-
giesparenden Maßnahmen Modernisierungsmaßnahmen nur mit Zustim-
mung des Mieters durchzuführen.
Auch aus § 541 b BGB ergibt sich kein Anspruch auf Duldung, denn durch
die Vereinbarung der Vertragsparteien war dieser wirksam abbedungen.
Das Gericht verneinte auch den Anspruch der Vermieterin auf Austausch
des Gasherdes gegen einen Elektroherd. Nach Auffassung des Gerichts
handelt es sich dabei nicht um eine Maßnahme gemäß § 541 a BGB, die
zur Erhaltung der Mietsache oder des Gebäudes erforderlich ist. Vielmehr
stellt der Austausch des Gasherdes gegen einen Elektroherd eine Verän-
derung des Vertragsgegenstandes dar, der nur mit Zustimmung des Mie-
ters zulässig ist. Der Mieter hat eine Wohnung mit Gasherd angemietet, die-

ser zählt damit zur vertragsgemäßen Ausstattung der Wohnung. Eine Zu-
stimmung zum Austausch kann von der Vermieterin nur verlangt werden,
wenn der Austausch zwingend notwendig wäre. Dies war hier jedoch nicht
der Fall. Allein die Tatsache, dass die Gasleitungen mit einem nicht erheb-
lichen Kostenaufwand instandgesetzt werden müssen, stellt keinen not-
wendigen Grund für die Zustimmung des Mieters dar. Zur Zustimmung zum
Austausch wäre der Mieter nur verpflichtet, wenn es entweder Sicherheits-
bedenken gegen die Beibehaltung des Gasherdes gäbe oder der Vermie-
terin für die Beibehaltung des vertragsgemäßen Zustandes ein über die Op-
fergrenze hinausgehender, wirtschaftlicher nicht mehr zumutbarer Aufwand
zugemutet würde. Das war vorliegend nicht der Fall. Schließlich war nach
Auffassung des Gerichts auch zu berücksichtigen, dass die Vermieterin von
Anfang an wusste, dass sich Gasheizungen und Gasherde in den Häusern
befinden und einer Beibehaltung dieser Leistungen deshalb bei der finan-
ziellen Planung der Renovierungsarbeiten mit in Betracht gezogen werden
musste.
Nur vorsorglich stellte das Gericht klar, dass auch die Modernisierungs-
ankündigung der Vermieterin nicht hinreichend bestimmt war und der Mie-
ter auch aus diesem Grunde die Modernisierung nicht hätte dulden müs-
sen.

Mitgeteilt von Rechtsanwalt Dr. Peter Werchan

Einbau einer Innentoilette anstelle
einer Außentoilette

Ein Mieter muss den Einbau einer Innentoilette anstelle einer Außentoilette
nicht dulden, wenn die Wohnfläche durch den geplanten Umbau erheblich
reduziert wird.
LG Berlin, Beschluss vom 21. Oktober 1999 – 67 S 138/99 –

Die Vermieterin verlangte vom Mieter – neben der Duldung weiterer Mo-
dernisierungsmaßnahmen – die Duldung des Einbaus einer Innentoilette
und die Entfernung der vorhandenen Außentoilette. Nachdem sich Ver-
mieterin und Mieter durch Vergleich geeinigt hatten, musste das Landge-
richt Berlin durch Beschluss nur noch über die Kosten des Rechtsstreites
entscheiden. 
Das Landgericht stellte fest, dass, soweit um die Duldung des Einbaus der
Innentoilette und die Entfernung der Außentoilette gestritten wurde, die Ver-
mieterin die anteiligen Kosten des Rechtsstreites zu tragen hat, da sie im
Rechtsstreit unterlegen wäre. Der Mieter wäre nicht verpflichtet gewesen,
diese Maßnahme zu dulden. Hierbei berücksichtigte das Landgericht, dass
durch den Umbau ein Wohnflächenverlust von 23% der Wohnfläche ein-
getreten wäre. Mit dem Einbau der Innentoilette hätte auch ein Flur ge-
schaffen werden müssen. Dieser zu schaffende Flur gehörte zur
Wohnküche und wäre nach dem Umbau nur noch sehr eingeschränkt nutz-
bar gewesen. Innentoilette und Flur hätten 3,8 m2 Fläche beansprucht, bei
einer Wohnungsgröße von 22,41 m2 stellt dieser Wohnflächenverlust einen
Nachteil dar, der die Wohnwertverbesserung durch den Einbau einer In-
nentoilette wieder aufhebt. 

Mitgeteilt von Rechtsanwalt Henrik Solf
Anmerkung:
Der Einbau einer Innentoilette stellt – wie das Gericht auch ausführte –
grundsätzlich eine Wohnwertverbesserung und damit eine vom Mieter zu
duldende Modernisierungsmaßnahme dar. Im vorliegenden Fall wurde die
Duldungspflicht verneint, weil die Wohnung eine sehr geringe Wohnfläche
hatte und gerade der durch den Einbau der Innentoilette eintretende Wohn-
flächenverlust mit seiner Gebrauchswertminderung die Gebrauchswerter-
höhung neutralisiert bzw. überboten hätte.
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Unsere
Beratungsstellen

■ Spandau
Mittwoch 19 bis 20 Uhr, 

jeden 1. und 3. Mittwoch im Monat, 
Mauerstraße 6, im Kulturhaus Spandau, 
� und � Spandau

■ Steglitz
Montag 18.30 bis 19.30 Uhr, 

Osdorfer Straße 121, bei der Arbeiter-
wohlfahrt 
� Osdorfer Str., � 186 ab � Rathaus
Steglitz, � 110

Mittwoch 19 bis 20 Uhr, 
Holsteinische Straße 38, im Büro Bündnis 90/
Die Grünen (Tiefparterre links, bitte klingeln)
� Walther-Schreiber-Platz � Feuerbach-
straße, � 148, 185, 186

■ Tempelhof
Montag 18 bis 19 Uhr, 

Kaiserin-Augusta-Straße 23, 
in der Kirchengemeinde Alt-Tempelhof, 
� Kaiserin-Augusta-Straße 

■ Tiergarten
Donnerstag 18 bis 19 Uhr, 

Stephanstraße 26, im Laden der 
Betroffenenvertretung Stephankiez, 
� Birkenstraße

■ Treptow
Mittwoch 18 bis 19 Uhr, 

Dörpfeldstraße 54, Jugendhilfe 
Treptow-Köln e. V., in der Alten Schule, 
� Treptow-Adlershof

■ Wedding
Donnerstag 18 bis 19.30 Uhr, 

Malplaquetstraße 32, im Treffpunkt M 32, 
� Leopoldplatz, Nauener Platz
Eingang Tageszentrum

■ Weißensee
Mittwoch 18 bis 19.30 Uhr, 

jeden 1. und 3. Mittwoch im Monat, 
Streustraße 121, Ecke Börnestraße, 
in der Berliner Stadtmission, 
�� Antonplatz 2, 3, 4, 13, 23, 24

■ Wilmersdorf
Montag 19 bis 20 Uhr, 

jeden 2. und 4. Montag im Monat, 
Blissestraße 14, im Café „blisse 14“,
Seminarraum 1, �, � Blissestraße 

Die Angaben gelten für das laufende Quartal und in der Regel auch darüber hinaus. Dennoch kön-
nen mitunter Änderungen auftreten. Rufen Sie im Zweifelsfall vor dem Aufsuchen einer Bera-
tungsstelle unsere Geschäftsstelle unter 216 80 01 an.

■ Charlottenburg
Montag 18.30 bis 19.30 Uhr, 

Sophie-Charlotten-Straße 51/52, 
Ecke Philippistraße, im Jugendladen, 
� Kaiserdamm

■ Friedrichshain
zusammen mit der „UBI Mieterladen“ 
Montag 18 bis 20 Uhr und
Donnerstag 19 bis 20 Uhr, 

Kreutzigerstraße 23, im Mieterladen, �, 
� Samariterstraße, �� 2

■ Hellersdorf
Mittwoch 18 bis 20 Uhr, 

jeden 2. und 4. Mittwoch im Monat, 
ACHTUNG: Bis auf weiteres
Auerbacher Ring 40, in der Ko.-Zentrale 
der Lokalen Agenda 21, � Hellersdorf

■ Hohenschönhausen
Dienstag 18 bis 20 Uhr, 

Hauptstraße 13, bei der Arbeiterwohlfahrt, �, 
�� 5, 13, 15, 18, � Storchenhof 142, 256 

■ Köpenick
Montag 18 bis 20 Uhr, 

Wilhelminenhofstraße 42, im BIZO, 
� Schöneweide, weiter mit �� 26, 61 
oder 67 

Donnerstag 18.30 bis 20 Uhr,
jeden 1. und 3. Donnerstag im Monat,
Puchanstraße 9, im Rabenhaus, �, 
� Köpenick,� 360, 369, �� 60, 61, 
62, 63, 68

■ Kreuzberg
Montag 18.30 bis 19.30 Uhr, 

Bergmannstraße 14, 
Stadtteilausschuss Kreuzberg e.V. 
� Gneisenaustraße, Mehringdamm

Mittwoch 16 bis 17.30 Uhr, 
Möckernstraße 92, Ecke Yorckstraße, 
� Möckernbrücke, Mehringdamm, 
Yorckstraße, � Yorckstraße
tercüman bulunmaktadır

Donnerstag 18.15 bis 19 Uhr, 
Mehringdamm 114, 
im Elternzentrum, Raum 403a, 2. Stock, 
� Platz der Luftbrücke

Freitag 18 bis 19 Uhr, 
Oranienstraße 43, VH, 1.OG im Mieterladen
des STADTbüro e. V.,
� Moritzplatz, Kottbusser Tor, � 129

■ Lichtenberg
Montag 18.30 bis 20 Uhr, 

jeden 1. und 3. Montag im Monat,
Gundelfinger Straße 25, im Seniorenklub, 
� Karlshorst, � Tierpark

Dienstag 17 bis 19 Uhr, 
Frankfurter Allee 149, 1. Stock, in der
Bibliothek, � und � Frankfurter Allee

Mittwoch 18.30 bis 20 Uhr, 
jeden 2. und 4. Mittwoch im Monat,
Anton-Saefkow-Platz 12, Eingang vom
Parkplatz zum Mieterbeirat Storkower Bogen,
� Storkower Straße

Donnerstag 18.30 bis 20 Uhr, 
jeden 2. und 4. Donnerstag im Monat,
Einbecker Straße 23, Hochparterre, in der
Geschäftsstelle der Volkssolidarität, 
� und � Lichtenberg

■ Marzahn
Montag 18 bis 19.30 Uhr,

Alt-Marzahn 23, im „KulturGut“, 
� Marzahn

■ Mitte
Mittwoch 18 bis 19 Uhr, 

jeden 1. und 3. Mittwoch im Monat,
Leipziger Straße 55, im „Checkpoint“, 
� Spittelmarkt

Mittwoch 19 bis 20.30 Uhr, 
Auguststr. 21, Hof, in der Comic-Bibliothek 
„Bei Renate“, � Oranienburger Str.,
Hackescher Markt, � Oranienburger Tor,
Weinmeisterstr., �� 1, 13

■ Neukölln
Dienstag 18.15 bis 19.15 Uhr, 

Kottbusser Damm 79a, 4. Hof, 
Zugang: Hobrechtstr. 55, im Nach-
barschaftsladen „elele“, � Schönleinstraße,
Hermannplatz, � Hohenstaufenplatz 141 

Mittwoch 18 bis 19.30 Uhr, 
Fuldastraße 48-51, in der Martin-Luther-
Kirche, EG links, � Rathaus Neukölln

■ Pankow
Dienstag 18 bis 20 Uhr, 

jeden 1. und 3. Dienstag im Monat, 
Wolfshagener Straße 72, 
Ecke Eintrachtstraße, im Kiezladen, 
� Pankow, �� 50, 52, 53

■ Prenzlauer Berg
Montag 18.15 bis 19 Uhr, 

jeden 2. und 4. Montag im Monat, 
Grellstraße 14, im „Grelltreff“, �, 
� Prenzlauer Allee, �� 1

Montag 18 bis 19.30 Uhr, 
Templiner Straße 17, im Laden der
Betroffenenvertretung, „BV Teute“, 
� Senefelder Platz, Rosenthaler Platz, 
Rosa-Luxemburg-Platz, �� 6, 8, 
13, 53, � 157

Montag 19 bis 20 Uhr, 
Oderberger Straße 50, im Verein So oder So
(Kiez-Kantine), � Eberswalder Straße, 
�� 13, 20, 50, 53

Dienstag 19.30 bis 20.30 Uhr, 
Käthe-Niederkirchner-Straße 12, Kiezladen
der Betroffenenvertretung Bötzow-Viertel, �
�� 2, 3, 4 

Mittwoch 18 bis 20 Uhr, 
Wichertstraße 20, 
im Kieztreff der Volkssolidarität, 
� und � Schönhauser Allee, �� 13

Donnerstag 18.30 bis 20 Uhr, 
Christburger Str. 38, im „Baobab“, 
zus. mit dem Bürgerverein 
„Rund um die Rykestraße“, �, 
�� 1, 2

■ Schöneberg
Dienstag 18.30 bis 19.30 Uhr, 

Cranachstraße 7, in der Sozialstation, �,
� Friedenau

Dienstag 19 bis 20 Uhr und
Donnerstag 19 bis 20 Uhr, 

Nollendorfstraße 38, im Mieterladen
„NOLLZIE“, � Nollendorfplatz
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Die MieterGemeinschaft bietet ihren Mitgliedern
derzeit Mietrechtsberatung in den obenstehen-
den Beratungsstellen, von denen sind die
behindertengerechten durch � gekennzeichnet. 

In allen Beratungsstellen werden Sie als Mitglied
von auf Mietrecht spezialisierten Rechtsanwäl-
tinnen und Rechtsanwälten beraten. 
Bringen Sie Ihre letzte Beitragsquittung (oder
das letzte MieterEcho auf Ihren Namen) mit!
Und vergessen Sie nicht Ihre Mietunterlagen,
einschließlich Mietvertrag!

Achtung! In unserer Geschäftsstelle
und den Vor-Ort-Büros finden nur
während der Beratungszeiten Rechts-
beratungen statt. 

In dieser Ausgabe werden die Beratungsstellen noch nach den alten Bezirksnamen sortiert.


